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Freie und Hansestadt Hamburg 

Bezirksamt Altona 

Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung 

Bebauungsplanverfahren Sülldorf 4 im ergänzenden Verfahren nach § 214 Absatz 4 BauGB 

Erneute öffentliche Auslegung im ergänzenden Verfahren nach § 214 Absatz 4 BauGB 

(Beteiligung gemäß § 3 (2) BauGB vom 21.08.2018 bis 21.09.2018) 

und Verschickung zur Kenntnisnahme vom 10.08.2018 an die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen gemäß § 1 Absatz 7 des Baugesetzbuchs 

Vorlage für die Beratung im Arbeitskreis II am 08.03.2019 
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Allgemeine Erläuterungen zur tabellarischen Abwägungsvorlage:  

 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung gingen 20 Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit ein.  
Zur Kenntnisnahmeverschickung an die Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sind 2 Stellungnahmen mit inhalt-
lichen, relevanten Anregungen eingegangen, welche als abgesetzte Tabelle am Ende dieser Übersicht wiedergegeben und abgewo-
gen werden (s. Punkte 21 und 22). 

 

Die Abfolge in der Tabelle erfolgt entsprechend des Eingangs der Stellungnahmen im Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung the-
menbezogen. Bei sich wiederholenden Themen und Inhalten in den Stellungnahmen werden diese ggf. auch zusammengefasst dar-
gestellt (s. z.B. Nr. 12). 
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1.1 Stellplätze 

 Feldweg 60,  TSV Sülldorf 

 Es fehlt der Parkplatz mit den insgesamt 9 
Stellplätzen des TSV Sülldorf. Der Verein 
kann auf diese Parkplätze nicht verzichten. 
Wir möchten darum bitten, diese Parkplätze in 
dem Plan nachzutragen. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Inwieweit der Sportverein Stellplätze auf den Schulgrundstücken mitnutzen darf, ist mit 
dem Grundeigentümer privatrechtlich zu vereinbaren. Die anteilige Nutzung der Fläche 
für Gemeinbedarf für Stellplätze wird teilweise durch die Festsetzung eines Anpflanzge-
bots eingeschränkt, an der Festsetzung eines Anpflanzgebots für Bäume und Sträucher 
im Südwesten des Flurstücks 2805 wird jedoch festgehalten, um den Sportplatz am Nah-
erholungsweg visuell einzufassen und die Lücke im Knick zur Abrundung des Land-
schaftsbildes und im Sinne des Biotopverbunds zu ergänzen.  

1.2 Entwässerung  

 Feldweg 60, TSV Sülldorf 

 An den beiden nördlichen Ecken befinden sich 
zwei Regenwassersiele. Dese werden regel-
mäßig vom Hausmeister der Schule Lehm-
kuhlenweg von den sich dort immer wieder 
ansammelnden großen Mengen Sandes be-
freit (der daneben angehäufte meterhohe Berg 
spricht Bände…) da sonst der gesamte Sport-
platz bei Regen unter Wasser steht. Die sind 
also unverzichtbar. 

Kenntnisnahme 

Nach den vorliegenden Unterlagen der Hamburger Stadtentwässerung (HSE) bzw. Ham-
burg Wasser befindet sich hier kein öffentliches Regenwassersiel. Es kann sich hier nur 
um eine private Entwässerungseinrichtung für das Schulgrundstück bzw. dem Schul-
sportplatz handeln. Eine Kennzeichnung der Siele im B-Plan ist damit entbehrlich. 

2. Erhaltungsgebot Einzelbaum  

 Schlankweg 14, Flurstück 13 

 Auf dem Grundstück ist die Erhaltung eines 
Einzelbaumes in unmittelbarer Nähe des 
Wohnhauses im Bebauungsplan eingetragen. 
Bei diesem Baum handelt es sich um eine 
Esche, die im Abstand von 3,80 m zum 
Wohngebäude steht. Das Wohngebäude wur-
de vermutlich 1895, als einfaches Landarbei-
terhaus mit Außenwänden aus Feldsteinen 
und Mauerresten, gehalten von einer Kalk-

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Bei dem im Planzeichnungsentwurf zum Erhalt festgesetzten Einzelbaum auf dem Privat-
grundstück handelt es sich um einen erhaltenswerten, gesunden Einzelbaum mit einer 
besonderen Bedeutung für das geschützte Landschaftsbild im Landschaftsschutzgebiet 
und städtebaulichen Erhaltungsbereich des alten Dorfes Sülldorf (Gemeine Esche mit 
einem Stammdurchmesser von ca. 50 cm). An der geplanten Festsetzung zum Erhalt des 
Einzelbaumes wird deshalb festgehalten. 
Mögliche Schäden am Gebäude könnten ggf. durch geeignete bauliche Maßnahmen 
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Sand-Mischung, erbaut. Bei Renovierungs-
arbeiten im Kriechkeller vor 2 Jahren, wurden 
große Baumwurzeln im Keller entdeckt (Fotos 
vorhanden). Der Baum gefährdet mit seinen 
Wurzeln somit die Bausubstanz. Bereits jetzt 
treten einige Risse in den Wänden zu Tage, 
die mit hoher Wahrscheinlichkeit auf das Wur-
zelwachstum dieser Esche zurückzuführen 
sind. Wir möchten Sie daher bitten, diesen zu 
erhaltenden Baum aus dem Plan zu streichen. 
Ein weiterer eingetragener Einzelbaum (Ei-
che) auf dem Flurstück 3307 ist für uns zurzeit 
unproblematisch. 

vermieden werden.  

3. Maß der baulichen Nutzung 

 Sülldorfer Kirchenweg 261, ehemaliges Flurstück 2539, jetzt Flurstück 3509 

 Durch die hälftige Kennzeichnung des o.g. 
Grundstücks mit dem dazugehörigen Einzel-
haus als Dorfgebiet und die hälftige Kenn-
zeichnung nach hinten als private Grünfläche 
(Garten) wird die Möglichkeit eines zukünfti-
gen Anbaus verwehrt. Aus diesem Grund for-
dere ich Sie auf, die auf diesem Grundstück 
befindliche gekennzeichnete Fläche als Dorf-
gebiet um 12,5 laufende Meter (ca. 250qm) 
nach hinten zu vergrößern und die dazugehö-
rige private Grünfläche (Garten) entsprechend 
zu verkleinern. 
Des Weiteren bitte ich um Einzeichnung der 
Garage denn diese ist kein Anbau sondern 
eins mit dem Haus. Es besteht aus einer Bau-
struktur (Sämtliche Stahlträger/ Wän-
de/Mauerwerk) 
 
 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Da die Erhaltung der Grünflächen und Gärten im Plangebiet ein wichtiger Aspekt der zu 
sichernden historischen Struktur des Dorfes ist, wurden diese Flächen von den festge-
setzten Dorfgebieten eindeutig abgegrenzt und hierfür die Festsetzung als private Grün-
flächen getroffen. Die als Dorfgebiet ausgewiesene Fläche ist mit Blick auf die privaten 
Belange einer baulichen Nutzung des Grundstücks als hinreichend groß für die dort zu-
lässigen Nutzungen anzusehen. Eine weitere rückwärtige Bebauung des Grundstücks 
würde den vorgenannten Planungszielen widersprechen. 

Die Festsetzung der Baugrenzen orientiert sich am Bestand der Gebäude. Vorhandene 
Garagen werden in den Dorfgebieten nicht durch Baugrenzen gesichert, besitzen jedoch 
Bestandsschutz und sind im gesetzlichen Rahmen des § 12 Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) weiterhin zulässig.  
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4.1 Art der baulichen Nutzung 

 Sülldorfer Kirchenweg 261, Flurstück 3510, ehemalig Flurstück 2539 und Flurstück 3509, ehemalig auch Flurstück 2539  

 Die Festsetzungen des ausgelegten Planent-
wurfs weist das Flurstück 3510 als Fläche mit 
Kennbuchstabe (C) aus, was laut § 2 Nr. 12 
der Verordnung dem Zweck der Freihaltung 
von Ausblicken dienen soll. Damit handelt es 
sich nicht mehr um eine landwirtschaftliche 
Fläche und entspricht auch nicht den Vorga-
ben nach § 5 der BauNVO für ein Dorfgebiet. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Das vom Einwender bezeichnete Flurstück wird als eine Fläche für die Landwirtschaft 
festgesetzt, die nicht bebaut werden soll. Gerade diese kleinen Weideflächen im Dorf 
bzw. die Vielfalt der verschiedenen kleinflächigen landwirtschaftlichen Nutzungen bilden 
noch ein wichtiges Element des alten Dorfes mit seiner städtebaulichen und landschaftli-
chen Struktur. Eine landwirtschaftliche Nutzung dieser relativ kleinen Flächen in Form 
einer Beweidung mit Tieren wird auch zukünftig als realistisch angesehen. Darüber hin-
aus erfüllt diese Fläche eine wichtige Funktion für das Orts-und Landschaftsbild und wird 
deshalb in die Regelungen des § 2 Nr. 12 der Verordnung einbezogen. 

 Die planungsrechtliche Ausweisung als Dorf-
gebiet bedeutet auch, dass nach § 5 Abs. 1 
Satz 2 BauNVO auf die Belange der land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe einschließlich 
ihrer Entwicklungsmöglichkeiten vorrangig 
Rücksicht zu nehmen ist. Entgegen dieser 
gesetzlichen Vorgabe wird das Grundstück zu 
einer Art "nicht betretbarem Erholungsgebiet" 
erklärt, über dessen Fläche die dort vorbei 
gehende Bevölkerung einen Blick in die Feld-
mark geboten bekommen soll. Zu diesem 
Zweck soll der Bebauungsplan meinen Man-
danten darüber hinaus dazu zwingen, die 
rückwärtige Hecke jährlich auf eine Höhe von 
1,20 m zurückzuschneiden.  

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Das Nebeneinander von bebauten und unbebauten Flächen gehört zur typischen Sied-
lungsstruktur eines Dorfgebietes in der nordelbischen Geestlandschaft. Der Erhalt dieser 
Struktur vor dem Hintergrund eines wachsenden Siedlungsdrucks in der Metropolregion 
Hamburg ist wesentliches Ziel dieses Bebauungsplans. Neben einer differenzierten pla-
nerischen Steuerung von bebaubaren und unbebaubaren Flächen gehört damit auch der 
Erhalt des Orts- und Landschaftsbildes zum Regelungsbedarf dieses Bebauungsplanes. 
Dazu gehören auch dezidierte Regelungen zur Pflege von Grundstückseinfriedungen wie 
das regelmäßige Rückscheiden von Hecken, um die Blickbeziehungen vor einem Zu-
wachsen durch ungeschnittene Hecken zu schützen. Das Gebot der vorrangigen Rück-
sichtnahme auf die Belange der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe einschließlich 
ihrer Entwicklungsmöglichkeiten bezieht sich, wie vom Einwender beschrieben, auf die 
festgesetzten Dorfgebiete gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 BauNVO und nicht auf die festgesetz-
ten Flächen für die Landwirtschaft und die Grünflächen im Plangebiet. Die Festsetzung in 
§ 2 Nr. 12 der Verordnung bezieht sich nicht auf die rückwärtige gesetzlich geschützte 
Feldhecke, da sie außerhalb der mit „(C)“ bezeichneten Fläche liegt.  

4.2 Flurstücksteilung 

 Sülldorfer Kirchenweg 261, Flurstück 3510, ehemalig Flurstück 2539 und Flurstück 3509, ehemalig auch Flurstück 2539 

 Infolge der Teilung des Grundstückes gibt es 
kein einheitliches Grundstück mehr mit der 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 

Die digitale Plangrundlage (ALKIS) wurde vor der öffentlichen Auslegung im Juni 2018 
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Adressbezeichnung Sülldorfer Kirchenweg 
261. Auf diese Adressbezeichnung bezieht 
sich allerdings die Planvorgabe mit der Be-
baubarkeit mit 3 Wohneinheiten (Begründung, 
Seite 55 oben). Das ist inhaltlich widersprüch-
lich, denn die Planzeichnung weist die unter-
schiedlichen Flurstücke aus. 

aktualisiert. Damit ist die Teilung der Flurstücke nachvollziehbar. Sofern es notwendig 
erscheint, wird die Begründung entsprechend der aktualisiert. 

 Die zwischenzeitliche Änderung der Flurstü-
cke hat auch Auswirkung auf die materiell-
rechtlichen Belange des Bebauungsplans. 
Während in der vorangegangenen Version 
des Plans das ungeteilte Flurstück 2539 nur 
teilweise für unbebaubar erklärt wurde, ist das 
jetzige Flurstück 3510 insgesamt unbebaubar, 
was einer Enteignung gleichkommt. Diese 
Fläche liegt mitten im Dorfbereich und kann 
mit den Planvorgaben keiner der in § 5 Abs. 2 
BauNVO genannten Nutzungsarten zugeord-
net werden. Daraus ergeben sich offensichtli-
che Abwägungsmängel in der PlanersteIlung, 
die sich infolge der Änderung an den Flurstü-
cken noch verschärft haben und deshalb im 
Rahmen der jetzigen Anhörung geltend ge-
macht werden können. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt 

Primäres Ziel des Bebauungsplans ist der Strukturerhalt des historischen Sülldorfer Dor-
fes und nicht die Schaffung zusätzlicher Bauflächen. Hierbei ist es für die nicht zur Be-
bauung vorgesehen Flächen unerheblich, ob sie Teil eines großen Flurstückes sind oder 
durch Neuteilung ein eigenes Flurstück bilden. Planungsziel ist hier das Freihalten für das 
Orts- und Landschaftsbild prägender Freiflächen. 

Das bisherige Baurecht nach dem Baustufenplan Iserbrook-Sülldorf aus dem Jahre 1955 
wurde vom Einwender mehr als 7 Jahre nicht in Anspruch genommen, so dass durch die 
jetzige Änderung des Planrechtes kein Anspruch auf Entschädigung gemäß § 42 (2) 
BauGB besteht. 
Der Vermeidung einer Beeinträchtigung Landschaftsbildes wird hier Vorrang vor den pri-
vaten Belangen einer wirtschaftlich optimierten Nutzung des Flurstücks durch den Eigen-
tümer gegeben. 

4.3 Planverfahren 

 Sülldorfer Kirchenweg 261 Flurstück 3510, ehemalig Flurstück 2539 und Flurstück 3509, ehemalig auch Flurstück 2539 

 Der Begründungsentwurf nimmt Bezug auf 
den Pferdepensionsbetrieb, lässt aber völlig 
dessen Bedarf nach dem Bau einer Lagerhalle 
außer Betracht, obwohl über die dazugehörige 
Bauerlaubnis bereits ein Rechtsstreit vor dem 
Verwaltungsgericht Hamburg läuft. Das ver-
stößt im Abwägungsvorgang evident gegen 
§ 5 Abs. 1 S. 2 BauNVO.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 

Der Rechtstreit bezieht sich auf das alte Planrecht des Baustufenplans und wird außer-
halb dieses B-Planverfahrens entschieden. Der Bau einer Lagerhalle an dieser Stelle 
würde dem Planungsziel entgegenstehen, hier weiterhin Blicke in die Landschaft zu er-
möglichen. Das Grundstück befindet sich in einiger Entfernung zum Sitz des Betriebs am 
Feldweg 65. Betriebswirtschaftlich betrachtet wäre diese Lagerhalle nicht an einem güns-
tigen Ort gelegen.  
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Ihre Dienststelle weiß aus dem behördlichen 
Verfahren um die Bauerlaubnis, dass die be-
troffene Fläche mit einer landwirtschaftlich 
genutzten Halle bebaut werden soll und sich 
dabei auf den Baustufenplan stützt, der für 
das Bauvorhaben insofern noch maßgeblich 
ist. Der Rechtsstreit um die Bauerlaubnis ist 
rechtshängig beim Verwaltungsgericht Ham-
burg (…). 
Infolge dieser offensichtlichen Abwägungsfeh-
ler kommt eine rückwirkende Inkraftsetzung 
des Bauplans auf den Zeitpunkt der vorange-
gangenen Fassung, die Gegenstand des 
Normenkontrollverfahrens beim Oberverwal-
tungsgericht ist, nicht in Betracht. 

4.4 Zahl der Wohneinheiten 

 Sülldorfer Kirchenweg 261, Flurstück 3510, ehemalig Flurstück 2539 und Flurstück 3509, ehemalig auch Flurstück 2539 

 Die im Begründungsentwurf enthaltene Anga-
be "Die Festsetzung über die Anzahl der 
Wohnungen je Wohngebäude dient somit dem 
Planungsziel, die vorhandene bauliche Struk-
tur und das historisch gewachsene Dorfbild zu 
erhalten und seine Freiflächen zu schützen." 
ist rechtlich fehlerhaft, denn nach dem bishe-
rigen Baustufenplan ist das meinem Mandan-
ten gehörende Flurstück bebaubar. Es handelt 
sich also nicht um eine "historisch Freifläche", 
deren Erhalt besonders schützenswert wäre. 
Solche Freiflächen gibt es auf landwirtschaft-
lich genutzten Grundstücken häufig, weil diese 
in Dorfgebieten gelegenen Grundstücke meist 
eine größere Fläche besitzen als Grundstücke 
im Stadtgebiet und diese Fläche zum Teil für 
die Bebauung und zum Teil für die Lagerung 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die bestehenden Gebäude und Wohnungen wurden aufgrund der Ausweisungen des 
Baustufenplans Iserbrook-Sülldorf von 1955 mit einer überwiegenden Ausweisung als 
"Besonders geschütztes Wohngebiet - Nur landwirtschaftliche Bauten zulässig" bzw. 
"Außengebiet", überwiegend als privilegierte, landwirtschaftliche Gebäude beantragt und 
genehmigt (Altenteiler, Wohnungen für landwirtschaftliche Mitarbeiter, etc.). 
Dieses Baurecht wurde jedoch vom Eigentümer über mehr als 7 Jahre nach Inkrafttreten 
des Baustufenplans nicht auf allen Flächen Anspruch genommen, so dass durch die jet-
zige Änderung des Planrechtes kein Anspruch auf Entschädigung gemäß § 42 (2) BauGB 
besteht. Die Fläche wurde auch nicht als Abstellfläche für landwirtschaftliche Geräte oder 
zur Lagerung landwirtschaftlicher Produkte genutzt. 
Der Vermeidung einer Beeinträchtigung des Landschaftsbildes wird hier Vorrang vor den 
privaten Belangen einer wirtschaftlich optimierten Nutzung des Flurstücks durch den Ei-
gentümer gegeben. Der Betrieb des Mandanten wurde im Übrigen schon vor längerer 
Zeit an den Feldweg 65 verlagert. 
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landwirtschaftlicher Produkte oder das Abstel-
len landwirtschaftlicher Maschinen benötigt 
und verwendet wird. Nach den Planvorgaben 
ist nicht einmal das noch erlaubt, was dem 
Charakter eines Dorfgebietes vollkommen 
widerspricht und einen offensichtlichen Abwä-
gungsfehler ausweist. 
Diese Einwände beziehen sich auf inhaltliche 
Änderungen am Bebauungsplan, sodass die 
Einwände nicht dadurch ausgeschlossen sein 
können, weil sie nicht schon zuvor bei der 
ersten Öffentlichkeitsbeteiligung geltend ge-
macht wurden. Es handelt sich auch um recht-
liche Fehler, die nach den §§ 214, 215 BauGB 
beachtlich sind. 

 Im Übrigen bleibt festzuhalten, dass die Be-
zugnahme auf das Grundstück Sülldorfer Kir-
chenweg 261 für die Bebaubarkeit mit 3 
Wohneinheiten unklar ist, weil keine Zuord-
nung zu den beiden oben genannten Flurstü-
cken stattfindet.  
Auch das ist ein nachhaltiger materiell-
rechtlicher Fehler, der bei der vorangegange-
nen Bürgerbeteiligung angesichts der damals 
noch ungeteilten Fläche nicht geltend ge-
macht werden konnte. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Bei der Festsetzung Nr. 2 in der Verordnung „Mit Ausnahme des Flurstücks 2540 der 
Gemarkung Sülldorf sind in den Dorfgebieten je Wohngebäude höchstens drei Wohnun-
gen zulässig“ handelt es sich lediglich um ein Höchstmaß, welches nicht den Anspruch 
der Realisierbarkeit von drei Wohnungen in jedem der festgesetzten Dorfgebiete herleiten 
lässt. Ein materiell-rechtlicher Fehler ist somit nicht erkennbar. Eine Zuordnung zu den 
vom Einwender genannten Flurstücken ist entbehrlich. 
Die zeichnerische Bezugnahme auf das Flurstück ist durch die Aktualisierung der digita-
len Plangrundlage (ALKIS) vor der Auslegung des Planes eindeutig hergestellt. Die Be-
gründung wird bei Bedarf redaktionell angepasst. 

4.5 Landschaftsbild 

 Sülldorfer Kirchenweg 261, Flurstück 3510, ehemalig Flurstück 2539 und Flurstück 3509, ehemalig auch Flurstück 2539 

 Zusätzlich ist anzumerken, dass ein Blick in 
die Feldmark gar nicht möglich ist, weil an der 
Stelle, an der die Planzeichnung eine Lücke in 
der rückwärtigen Hecke ausweist, ein großer 
Baum steht, der diesen Blick verhindert. Auch 
sonst ist keinerlei nachvollziehbares Allge-

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Zu den charakteristischen und erhaltenswerten Elementen des Landschaftsbildes auf der 
Geest gehören Feldhecken und Knicks mit einzelnen Großbäumen als Überhälter. Dazu 
gehört auch die hier am Westrand des Grundstücks vorhandene Eiche. Beidseitig des 
Baumes sind nach einem üblichen Pflegerückschnitt der Strauchgehölze alle 5 bis 10 
Jahre zeitweise immer wieder offene Blickbeziehungen zu dem dahinter liegenden Flur-
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meininteresse erkennbar, da nach einer kur-
zen Wegstrecke nördlich des Planungsgebiets 
und damit auch hinter dem Grundstück mei-
nes Mandanten - Wiesen, Felder und der Klö-
vensteen liegen, wo sich der Bevölkerung tat-
sächlich ein Blick in die freie Natur bietet. 

stück vorhanden, die besonders im unbelaubten Zustand der Strauchschicht Blicke bis 
über die dahinterliegende Baumreihe hinaus ermöglichen. Dies macht hier den besonde-
ren Reiz des Landschaftsbildes aus. Aber auch das Grünland-Grundstück selbst weist 
einen hohen Wert für das Orts- und Landschaftsbild auf. Gerade die unbebauten Grund-
stücke entlang des Sülldorfer Kirchenwegs sind für den Charakter des Landschafts-
schutzgebiets wesentlich. 

5. Formelle und materielle Rechtmäßigkeit des Bebauungsplans (Unterschiedliche Festsetzungen) 

 Schlankweg 19, Flurstück 2020 (außerhalb des Plangebiets) 

 Die gegen den Bebauungsplan erhobenen 
Einwendungen gelten unverändert fort. Zur 
Verdeutlichung verweisen wir auf die noch-
mals beigefügten Schreiben vom 21.6.2011 
und vom 10.7.2012 sowie unsere Antrags-
schrift an das Oberverwaltungsgericht vom 
16.12.2015 – die genannten Unterlagen sind 
nochmals beigefügt. 
 

Der Stellungnahme kann weiterhin nicht gefolgt werden. 

Die vorgebrachten Bedenken wurden bereits im Laufe des Bebauungsplanverfahrens 
Sülldorf 4 abgewogen (siehe Anlage 1 „Abwägung der im Rahmen der öffentlichen Aus-
legung eingegangenen Stellungnahmen“ vom 25.07.2011, Nr. 6 und Anlage 2 „Bebau-
ungsplanentwurf Sülldorf 4 – Abwägung der Stellungnahmen zur zweiten Auslegung“ vom 
24.08.2012, Nr. 6). Die damals vorgenommenen Abwägungen haben weiterhin Bestand, 
da sich zu den vorgebrachten Punkten keine substanziellen Veränderungen ergeben ha-
ben.  
In der Anlage 3 ist die Antragsschrift an das OVG vom Dezember 2015 zusammen mit 
der Entgegnung des Bezirksamts vom Mai 2016 angefügt. Die auf den Seiten 4-5 der 
Erwiderung des Bezirksamts ausgeführten Entgegnungen zur vorgebrachten Verletzung 
der Bekanntmachungspflichten sind nicht mehr aktuell, weil das Bebauungsplanverfahren 
mit dem aktuellen ergänzenden Verfahren nach § 214 Abs. 4 BauGB und der erneuten 
öffentlichen Bekanntmachung und Auslegung von den möglichen formellen Fehlern bei 
den Bekanntmachungen von 2011 und 2012 geheilt werden soll. 

6. Landwirtschaft - Nutzungseinschränkungen 

 Sülldorf Forum, Op'n Hainholt 88 a-c 

 Wir engagieren uns für unseren Stadtteil und 
haben schon wesentliche Veränderungen an-
geschoben, geplant, beantragt, begleitet und 
umgesetzt. Das Ziel des B-Planes ist u.a. der 
Erhalt der landwirtschaftlichen Betriebe, um 
das Milieu des letzten landwirtschaftlich ge-
prägten und zum Glück voll aktiven Geestdor-

Kenntnisnahme 

Der Bebauungsplanentwurf wurde unter Beteiligung der für die Landwirtschaft zuständi-
gen Dienststellen (BWVI - Abteilung Agrarwirtschaft) und der Landwirtschaftskammer 
erarbeitet. Die daraus resultierenden öffentlichen und privaten Belange wurden in der 
Abwägung entsprechend berücksichtigt. Einschränkungen in der Nutzbarkeit der land-
wirtschaftlichen Flurstücke werden von der Plangeberin, unter Berücksichtigung des pri-
mären Planungsziels des Strukturerhalts des Dorfes, als gerecht angesehen. Ein leben-
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fes von Hamburg zu schützen. Das begrüßen 
wir als unmittelbare Nachbarn sehr. Etliche 
Festsetzungen und sehr unterschiedliche 
Ausweisungen im Plan wirken diesem Ziel 
allerdings für Laien nachvollziehbar entgegen. 
Wir erwarten, dass die fachkundigen Beden-
ken und Forderungen der Fachämter für 
Landwirtschaft Eingang finden in die Planun-
gen. Sülldorf soll auch weiterhin ein lebens-
wertes intaktes Dorf bleiben und kein Muse-
umsdorf werden. 

diges Dorfleben mit einer aktiven Landwirtschaft ist innerhalb der getroffenen Festsetzun-
gen weiterhin möglich und entspricht den Planungszielen. 

7.1 Knickschutz 

 Op'n Hainholt 115, Pächter Flurstücke 3320 und 3321 

 In § 2 Nr. 19 des Verordnungsentwurfes wird 
festgesetzt, dass entlang der Feldhecken und 
Knicks ein Bewirtschaftungsabstand von 2 m 
einzuhalten ist, obwohl es im Hamburgischen 
Gesetz zur Ausführung des Bundesnatur-
schutzgesetzes (HmbBNatSchAG) vom 11. 
Mai 2010 unter 2.1 dazu heißt: "Der Schutz 
der Feldhecken erstreckt sich auf einen Strei-
fen von mindestens 1,5 Metern von der äu-
ßersten Linie der Gehölzstämme, der von ei-
ner beeinträchtigenden Bewirtschaftung frei-
zuhalten ist." 
Am 19.04.2014 teilt mir der Leiter des Fach-
amtes folgendes mit: "die Festsetzung eines 
Mindestabstands der Zäune von 1,5 m zu der 
äußersten Linie der Gehölzstämme sichert die 
gesetzlich geschützten Biotopstrukturen der 
Feldhecken und Knicks vor Beeinträchtigun-
gen durch Viehverbiss, manuelle oder ma-
schinelle Schädigungen. Der gesetzliche 
Rahmen der Anlage zum HmbBNatSchAG 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Festsetzungen zum Schutz der schützenswerten Gehölze und Biotope gegen den 
Viehverbiss bleiben bestehen, da es sich hier um langfristige Schutzmaßnahmen handelt, 
die auch Bestand haben sollen, falls der Pächter oder Eigentümer der Flurstücke die bis-
herige (Weide-) Nutzung auf den Flurstücken ändert.  

Das HmbBNatSchAG definiert lediglich einen Mindestabstand zum Schutz der Feldhe-
cken, der im Bebauungsplan aufgrund der örtlichen Gegebenheiten erweitert werden 
kann. Im Bebauungsplangebiet dominiert die Beweidung mit Pferden. Zum Schutz der 
Gehölze vor Verbiss ist diese Festsetzung erforderlich. Im bau- bzw. landschaftsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren, etwa bei der Anlage von Reitplätzen oder Pad-
docks, erfolgt eine Prüfung und Konkretisierung auf den individuellen Einzelfall. 
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wird hierdurch konkretisiert. Wenn Sie beden-
ken, dass gerade Pferde mir ihren langen Häl-
sen gerne an den Gehölzen fressen, erscheint 
dieser Abstand plausibel. Wir werden aber 
gerne noch einmal Ihre Anregung prüfen." 
Eine derartige Prüfung, wenn sie denn tat-
sächlich stattgefunden hat - denn über das 
Ergebnis der Prüfung wurde ich zu keinem 
Zeitpunkt unterrichtet- hat offensichtlich nicht 
zu einer Beachtung in den Festsetzungen des 
B-Plans geführt. Da die Knicks am Rande 
meiner Fläche aufgrund der Größe der von 
mir gehaltenen Nutztiere und der für die Hal-
tung der Tiere erforderlichen Zaunhöhe von 
einen Viehverbiss nicht beeinträchtigt werden, 
fordere ich, dass die genannte Festsetzung 
ersatzlos aus dem B-Plan gestrichen wird. 

7.2 Private Grünfläche 

 Op'n Hainholt 115, Pächter Flurstücke 3320 und 3321 

 Ich lege Widerspruch gegen die Festsetzung 
einer "Privaten Grünfläche" für die angrenzen-
den Knickflächen ein, da diese als integrativer 
Bestandteil meiner Wirtschaftsfläche angese-
hen werden müssen und ich die Knicks nicht 
als Privatperson sondern als Landwirt pflege.  

Kenntnisnahme 

Die Festsetzung „private Grünfläche“ beinhaltet keine Regelungen zur Knickpflege durch 
Privatpersonen oder landwirtschaftliche Betriebe sondern unterscheidet sich von einer 
„öffentlichen Grünfläche“ durch den Status der Eigentumsverhältnisse. Die Festsetzung 
ist erforderlich zum Schutz und der Erhalt der Knicks und Feldhecken. 

8. Maß der baulichen Nutzung 

 Sülldorfer Kirchenweg 252, Flurstück 2643 

 Die Garagen des Grundstücks gehören mit 
zum räumlichen Geltungsbereich und gehören 
blau umrandet. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Der Bebauungsplan trifft generell keine Regelungen zur Lage oder Begrenzung von Stell-
plätzen und Garagen in den Dorfgebieten. Gemäß § 12 BauNVO sind Stellplätze und 
Garagen in allen Baugebieten unter Berücksichtigung der landesrechtlichen Vorschriften 
der HBauO zulässig. Eine Festsetzung der bestehenden Garagen durch Baugrenzen ist 
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deshalb nicht erforderlich. 

 

 Auf die Adressbezeichnung Sülldorfer Kir-
chenweg 252 bezieht sich die Planvorgabe mit 
der Bebaubarkeit mit 3 Wohneinheiten zusätz-
lich. (Seite 55 oberhalb des Begründungsent-
wurfs) im Zusammenhang mit der HofsteIle 
am Feldweg 65 Haus Nr. 15. Dieses Grund-
stück Nr. 2643 ist zwar in meinem Besitz, hat 
aber mit dem Betrieb nichts zu tun. Es wurde 
von mir käuflich erworben und ist Privat. Ich 
könnte mir vorstellen, einem Baufenster für 3 
Wohneinheiten auf dem Grundstück 2706 
(zugehörig zur HofsteIle) ein Überfahrtsrecht 
eintragen zu lassen. Die Beschreibung "Zahl 
der Vollgeschosse und Beschränkung der 
Wohnungen", passt mit dem Plan nicht zu-
sammen. Sie müssten ein Baufenster auf dem 
Grundstück 2706 einzeichnen, belegen am 
Sülldorfer Kirchenweg 252. 
 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Eine Bebauung des rückwärtigen Flurstücks 2706 mit einem weiteren Wohngebäude und 
3 Wohneinheiten soll nicht erfolgen, weil hier der landwirtschaftlichen Nutzung und dem 
Erhalt des Landschaftsbildes Vorrang eingeräumt wird. Die Bebauung soll bestandsorien-
tiert zum Straßenraum am Sülldorfer Kirchenweg hin konzentriert bleiben, um dem Gebot 
der Innen- vor der Außenentwicklung gemäß § 1a BauGB zu entsprechen. Östlich des 
Sülldorfer Kirchenweg wurde dafür ein Dorfgebiet mit entsprechenden Baufenstern fest-
gesetzt. 

 Zum Abstand "zum Knickfuß von 2 m“: Dieses 
ist eine Enteignung einer sehr biologischen 
Fläche und müsste im Wert einer Ausgleichs-
fläche über Vermögensausgleich beglichen 
werden. Durch diesen neuen Bebauungsplan 
wird mein persönliches Recht "Privilegiertes 
Bauen in der Landwirtschaft" ausgehebelt. 
Dieser Plan muss von einem Betriebswirt-
schaftler und einem unabhängigen ökonomi-
schen landwirtschaftlichen Gutachter überar-
beitet werden. 
 
 

Kenntnisnahme 

Eine Festsetzung Abstand „zum Knickfuß von 2 m“ ist in der Verordnung nicht vorhanden. 
In § 2 Nr. 19 der Verordnung heißt es: 

„Entlang der Feldhecken und Knicks ist beidseits eine Beweidung, Bodenbearbeitung, 
Düngung oder Behandlung mit Pflanzenschutzmitteln in einem Abstand von mindestens 
2 m von der äußersten Linie der Gehölzstämme und mindestens 1 m zum Knickfuß unzu-
lässig.“ 

Ob ein Vermögensausgleich erforderlich ist, könnte ggf. in einem separaten Verfahren 
entschieden werden. 
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9.1 Landwirtschaft - Nutzungseinschränkungen 

 Sülldorfer Kirchenweg 258, Flurstück 3133 

 In einem Schreiben an das Bezirksamt Altona 
antwortete die Behörde am 22. Mai 2015, 
dass am "derzeitigen Betriebsstandort im Dorf 
eine ausreichende Erweiterungsmöglichkeit 
gegeben ist." Wir hatten mehrfach auf die Tat-
sache hingewiesen, dass diese Aussage un-
richtig ist. Wie wir dem B-Plan-Entwurf ent-
nehmen, hat das Amt diese Tatsache nicht zur 
Kenntnis genommen. Den folgenden Darstel-
lungen kann entnommen werden, dass ange-
messene Erweiterungsmöglichkeiten de facto 
nicht bestehen, woraus sich ableitet, dass wir 
Widerspruch gegen den B-Plan einlegen. 

Kenntnisnahme 

 

9.2 Digitale Plangrundlage (ALKIS) 

 Sülldorfer Kirchenweg 258, Flurstück 3133 

 In die Planzeichnung sind betriebswirtschaft-
lich notwendige bereits bestehende Betriebs-
einrichtungen nicht eingetragen. Dies betrifft 
z.B. unsere Fahrsilos zur Lagerung des not-
wendigen Winterfutters, die sich im zentralen 
Bereich des Baufensters unseres Betriebes 
befinden. 
Dieses Versäumnis hatten wir bereits bei der 
vorhergehenden Auslegung des B-Plans be-
anstandet. Warum dieses Betriebselement 
erneut nicht in der Planzeichnung einbezogen 
wurde, ist uns unerklärlich. Aufgrund dieser 
Tatsache gehen wir davon aus, dass diese 
baulichen Betriebsteile bewusst weggelassen 
wurden, mit dem Ziel den Eindruck zu erwe-
cken, dass die oben genannte Aussage richtig 

Der Stellungnahme kann nicht gefolgt werden. 

Der Forderung nach einer Darstellung der landwirtschaftlichen baulichen Anlagen in der 
Planzeichnung wird in dem Umfang nachgekommen, wie diese jeweils in der aktuell zu-
grundeliegenden offiziellen digitalen Kartengrundlage des Landesbetriebs für Geoinfor-
mation und Vermessung dargestellt sind.  
Der in der Planzeichnung dargestellte Gebäudebestand beinhaltet als Grundlage den 
entsprechenden Ausschnitt aus dem Amtlichen Liegenschaftskatasterinformationssystem 
(ALKIS) mit Stand vom Juni 2018. Darüber hinaus gehende Ergänzungen von neuen 
Baukörpern im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens werden vom Bezirksamt nicht 
vorgenommen. Nicht offiziell eingemessene und damit dargestellte Gebäude oder bauli-
che Anlagen können vereinzelt möglich sein, die Plangeberin hat jedoch insoweit auch 
einen Abgleich mit einem aktuellen Luftbild vorgenommen und diese Informationen bei 
der Abgrenzung der Baugrenzen berücksichtigt, soweit diese nach Kenntnisstand der 
Plangeberin in der Vergangenheit auch genehmigt wurden. Genehmigte landwirtschaftli-
che Betriebseinrichtungen genießen grundsätzlich Bestandsschutz, auch wenn sie nicht 
in der Planzeichnung dargestellt sind. 
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sei. Wir fordern die Eintragung der Fahrsilos in 
die Planzeichnung. 

9.3 Baugrenzen 

 Sülldorfer Kirchenweg 258, Flurstück 3133 

 Damit verbunden ist unsere Vermutung, dass 
eine falsche Berechnungsgrundlage für die 
Größe des Baufensters verwendet wurde. Wir 
bitten deshalb um eine detaillierte Aufstellung 
der Berechnung der Größe des für uns vorge-
sehene Baufensters. Dabei gehen wir davon 
aus, dass entsprechend dem Gutachten der 
BWVI / Hansen über die Existenzgefährdung 
der Betriebe durch die B-Pläne eine ca. 30 %- 
ige Erweiterung als Voraussetzung zur Exis-
tenzsicherung vorgesehen ist. Ohne eine sol-
che Aufstellung wird es uns unmöglich ge-
macht diesbezüglich sachgerechte Einwände 
zu formulieren. Wir fordern deshalb eine an-
gemessene Verlängerung der Einspruchsfrist 
für den B-Plan, um uns in die Lage zu verset-
zen sachgerechte Einwände vortragen zu 
können. 
Außerdem befindet sich im Bebauungsfenster 
die ebenfalls betriebswirtschaftlich notwendi-
gen und gesetzlich vorgeschriebenen Gülle-
behälter. Dieser ragt sogar in den mit "K-
Fläche" bezeichneten Bereich hinein. Sollte 
dieser z.B. aufgrund der Novellierung der 
Düngeverordnung neu errichtet werden müs-
sen, müsste der alte abgetragen und der 
Neubau in Richtung des Betriebsgeländes 
verlagert werden. Dies würde unsere Betriebs-
fläche weiter verringern. Dies trifft im übrigen 
auch auf die südlich gelegenen Betriebsge-

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Einspruchsfrist konnte nicht verlängert werden.  

In Abhängigkeit von der unterschiedlichen Größe der landwirtschaftlichen Hofstellen bzw. 
der Betriebe werden auf Flächen für die Landwirtschaft in unterschiedlichem Umfang ent-
sprechende Baugrenzen festgesetzt. Die fünf Bauflächen für den Betrieb Sülldorfer Kir-
chenweg 258 umfassen eine Gesamtfläche von (155+150+140+785+4740=) 5.970 qm. 
Für das hintere, große Baufenster des Betriebs mit einer Fläche von 4.740 qm, wird unter 
der Annahme einer baulichen Nutzung der Fläche von bis zu 80 %, eine GR von 3.790 
qm als Höchstmaß festgesetzt, auf deren Basis auch die Eingriffsbilanzierung vorge-
nommen wurde. Die veranschlagte eingriffsrelevante Fläche besteht dann in den meisten 
Fällen aus Anteilen bisher unbebauter Flächen, aber z.T. auch aus überbauten Flächen, 
für die nach Kenntnislage des Bezirksamts keine Genehmigung erteilt wurde.  

Die „Gegenüberstellung Eingriff / Ausgleich für die landwirtschaftlichen Betriebe“ wird 
überarbeitet, um diese transparenter und nachvollziehbarer zu machen. 

Im Kapitel 5.11 der Begründung werden die durch Baugrenzen abgegrenzten Flächen-
größen der überbaubaren Grundstücksflächen für die landwirtschaftlichen Betriebe er-
gänzt.  

Bezüglich der baulichen Erweiterungsmöglichkeiten des Betriebes befindet sich bei-
spielsweise im nordöstlichen Bereich des großen Baufensters eine bisher unbebaute Flä-
che von ca. 525 qm, die für ein neues Gebäude genutzt werden könnte. 

Nach § 23 Abs. 3 BauNVO kann ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Maß 
zugelassen werden. Sollte der angeführte, nicht eingemessene Güllebhehälter die Bau-
grenze nach Osten wirklich leicht überschreiten, so kann dieser in entsprechenden Um-
fang auch als Neubau an gleicher Stelle zugelassen werden.  

Zu den Darstellungen von baulichen Anlagen in der Grundkarte der Planzeichnung siehe. 
9.2. 
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bäude zu, die sich der Planzeichnung folgend 
teilweise außerhalb des vorgesehenen Bau-
fensters befinden und bei einem möglicher-
weise erforderlichen Ersatzneubau die Be-
triebsfläche ebenfalls verkleinern wird. 
Weitere betriebswirtschaftlich unabdingbare 
Elemente unseres landwirtschaftlichen Betrie-
bes fehlen in der Darstellung ebenfalls, die 
eine Weiterentwicklung unseres Betriebes 
behindern werden. Dazu gehören die (gesetz-
lich vorgeschriebene) Mistplatte und Geflügel-
ställe. Wir fordern, dass alle diese Einrichtun-
gen ebenfalls in die Planzeichnung aufge-
nommen werden, um die derzeitige Gesamtsi-
tuation unseres Betriebes realistisch abzubil-
den. 

Das im Auftrag der der BWVI Amt W erstellte und vom Einwender zitierte Gutachten „Ge-
samtergebnis der einzelbetrieblichen Bewertung zum Bebauungsplan Rissen 44 / Sülldorf 
18 / Iserbrook 26““ vom Oktober 2014 bezieht sich im Kern auf das angrenzende Plange-
biet. Die Forderung nach einer Erweiterungsmöglichkeit der Betriebe entsprechend der 
Ausführungen des landwirtschaftlichen Gutachters sind im Bebauungsplangebiet Sülldorf 
4 mit den Planungszielen und den anderen öffentlichen Belangen abzuwägen. Im Bebau-
ungsplangebiet Sülldorf 4 werden entsprechend die Erweiterungsmöglichkeiten der Be-
triebe so vorgesehen, dass sie mit dem besonderen Ortsbild im Landschaftsschutzgebiet 
vereinbar sind. 

 

9.4 Lagerung von Futtermitteln 

 Sülldorfer Kirchenweg 258, Flurstück 3133 

 Zu bemängeln ist auch die Größe der für uns 
vorgesehene K-Fläche. Bedingt durch die im 
B-Plan Rissen 44 / Sülldorf 18 / Iserbrook 26 
geplanten eingeschränkten Lagerungsmög-
lichkeiten von Futtermitteln (Siloballenlage-
rung) ist zu befürchten, dass der für unseren 
Betrieb vorgesehene Bereich schon bald nicht 
mehr ausreichen könnte. Wie weit die Vorga-
ben aus dem B-Plan Rissen 44 / Sülldorf 18 / 
Iserbrook 26 bei der Erstellung berücksichtigt 
wurden, ist für uns nicht erkennbar. Deshalb 
fordern wir, dass der B-Plan Sülldorf 4 erst 
nach Verabschiedung des Planes für den Au-
ßenbereich ausgelegt wird, um tatsächlich 
abschätzen zu können, ob die für uns vorge-
sehene K-Fläche tatsächlich ausreichen wird. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Planverfahren Sülldorf 4 und Rissen 44 / Sülldorf 18 / Iserbrook 26 werden zeitlich 
unabhängig voneinander durchgeführt.  

Im Bebauungsplanentwurf Rissen 44 / Sülldorf 18 / Iserbrook 26 werden aktuell keine 
Einschränkungen der Lagerungsmöglichkeiten von Futtermitteln mehr vorgesehen. 
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9.5 Art der baulichen Nutzung 

 Sülldorfer Kirchenweg 258, Flurstück 3133 

 Warum auf anderen Höfen im Planungsgebiet 
einzelne Gebäude mit MD gekennzeichnet 
wurden, auf unserem Betrieb aber nicht, ist 
intransparent. Wir bitten deshalb um eine 
schlüssige Begründung. 

Kenntnisnahme 

Im Plangebiet wurden die aktiv betriebenen landwirtschaftlichen Betriebe bzw. die fünf 
Hofstellen mit ihren bebauten Flächen sowie die unbebauten landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen als Flächen für die Landwirtschaft festgesetzt. Lediglich eine Teilfläche eines Be-
triebs, die überwiegend durch einen Hofladen genutzt wird, ist entsprechend der beste-
henden Nutzung als Dorfgebiet festgesetzt worden.  
Alle weiteren Gebäude, auch als landwirtschaftliche Gebäude abseits der heutigen Hof-
steIlen genehmigte Gebäude, werden entsprechend der aktuellen vorwiegenden Nut-
zungsstruktur als Dorfgebiet festgesetzt. 

9.6 Ausgleichsflächen 

 Sülldorfer Kirchenweg 258, Flurstück 3133 

 Die Berechnung der Ausgleichsflächen ist 
intransparent und unverständlich. Wir bitten 
für unseren Betrieb um eine detaillierte Dar-
stellung der Berechnung. 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 

Eine Tabelle „Gegenüberstellung Eingriff / Ausgleich für die landwirtschaftlichen Betrie-
be“ mit einer Darstellung der Ausgleichsberechnungen gemäß dem Hamburger Staatsrä-
temodell war Bestandteil der öffentlichen Auslegung. Die Tabelle wird zur transparenteren 
Darstellung der ermittelten Daten noch einmal überarbeitet (siehe 9.3). 

9.7 Planungsschaden 

 Sülldorfer Kirchenweg 258, Flurstück 3133 

 Entsprechend dem Baustufenplan von 1955 
befindet sich unser Betriebsgelände in einem 
als W1o bezeichnetem Wohngebiet, in dem 
eine eingeschossige, offene Bauweise vorge-
sehen ist. Die geplante Ausweisung mit weit-
gehender Einschränkung der Baumöglichkei-
ten stellt einen erheblichen Vermögensverlust 
dar. Wir fordern deshalb eine angemessene 
Entschädigung vom Bezirk Altona. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die bestehenden Gebäude und Wohnungen wurden seit Jahrzehnten aufgrund der Aus-
weisungen des Baustufenplans Iserbrook-Sülldorf von 1955 mit einer überwiegenden 
Ausweisung als "Besonders geschütztes Wohngebiet - Nur landwirtschaftliche Bauten 
zulässig" bzw. "Außengebiet", überwiegend als privilegierte, landwirtschaftliche Gebäude 
beantragt und genehmigt (Altenteiler, Wohnungen für landwirtschaftliche Mitarbeiter, 
etc.).  
Dieses Baurecht wurde jedoch vom Eigentümer über mehr als 7 Jahre nicht in auf allen 
Flächen Anspruch genommen, so dass durch die jetzige Änderung des Planrechtes kein 
Anspruch auf Entschädigung für einen Planungsschaden gemäß § 42 (2) BauGB besteht. 
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9.8 Private Grünflächen (Feldhecke) und Schutz von Knicks und Feldhecken 

 Sülldorfer Kirchenweg 258, Flurstück 3133 

 Völlig unerklärlich ist uns, warum der Plan 
Knicks und Feldgehölze auf unseren Betriebs-
flächen als "private Grünflächen" festsetzt. Bei 
diesen handelt es sich aus unfraglich um 
Landwirtschaftsflächen, da sie zur Prämienbe-
rechnung aus dem EU-Agrarhaushalt heran-
gezogen werden und damit zum Betrieb gehö-
ren und damit keine Privatflächen darstellen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans greifen nicht in die Prämienberechnungen ge-
mäß dem Landwirtschaftsrecht ein.  

Die Festsetzungen und Abgrenzungen in der Planzeichnung werden zum Schutz und 
dauerhaften Erhalt der gesetzlich geschützten Knicks und Feldhecken in Ihren notwendi-
gen Schutzabständen getroffen (vgl. Kapitel 5.10.1, 5.11 und 5.12.3 der Begründung). 

 Da Knicks und Feldgehölze mit dem Hambur-
gischen Ausführungsgesetz zum Bundesna-
turschutzgesetz bereits unter Schutz stehen, 
ist eine derartige Festsetzung unnötig und 
kann mit den im Begründungsentwurf genan-
ten Ausführungen nicht in Übereinstimmung 
gebracht werden. Diese Festsetzung ist des-
halb zu streichen. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Bei den in der Planzeichnung dargestellten Knicks handelt es sich nicht um eine Festset-
zung, sondern um eine Kennzeichnung der nach § 14 HmbBNatSchAG geschützten 
Knicks. Darüber hinaus werden mit der zeichnerischen Festsetzung auch weitere linien-
haften Gehölzstrukturen (Bäume und Sträucher) dauerhaft geschützt, die nicht den Krite-
rien von gesetzlich geschützten Knicks und Feldhecken entsprechen (sonst siehe oben). 

 Zudem wenden wir ein, dass die auf unserem 
Betrieb eingezeichneten Knicks im nördlichen 
Teil unseres Betriebsgeländes zum größten 
Teil nicht existieren und zu keiner Zeit existiert 
haben. Wie das Fachamt auf die Idee kommt 
an dieser Stelle Knicks anlegen zu wollen und 
wer diese Knicks auf unserem Betriebsgelän-
de anpflanzen und pflegen wird, kann dem 
Begründungsentwurf nicht entnommen wer-
den und wird von uns deshalb als willkürliche 
Festsetzung und als Kompetenzüberschrei-
tung der Verfasser des B-Plans wahrgenom-
men. Deshalb fordern wir, dass diese Festset-
zung aus dem B-Plan entnommen wird. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die festgesetzte Neuanlage von Knicks im Norden und Südosten der landwirtschaftlichen 
Gebäude dient der städtebaulichen und landschaftsgerechten Eingrünung der Hofanlage 
und deren Abgrenzung zu den landwirtschaftlich genutzten Freiflächen. Darüber hinaus 
dienen sie als ortsnahe, anteilige naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahme für die 
nach dem Bebauungsplan möglichen baulichen Erweiterungen des Betriebes und damit 
verbundenen Eingriffen in Natur und Landschaft. Bei dem Umfang der Grünflächen wer-
den teilweise bereits vorhandene Gehölzstrukturen aufgegriffen oder sie umfassen auch 
Flächenabschnitte, die als Genehmigungsauflagen herzustellen gewesen wären (vgl. Ka-
pitel 5.10.1, 5.11 und 5.12.3 der Begründung. 

 In § 2 Absatz 19 des Verordnungsentwurfes 
steht, dass entlang der Feldhecken und 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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Knicks ein Bewirtschaftungsabstand von 2 m 
einzuhalten ist, obwohl es HmbBNatSchAG 
vom 11. Mai 2010 unter 2.1 heißt: "Der Schutz 
der Feldhecken erstreckt sich auf einen Strei-
fen von mindestens 1,5 Metern von der äu-
ßersten Linie der Gehölzstämme, der von ei-
ner beeinträchtigenden Bewirtschaftung frei-
zuhalten ist. " 
Warum bestehende vom Gesetzgeber vorge-
sehenen Schutzbestimmungen für unsere 
Flächen erweitert werden kann nicht nachvoll-
zogen werden, zumal Herr (…) gegenüber 
Herrn (…) am 19.04.2014 diese zusätzliche 
Auflage mit den längeren Hälsen der Pferde 
begründet hat, die für unsere Tierhaltung nicht 
zutrifft. Deshalb erwarten wir. dass diese 
Festsetzung aus dem B-Plan gestrichen wird. 
Sollte diese Streichung nicht erfolgen fordern 
wir, dass die Beeinträchtigung der Flächen-
bewirtschaftung mit einer angemessenen Ent-
schädigung für den Ertragsverlust von Seiten 
des Bezirksamtes Altona auszugleichen ist. 

Die Festsetzungen zum Schutz der schützenswerten Gehölze und Biotope gegen den 
Viehverbiss bleiben bestehen, da es sich hier um langfristige Schutzmaßnahmen handelt, 
die auch Bestand haben sollen, falls der Pächter oder Eigentümer der Flurstücke die bis-
herige (Weide-) Nutzung auf den Flurstücken (z.B. durch Pferde) ändert.  

Das HmbBNatSchAG definiert lediglich einen Mindestabstand zum Schutz der Feldhe-
cken, der im Bebauungsplan aufgrund der örtlichen Gegebenheiten erweitert werden 
kann. 

Das Bezirksamt geht nicht davon aus, dass aufgrund dieser Festsetzung Entschädi-
gungsansprüche nach § 42 BauGB entstehen. 

10.1 Planverfahren 

 Ohlnhof, Flurstück 2158  

 Der Inhalt der Stellungnahme vom 24.06.2011 
gilt auch bei der dritten öffentlichen Auslegung 
mit folgenden Ergänzungen: Die sogenannte 
"Abwägung" von Seiten des Bezirksamts war 
grob fehlerhaft Eine richtige Abwägung der 
öffentlichen mit den privaten Belangen hat bis 
jetzt nicht stattgefunden. Ein damals ange-
kündigtes Gespräch mit allen betroffenen 
Landwirten über dieses Thema gab es nicht 
mit mir.  

Kenntnisnahme 

Die vorgebrachten Bedenken aus der Stellungnahme von 2011 wurden bereits im Laufe 
des Bebauungsplanverfahrens Sülldorf 4 abgewogen (siehe Anlage 1 „Abwägung der im 
Rahmen der öffentlichen Auslegung eingegangenen Stellungnahmen“ vom 25.07.2011, 
Nr. 13). Die damals vorgenommenen Abwägungen haben weiterhin Bestand, da sich zu 
den vorgebrachten Punkten keine substanziellen Veränderungen ergeben haben.  

Eine Abwägung der öffentlichen mit den privaten Belangen ist in korrekter Weise erfolgt. 
Es gab zahlreiche Gespräche mit betroffenen Landwirten. Es bestand auch die Bereit-
schaft des Bezirksamts, mit dem Einwender zu sprechen, sofern dieser um einen Termin 
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nachgefragt hätte.  

 Die Begründung der angeblichen "Abwägung" 
entspricht nicht der Realität. Dort heißt es: 
"Eine Nutzung z. B. als Pferdeweide oder Gar-
tenbaufläche kann bei dieser Flächengröße in 
einer für den Eigentümer durchaus wirtschaft-
lichen Weise erfolgen, ggf. auch über eine 
Verpachtung." Das Grundstück ist die kleinste 
Fläche im Bebauungsplan Sülldorf 4 mit der 
Ausweisung "Fläche für die Landwirtschaft" 
und hat keine Verbindung zum Außenbereich, 
nicht einmal eine Blickverbindung. Es hat kei-
nen Bezug zu einem Hof oder zu irgendeinem 
anderen Gebäude im Dorf. Das ist bei der 
Planaufstellung und in der Begründung nicht 
berücksichtigt worden. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Entsprechend der Aufstellungsbeschlüsse von 1989 und 2008 soll durch die Bebauungs-
planung der ursprüngliche Dorfkern von Sülldorf in seiner Struktur erhalten und vor orts-
untypischer Verdichtung bewahrt werden. Der Plan sieht im Wesentlichen Ausweisungen 
von Baugrenzen entsprechend dem Bestand vor und keine Neuausweisungen von Bau-
land. Zum übergeordneten Planungsziel gehört es somit auch, noch unbebaute Flächen 
im Dorf vor einer weiteren Bebauung zu schützen und so die als besonders schützens-
wert erachtete lockere Bebauung im Dorf zu bewahren.  
 

10.2 Umweltbelastung 

 Ohlnhof, Flurstück 2158  

 Als Weidenutzung scheidet die Fläche aus, da 
die Immissionen, die von der angrenzenden 
Straße mit dem Gehweg und von der umlie-
genden Wohnbebauung ausgehen, bei den 
Tieren Stress auslösen, weil ihnen Fluchtwege 
und Rückzugsgebiete auf dem kleinen Grund-
stück fehlen. Umgekehrt ist auch die Umwelt-
belastung für die Menschen in den umliegen-
den Wohnungen durch die Immissionen einer 
landwirtschaftlichen Nutzung nicht als uner-
heblich einzustufen, nur weil dazu beim Be-
zirksamt noch keine Beschwerden bekannt 
geworden sind. Auch für den gewerblichen 
Gartenbau ist diese isolierte Fläche zu klein, 
da weder Glas- noch Foliengewächshäuser 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Eine umweltgerechte landwirtschaftliche Nutzung des 1.100 m² großen Grundstücks wird 
seitens der Plangeberin als durchaus realistisch eingeschätzt. Beispielhaft ist hier eine 
Weidenutzung planungsrechtlich möglich. Etwaige Emissionen durch die landwirtschaft-
liche Nutzung sind durch die Anwohner der benachbarten Dorfgebiete hinzunehmen, 
da sie zu den gebietstypischen Eigenarten eines Dorfes gehören.  
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und einige lukrativere Anpflanzungen möglich 
sind. Ein Grünlandumbruch bedarf darüber 
hinaus eines gesonderten Genehmigungsver-
fahrens. 

10.3 Wirtschaftlichkeit 

 Ohlnhof, Flurstück 2158  

 Die übliche Pacht für Grünland beträgt 200 bis 
300 Euro pro Hektar (10.000 qm) im Jahr, das 
sind hier 20 bis 30 Euro für mein Grundstück 
am Ohlnhof. Unter Berücksichtigung, dass 
allein die Grundsteuer 265,72 Euro im Jahr 
beträgt", kann von einer "durchaus wirtschaft-
lichen Weise" bei einer möglichen Verpach-
tung nicht die Rede sein, ganz zu schweigen 
von einer Verzinsung der Anschaffungskosten 

für den Bauplatz 1983. Die Nichtbeachtung 
dieser Unverhältnismäßigkeit hätte dem Be-
zirksamt bei einer sorgfältigen Abwägung be-
kannt sein müssen und deshalb ist die ganze 
Abwägung fehlerhaft. 

Kenntnisnahme 

Da das 1983 auf Basis der Ausweisungen des Baustufenplans Iserbrook-Sülldorf von 
1955 vom Einwender erworbene Grundstück mehr als 7 Jahre nach dem Erwerb nicht 
bebaut wurde, ist durch die Festsetzungen des Bebauungsplan kein Planungsschaden 
gemäß § 42 (2) BauGB gegeben. Die Abwägung der wirtschaftlichen Belange des Eigen-
tümers mit den öffentlichen Belangen zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes erfolg-
te damit fach- und sachgerecht. Auch 1983 bestand hier schon die Einschränkung des 
Baustufenplans mit der Festsetzung: „Nur landwirtschaftliche Bauten zulässig“. 

10.4 Bisheriges Planrecht 

 Ohlnhof, Flurstück 2158  

 Schon in frühen Gutachten der Freien und 
Hansestadt Hamburg (…) ist auf meinem 
Grundstück ein kleines "Baufenster" einge-
zeichnet, die übrigen Freiflächen sind dort als 
"landwirtschaftlich genutzte Freiflächen" ge-
kennzeichnet. Der Zweck und die Bedeutung 
der Planaufstellung war damals genau so wie 
heute: "Die vorhandene Struktur des Orts-
kerns zu sichern und vor ortsuntypischer Ver-
dichtung zu bewahren." Das sind dieselben 
Ziele wie heute und vertragen nach wie vor 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die vom Einwender zitierten „Gutachten“ stellen einen Auszug aus dem „Grobkon-
zept“ des Bezirksamts für das damalige Bebauungsplangebiet Sülldorf 4 dar, welches 
Ende der 1980iger Jahre zur Grobabstimmung des Bebauungsplans erstellt wurde. Hier-
bei handelte es sich jedoch um ein erstes, unverbindliches Bebauungsplankonzept, wie 
dieses z.B. auch in der angeführten Mitteilung des Bürgervereins Sülldorf-Iserbrook von 
1986 richtigerweise bezeichnet wird. Im Rahmen der weiteren Bearbeitung des Plange-
biets wurde dieser Entwurf mit einer Bebaubarkeit des Flurstücks überprüft und wieder 
verworfen. 
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ein Wohnhaus in Anlehnung an ein klassi-
sches, holsteinisches Bauernhaus auf dem 
1000 qm großen Grundstück am Ohlnhof. Es 
entspricht genau der Struktur des Dorfkerns 
von Sülldorf und dem eines Geestdorfes und 
ist bei mehr als 30 m Abstand zu den vorhan-
denen Nachbarhäusern keinesfalls eine "dorf-
untypische Verdichtung". Es gibt auch keine 
weiteren Bedenken, weshalb sich das von mir 
geplante Haus 6 (…) nicht harmonisch ins 
Dorfbild einfügt oder irgendeine Aussicht in 
die Landschaft behindert.  
Die B-Plan-Entwurfszeichnung ist hier als irre-
führend bzw. unvollkommen zu kritisieren, weil 
die unter Bestandsschutz stehenden Folien-
Tunnelgewächshäuser auf dem Flurstück 14 
nicht eingezeichnet sind, welche überhaupt 
keinen Durchblick auf irgendetwas zulassen. 
(…) Es ist nicht ersichtlich, was sich in der 
Zwischenzeit geändert hat und warum die 
ersten Gutachten nicht mehr gültig sein sollen. 
In der Begründung zum B-Plan steht unter der 
Nr. 4.1.5 Fachgutachten: "Aufgrund des lan-
gen Vorlaufs bis zum Aufstellungsbeschluss 
sind auch ältere Gutachten relevant. weil sie 
in ihren Grundaussagen weiterhin Bestand 
haben und eine fachliche Basis für den Be-
bauungsplan bilden ... " Es war und ist keine 
landwirtschaftlich genutzte Fläche! 
Diese Unterstellung im Begründungstext zum 
B-Plan Sülldorf 4, soweit sie sich auf mein 
Grundstück bezieht, ist unbegründet und zu-
rückzuweisen, weil es vorher landwirtschaft-
lich nicht genutzt worden war. Es handelte 
sich nach dem Baustufenplan von 1955 um 

Die bestehenden Gebäude und Wohnungen im Plangebiet wurden seit Jahrzehnten auf-
grund der Ausweisungen des Baustufenplans Iserbrook-Sülldorf von 1955 mit einer 
überwiegenden Ausweisung als "Besonders geschütztes Wohngebiet - Nur landwirt-
schaftliche Bauten zulässig" bzw. "Außengebiet", überwiegend als privilegierte, landwirt-
schaftliche Gebäude beantragt und genehmigt (Altenteiler, Wohnungen für landwirtschaft-
liche Mitarbeiter etc.). errichtet. 
Dieses Baurecht wurde jedoch vom Eigentümer des Flurstücks 2158 über mehr als 7 
Jahre nicht in Anspruch genommen, so dass durch die jetzige Änderung des Planrechtes 
kein Anspruch auf Entschädigung gemäß § 42 (2) BauGB besteht. 
 
Zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes im Sülldorfer Ortskern sieht der Bebau-
ungsplan Ausweisungen von Baugrenzen entsprechend dem Bestand vor und keine 
Neuausweisungen von Bauland. Die Umwandlung einer unbebauten, landwirtschaftlich 
genutzten Grünlandfläche zu einem Dorfgebiet mit Zulässigkeit eines neuen Wohnhauses 
auf dem Flurstück 2158 würde zum einseitigen wirtschaftlichen Vorteil eines Eigentümers 
führen. In der Abwägung mit den Belangen anderer privater Eigentümer und deren Wün-
schen nach einer weiteren baulichen Verdichtung auf ihren Grundstücken würde dies zu 
einer planerischen Ungleichbehandlung und damit zu einem erheblichen Mangel in der 
Abwägung führen.  
 
Das Flurstück 2158 wird nach Kenntnis der Plangeberin seit mehreren Jahren im Som-
mer zumeist als Weidefläche genutzt und dementsprechend als Fläche für die Landwirt-
schaft festgesetzt. 
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einen Bauplatz mit der Ausweisung W l o 
("Dorfgebiet, eingeschossige Wohnbebauung 
in offener Bauweise, nur landwirtschaftliche 
Gebäude zulässig"). 

10.5 Baugrenzen 

 Ohlnhof, Flurstück 2158  

 Der Trend einer ökologischen Entwicklung der 
Landschaftsplanung im Allgemeinen und be-
sonders in Sülldorf zeichnete sich damals 
schon deutlich spürbar ab. Ich entschied mich 
deshalb für Galloways, um nicht in Konkurrenz 
mit den übrigen Bauern im Dorf zu treten, die 
damals noch Milchkühe hatten und dabei wa-
ren, auf Pferde umzustellen. Ich wusste, dass 
langfristig ein Bedarf an Ökorindern zur Pflege 
von Naturschutzflächen entstehen würde und 
tatsächlich mietet jetzt auch das Bezirksamt 
Altona im Sommer Galloways aus Schleswig-
Holstein. In der Begründung zu B-Plan ist im-
mer nur von den jetzt noch bestehenden 
landwirtschaftlichen Betrieben die Rede. Der 
Plan verhindert die Neuansiedlung kleiner, 
aufstrebender Betriebe wie meinen, obgleich 
in den letzten Jahrzehnten mehrere Betriebe 
im Dorf ausgefallen sind. Das führt letztlich zu 
einer ungewollten Entwicklung, zu einem 
künstlichen Museumsdorf. Ich bemühe mich 
um eine unvoreingenommene, vernünftige 
Lösung und möchte mein Grundstück am 
Ohlnhof aus der Verwahrlosung in einen ge-
pflegten, dorftypischen Zustand bringen. Da 
dies die einzige Grünfläche im Dorf ist, die zu 
keinem Gebäude in der Nähe gehört, von dem 
aus es genutzt, gepflegt und beaufsichtigt 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Eine zum Erhalt des Orts- und Landschaftsbildes angemessene Pflege des Grundstücks 
z.B. durch die Beweidung mit einigen Galloway-Rindern oder durch eine Wiesennutzung 
ist auch ohne die Ausweisung eines „Baufensters“ für ein Wohngebäude möglich.  

Der Plan verhindert keine Neuansiedlung von Betrieben, soweit die festgesetzten Bau-
grenzen und anderen Festsetzungen beachtet werden. 
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werden kann, rege ich an, das Flurstück 2158 
wieder mit einem "Baufenster" zu versehen. 

11.1 Planverfahren 

 Feldweg 65 Nr. 15 (betreffend Flurstück 3310, angrenzend Feldweg 65 Nr. 5) 

 Die Notwendigkeit eines Bebauungsplanes ist 
stark anzuzweifeln. 

Kenntnisnahme. 

(vgl. Kapitel 1 und 2 der Begründung). 

11.2 Baugrenze – Entwicklungsmöglichkeit des Betriebes 

 Feldweg 65 Nr. 15 (betreffend Flurstück 3310, angrenzend Feldweg 65 Nr. 5) 

 Für meinen Betrieb (Feldweg 65 Nr. 5) sind 
auf der Fläche keine Entwicklungsmöglichkei-
ten gegeben.  

Kenntnisnahme. 

Die Hofstelle befindet sich außerhalb des Bebauungsplangebiets Sülldorf 4. Bei dem 
Wohngebäude Nr. 5 handelt es sich um ein Einfamilienhaus (Altenteiler), das für den 
landwirtschaftlichen Betrieb Nr. 15 genehmigt wurde. Dieser Betrieb erhält umfangreiche 
Erweiterungsmöglichkeiten nach Norden im angrenzenden Bebauungsplangebiet Rissen 
44 / Sülldorf 18 / Iserbrook 26. 

11.3 Anpflanz- und Erhaltungsgebot Hecke 

 Feldweg 65 Nr. 15 (betreffend Flurstück 3310, angrenzend Feldweg 65 Nr. 5) 

 Zudem ist auf dem Plan eine doppelte Knick-
bepflanzung eingezeichnet, die zu Flächen-
verlusten führt. 

Kenntnisnahme. 

An den Rändern des Flurstücks ist ein Erhaltungsgebot für Bäume und Sträucher zum 
Schutz der bestehenden gesetzlich geschützten Knickstrukturen vorgesehen. Entspre-
chend der naturschutzrechtlichen Schutzabstände und der direkten Einwirkungsbereiche 
von Feldhecken und Knicks durch Wurzelwerk und Überhang in die angrenzenden Nutz-
flächen wird im Plan eine entsprechende Breite von 5 bis 6 m vorgesehen, welche das 
Flurstück 3310 entsprechend anteilig mit 3 m breiten Abschnitten betreffen (vgl. Kapitel 
5.10.1, 5.11 und 5.12.1 der Begründung). Die landwirtschaftlichen Nutzungseinschrän-
kungen zum Schutz von Knick- und Feldheckenstrukturen werden als angemessen und 
für den Betrieb tragbar erachtet. 
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11.4 Planverfahren 

 Feldweg 65 Nr. 15 (betreffend Flurstück 3310, angrenzend Feldweg 65 Nr. 5) 

 Entgegen mehrfacher Zusicherung, gab es 
bisher kein persönliches Gespräch über die 
Entwicklung Feldweg 65 Nr. 5 mit mir. 
Beim Kauf der Fläche wurde und die Möglich-
keit einer Bebauung und Entwicklung des Be-
triebes durch Nachzahlung von Baulandser-
hebungen vertraglich dargestellt.  
Mit diesem Plan wird der Paragraph 35 aus-
gehebelt, um so die Entwicklung der Betriebe 
zu behindern. 
Eine Priviligierung für die Leitung und Entwick-
lung eines Betriebes sehe ich so in Frage ge-
stellt. 

Kenntnisnahme. 

Es gab zahlreiche Gespräche mit den betroffenen Landwirten, auch mit dem Einwender. 
Bezüglich dieses Wohnhauses und Flurstücks im unmittelbaren Anschluss an die Hofstel-
le Feldweg 65 Nr. 15 wurde kein Redebedarf von Seiten des Einwenders vorgebracht. Es 
bestand aber die Bereitschaft des Bezirksamts, mit allen Betrieben zu sprechen.  

Privatrechtliche Kaufverträge haben keinen Einfluss auf die vorgesehenen Festsetzungen 
des Bebauungsplans.  

 

12.1 Bekanntmachung der erneuten Auslegung 

 Ohlnhof, Flurstück 2158 
Schlankweg 30, Flurstück 2810  
Sülldorfer Kirchenweg 258, Flurstück 3133  
Ellernholt 13, Flurstück 1212 
Sülldorfer Kirchenweg 242 - 246, Flurstücke 2843, 2844, 2845 
Sülldorfer Kirchenweg 219 und 221, Flurstück 3152  
Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241, Flurstück 2176  
Lehmkuhlenweg 9 - 15, Flurstücke 3515, 3516, 3435, 3437  
Sülldorfer Kirchenweg 218, Flurstück 2470 / Schlankweg 18, Flurstück 14 

 In der öffentlichen Bekanntmachung werden 
die Arten der umweltbezogenen Information 
nicht hinreichend angegeben. Nach § 3 Abs. 2 
Satz 2 BauGB sind Angaben dazu, welche 
Arten umweltbezogene Informationen verfüg-
bar sind, ortsüblich bekannt zu machen. Für 
den Hinweis, welche umweltbezogenen Infor-
mationen verfügbar sind, reicht ein unspezifi-

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Mit den Inhalten der öffentlichen Bekanntmachung zu den umweltbezogenen Informatio-
nen wurde der erforderlichen Anstoßwirkung entsprechend § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB ge-
nüge getan. 
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scher, nicht weiter erläuterter Hinweis auf 
umweltbezogene Stellungnahmen nicht aus 
(vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 
28.05.2009, Aktenzeichen: 2 A 13/08). Die 
offenzulegenden Unterlagen müssen schlag-
wortartig umschrieben werden (vgl. VGH Ba-
den-Württemberg, Urteil vom 17.06.2010, Ak-
tenzeichen: 5 S 884/09). Wie diese schlag-
wortartige Charakterisierung im Einzelnen 
auszusehen hat, lässt sich im Allgemeinen 
nicht beantworten, sondern hängt wesentlich 
von den jeweiligen Umständen des Einzelfalls 
ab (vgl. OVG Münster, Urteil vom 06.05.2014, 
Aktenzeichen: 2 D 14/13.NE). Entscheidend 
ist stets, ob die bekanntgemachten Umweltin-
formationen ihrer gesetzlich gewollten Anstoß-
funktion gerecht werden. Denn die Vorschrift 
des § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB setzt die Vorga-
ben der Aarhus-Konvention um. Die Bekannt-
gabe soll einer Anstoßfunktion dienen. Eine 
breitere Öffentlichkeit sowie ihre Beteiligungs-
bereitschaft soll gefördert werden. Für diesen 
gewollten Anstoß ist es unerlässlich, dass die 
bekanntgemachten Informationen der Öffent-
lichkeit bereits eine erste inhaltliche Einschät-
zung darüber ermöglichen, welche Umweltbe-
lange in den vorliegenden Stellungnahmen 
und sonstigen Unterlagen behandelt werden 
(BVerwG, Urteil vom 18.07.2013, BVerwGE 
147/206 ff.). Abstrakte Bezeichnungen reichen 
regelmäßig dann nicht aus, wenn sich darun-
ter mehrere konkrete Umweltbelange subsu-
mieren lassen. Diesen Anforderungen genügt 
die Auslegungsbekanntmachung vom 31. Juli 
2018 nicht. In der Bekanntmachung werden 
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lediglich die umweltrelevanten Informationen 
und Fachgutachten mit dem jeweiligen Titel 
und den thematischen Bezug sowie Schutz-
gutbezug aufgezählt. Inwiefern die einzelnen 
Umweltbelange jedoch im konkreten Fall be-
troffen sein können, ergibt sich hieraus nicht. 
Die Bekanntmachung beschränkt sich darauf, 
die Fachgutachten und Stellungnahmen mit 
Bezug auf das jeweilige Schutzgut und der 
Thematik aufzulisten. Eine Anstoßwirkung 
kann der Auslegungsbekanntmachung nicht 
entnommen werden. Es fehlt insbesondere an 
der Klarheit, inwiefern einzelne Umweltbelan-
ge im konkreten Fall betroffen sein können. 

12.2 Erhaltungsbereich 

 Ohlnhof, Flurstück 2158  
Sülldorfer Kirchenweg 258, Flurstück 3133  
Sülldorfer Kirchenweg 242 - 246, Flurstücke 2843, 2844, 2845  
Sülldorfer Kirchenweg 219 und 221, Flurstück 3152  
Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241,Flurstück 2176  
Lehmkuhlenweg 9 - 15, Flurstücke 3515, 3516, 3435, 3437  
Sülldorfer Kirchenweg 218, Flurstück 2470 / Schlankweg 18, Flurstück 14 

 Die Festsetzung des Erhaltungsbereichs ist 
gemäß § 172 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BauGB und 
Abs. 3 S.1 BauGB unwirksam. Denn in die-
sem Bereich liegen keine erhaltenswürdigen 
Ensembles, die das Ortsbild prägen oder von 
städtebaulicher, insbesondere geschichtlicher 
Bedeutung sind. 
Gemäß § 172 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BauGB kann 
die Gemeinde in einem Bebauungsplangebiet 
bezeichnen, in denen zur Erhaltung der städ-
tebaulichen Eigenart aufgrund seiner städte-
baulichen Gestalt (§ 172 Abs. 3 BauGB) der 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt 

Die Festsetzung des Erhaltungsbereichs zielt auf den Erhalt der Gesamtstruktur des 
durchgrünten, dörflichen Milieus, das sich durch seine einzigartige Lage in der Feldmark 
und dem Nebeneinander von landwirtschaftlicher Nutzung und Wohnnutzung sowie durch 
seinen z.T. denkmalgeschützten Gebäudebestand auszeichnet. Auch die landwirtschaftli-
chen Gebäude prägen aufgrund ihrer Größe und visuellen Dominanz das zu schützende 
Orts- und Landschaftsbild und werden deshalb mit in den Erhaltungsbereich aufgenom-
men. Durch die Baumaterialien auch der neueren Gebäude aus rotem Ziegelstein oder 
Holz fügen sich diese Gebäude bisher weitgehend in die Dorfstruktur ein, auch wenn sie 
teilweise durch ihre Größe im Erscheinungsbild negativ hervortreten. Hervorzuheben ist 
auch der wertvolle Gehölzbestand aus alten heimischen Bäumen, Knicks und Feldhe-
cken, die sich bis in das Dorf hineinziehen und mit den dörflichen Gebäuden ein besonde-
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Rückbau, die Änderung oder die Nutzungsän-
derung baulicher Anlagen der Genehmigung 
bedürfen. § 172 BauGB dient damit dem städ-
tebaulichen Denkmalschutz, der über die be-
schränkten Möglichkeiten des Schutzes von 
einzelnen Baudenkmälern und Ensembles im 
Sinne des Denkmalschutzes hinausgeht. Da-
bei bezieht er grundsätzlich auch Objekte oh-
ne Denkmalwert ein. Allerdings ist der Plan-
geber nicht ermächtigt, den Erhaltungsbereich 
der Erhaltungsverordnung über die Reichweite 
der ortsbildprägenden Bebauung oder die 
Auswirkungen der Bauwerke von städtebauli-
cher Bedeutung hinaus zu erstrecken (vgl. 
OVG Hamburg, Urteil vom 13.06.2012). 
Eine Prägung des Ortsbildes im Sinne des 
§ 172 Abs. 3 S. 1, 1. Alt. BauGB liegt nur vor, 
wenn eine bauliche Anlage allein oder im Zu-
sammenhang mit anderen baulichen Anlagen 
eine gesteigerte Bedeutung für die äußere 
Erscheinung eines Ortsbildteiles, Straßenzu-
ges, Platzes oder sonstigen Bebauungszu-
sammenhangs hat. Sie muss ihren räumlichen 
Wirkungsbereich im positiven Sinne nicht nur 
unwesentlich gestalterisch beeinflussen. Er-
fasst werden damit ausschließlich Wirkungen 
optischer Art. 
In dem oben festgesetzten Bereich liegt je-
doch kein Gebäudeensemble vor, das eine 
gesteigerte Bedeutung für die äußere Er-
scheinung des Ortsteils Sülldorf hat. Nach der 
Begründung des Bebauungsplanes soll die 
Festsetzung des Erhaltungsbereichs den Er-
halt der Gesamtstruktur des durchgrünten, 
dörflichen Milieus dienen. Die Gebäude wei-

res Ortsbild formen. Die Fläche für den Erhaltungsbereich wurde so gewählt, dass die die 
Hofstellen einfassenden Gehölze mit einbezogen werden. Entsprechend definiert der Er-
haltungsbereich jeweils die äußere Grenze um die bebauten und die denkmalgeschützten 
Bereiche des Plangebiets, und umfasst weitgehend den gesamten historischen Dorfbe-
reich (vgl. Kapitel 5.6 der Begründung) 
Das Instrument der städtebaulichen Erhaltungsverordnung nach § 172 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB dient der "Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebiets auf Grund seiner 
städtebaulichen Gestalt". Eine solche Verordnung kommt immer dann in Betracht, wenn 
die städtebauliche Gestalt eines Gebiets aufgrund seines historisch wertvollen und stadt-
bildprägenden Charakters langfristig und umfassend erhalten werden soll. Dies ist für das 
Gebiet des letzten noch erhaltenen Geestdorfes in Hamburg, dem Dorf Sülldorf, der Fall. 
Dabei ist bei Erhaltungsgebieten der Denkmalschutz nicht entscheidend. Gegenüber dem 
Denkmalschutz sind in einem Erhaltungsgebiet nicht die einzelnen Gebäude in ihrer Ma-
terialität erhaltenswert. Ersatzbauten stehen einer Erhaltungsverordnung nicht entgegen, 
sofern sie in ihrem Erscheinungsbild den Zielen der Verordnung entsprechen. 
Die gestalterische Einheitlichkeit eines Erhaltungsgebietes gemäß § 172 BauGB ist nicht 
erforderlich. Auch ein Gebiet mit großer Stilvielfalt kann einen Erhaltungsbereich charak-
terisieren und somit Ziel einer Verordnung sein. 
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sen jedoch keine gemeinsamen erhaltenswer-
ten Stilelemente auf, so dass die einzelnen 
Gebäude infolge der großen Stilvielfalt in dem 
Erhaltungsbereich keine ortsbildprägende 
Kraft haben. An den Gebäuden im Erhal-
tungsbereich wurden darüber hinaus ständig 
erhebliche Veränderungen vorgenommen. 
Auch der Plangeber führt in seiner Begrün-
dung keine Stilmerkmale auf, die zur Festset-
zung eines Erhaltungsbereichs führten. 

12.3. Fachgutachten 

 Ohlnhof, Flurstück 2158  
Schlankweg 30, Flurstück 2810  
Sülldorfer Kirchenweg 258, Flurstück 3133  
Ellernholt 13, Flurstück 1212  
Sülldorfer Kirchenweg 242 - 246, Flurstücke 2843, 2844, 2845  
Sülldorfer Kirchenweg 219 und 221, Flurstück 3152  
Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241,Flurstück 2176  
Lehmkuhlenweg 9 - 15, Flurstücke 3515, 3516, 3435, 3437  
Sülldorfer Kirchenweg 218, Flurstück 2470 / Schlankweg 18, Flurstück 14 

 Der Plangeber hat bei der Abwägung Fach-
gutachten herangezogen, welche stark veral-
tet sind. Insbesondere berufen sie sich auf 
eine Stadtbilduntersuchung von 1980 sowie 
einen Milieuschutzbericht von 1985 sowie auf 
diverse weitere Stellungnahmen von Behör-
den aus dem Jahre 2010. Tatsächlich sind sie 
jedoch verpflichtet, spätestens nach 7 Jahren 
ein erneutes Gutachten einzuholen. Da keine 
aktuell geltenden Materialien eingeholt wur-
den, wurden die betroffenen Belange nicht 
ausreichend ermittelt. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt 

Die Fortentwicklung der Rechtsprechung zu möglichen Fehlern bei der Bekanntmachung 
der öffentlichen Auslegung des Planentwurfs im Jahr 2012 erforderte die erneute öffentli-
che Auslegung. Absicht des ergänzenden Verfahrens gemäß § 214 (4) BauGB ist das 
rückwirkende Inkraftsetzen des Feststellungsbeschlusses vom 09.12.2014. Damit bezie-
hen sich die Gutachten und behördlichen Stellungnahmen auf die seinerzeitigen Beteili-
gungen nach § 3 und 4 BauGB.  

Die Stadtbilduntersuchung von 1980 sowie der Milieuschutzbericht von 1985 sind nach 
fachlicher Einschätzung weiterhin hinreichend aussagefähig und es sind keine so erhebli-
chen Veränderungen in der Dorfstruktur eingetreten, welche die Grundaussage der Gut-
achten zur Schutzwürdigkeit des Gebiets in Frage stellen. Eine rechtliche Verpflichtung 
zur Aktualisierung eines Fachgutachtens nach spätestens 7 Jahren existiert nicht. 
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12.4 Art und Maß der baulichen Nutzung 

 Ohlnhof, Flurstück 2158 

 Es nicht zu vereinbaren, dass das Grundstück 
vollumfänglich mit einer Fläche für Landwirt-
schaft ausgewiesen wurde und andererseits 
auf anderen Grundstücken der Straße Ohlnhof 
ausschließlich ein Dorfgebiet (MD) festgesetzt 
wurde. Die Festsetzungen über die Art der 
baulichen Nutzung haben für die Betroffene 
wesentliche Auswirkungen, so dass ein stren-
ger Maßstab gilt. In diesem Zusammenhang 
ist das Gebot der gleichmäßigen und gerech-
ten Lastenverteilung zu beachten. Danach 
dürfen die Festsetzungen nicht ohne sachli-
chen Grund zu ungleich starken Einschrän-
kungen führen (vgl. OVG NRW, Urteil vom 
30.09.2014, Aktenzeichen: 2 D 87/13.NE). 
Von der Festsetzung einer Fläche für die 
Landwirtschaft sind die einzelnen Grundstü-
cke des Plangebiets in unterschiedlichem Um-
fang betroffen. Während das gesamte Grund-
stück unseres Mandanten als Fläche für die 
Landwirtschaft ausgewiesen wurde, wird für 
andere Grundstücke vollumfänglich ein Dorf-
gebiet festgesetzt, in dem insbesondere auch 
Wohnen als Regelbebauung zulässig ist. 
Maßgebend für die Differenzierung ist nach 
der Begründung des Bebauungsplanes der 
tatsächlich vorhandene Bestand. Ein dahinter-
liegendes städtebauliches Planungsziel ist 
jedoch nicht ersichtlich. Auch ist auf dem 
Grundstück unseres Mandanten kein Baufeld 
vorgesehen, sodass nicht einmal für landwirt-
schaftliche Zwecke eine Nebenanlage errich-

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt 

Die bestehenden Gebäude und Wohnungen wurden seit Jahrzehnten aufgrund der Aus-
weisungen des Baustufenplans Iserbrook-Sülldorf von 1955 mit einer überwiegenden 
Ausweisung als "Besonders geschütztes Wohngebiet - Nur landwirtschaftliche Bauten 
zulässig" bzw. "Außengebiet", überwiegend als privilegierte, landwirtschaftliche Gebäude 
beantragt und genehmigt (Altenteiler, Wohnungen für landwirtschaftliche Mitarbeiter, 
etc.). 
Das Flurstück wird nach Kenntnis der Plangeberin als Grünland genutzt und dementspre-
chend als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt, um den Planungszielen und dem 
Landschaftsschutzgebiet gerecht zu werden. 
Der Eigentümer des Flurstücks besitzt einen verpachteten landwirtschaftlichen Betrieb in 
Pinneberg. Das Flurstück am Ohlnhof steht aufgrund der weiten Entfernung in keinem 
baulichen und betrieblichen Zusammenhang zu dem Betrieb in Pinneberg. Durch den 
Ausschluss einer baulichen Nutzung wird die Wirtschaftlichkeit des Betriebs in Pinneberg 
daher nicht erheblich eingeschränkt. 
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tet werden kann. 

13.1 Gestaltungsfestsetzungen 

 Schlankweg 30, Flurstück 2810  
Sülldorfer Kirchenweg 258, Flurstück 3133  
Ellernholt 13, Flurstück 1212  
Sülldorfer Kirchenweg 242 - 246, Flurstücke 2843, 2844, 2845  
Sülldorfer Kirchenweg 219 und 221, Flurstück 3152  
Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241,Flurstück 2176  
Lehmkuhlenweg 9 - 15, Flurstücke 3515, 3516, 3435, 3437  
Sülldorfer Kirchenweg 218, Flurstück 2470 / Schlankweg 18, Flurstück 14 

 Die gestalterischen Festsetzungen des § 2 Nr. 
10 bis 16 des Bebauungsplanentwurfes sind 
nicht von der Ermächtigungsgrundlage aus 
§ 81 Abs. 2a HBauO gedeckt. Nach dieser 
Vorschrift wird der Senat ermächtigt, zur Er-
reichung baugestalterischer Ziele in genau 
abgegrenzten bebauten Teilen des Gebiets 
der Freien und Hansestadt Hamburg durch 
Rechtsverordnungen Vorschriften über die 
äußere Gestaltung von baulichen und sonsti-
gen Anlagen zu erlassen. Die gestalterischen 
Festsetzungen in § 2 Nr. 10 bis 16 des Be-
bauungsplanentwurfes enthalten jedoch keine 
Gestaltungsregelungen zu "baulichen und 
sonstigen Anlagen" im Sinne des § 2 Abs. 1 
BauGB. Insbesondere sind Bepflanzungen 
oder Hecken im Sinne des § 2 Nr. 12 des Be-
bauungsplanentwurfes keine Anlagen. Dass 
die Vorschrift des § 81 Abs. 2 a HBauO nicht 
als Grundlage für eine Verordnung über die 
Gestaltung von Hecken, Bepflanzungen und 
Zäunen dienen soll, ergibt sich daraus, dass 
eine "äußere Gestaltung" von diesem nicht 
möglich ist. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt 

Als Rechtsgrundlagen für die Festsetzungen in § 2 Nr. 10 bis 16 werden in der Begrün-
dung nicht § 81 Abs. 2a HBauO sondern unterschiedliche andere rechtliche Ermächti-
gungsgrundlagen genannt (vgl. Begründung). 
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13.2 Landwirtschaft - Knickschutz 

 Schlankweg 30, Flurstück 2810 

 Die Festsetzung des § 2 Nr. 19 des Bebau-
ungsplanentwurfes sowie die Ausweisung 
eines Knicks beeinträchtigt die Interessen un-
seres Mandanten in unverhältnismäßiger Wei-
se. Nach dieser Bestimmung sind entlang der 
Feldhecken und Knicks beidseits eine Bewei-
dung, Bodenbearbeitung, Düngung oder Be-
handlung mit Pflanzenschutzmitteln in einem 
Abstand von mindestens 2 m von der äußeren 
Linie der Gehölzstämme und mindestens 1 m 
zum Knickfuß unzulässig. Ausweislich der 
Begründung des Bebauungsplanes soll die 
planerische Festsetzung die gesetzlich ge-
schützten Biotopstrukturen von Knicks vor 
Beeinträchtigungen durch Viehverbiss, manu-
elle oder maschinelle Schädigungen schützen. 
Eine solche Festsetzung ist jedoch nicht er-
forderlich. Denn bereits die Baumschutzver-
ordnung sowie die jeweilige Landschafts-
schutzverordnung schützt die Knicks hinrei-
chend. Eine weitere Verbreiterung des 
Schutzstreifens ist für eine landwirtschaftliche 
Nutzung nicht angemessen. Zusätzlich stellt 
auch die Verbreiterung des Knicks um 6 m 
einen Eingriff in den landwirtschaftlichen Be-
trieb dar. Der bisherige Schutz der Natur und 
Landschaft ist ausreichend. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Festsetzungen zum Schutz der schützenswerten Gehölze und Biotope gegen den 
Viehverbiss bleiben bestehen, da es sich hier um langfristige Schutzmaßnahmen handelt.  

Das HmbBNatSchAG definiert lediglich einen Mindestabstand zum Schutz der Feldhe-
cken, der im Bebauungsplan aufgrund der örtlichen Gegebenheiten erweitert werden 
kann. Die Knicks werden auch nicht um 6 m verbreitert, sondern werden in ihrer tatsächli-
chen Schutzbreite einschließlich des direkten Gehölz-Einwirkungsbereichs auf die an-
grenzende landwirtschaftliche Bodennutzung dargestellt (Basis des Gehölzbewuchses 
etwa auf der jeweiligen Grundstücksgrenze und Berücksichtigung von Gehölzaufwuchs 
mit Überhang sowie Wurzelwerk mit Abständen von 2,5 bis 3 m zu jeder Seite). Diese 
Flächenanteile wurden jeweils auch bei der Berechnung und Anerkennung des natur-
schutzrechtlich notwendigen Ausgleichsumfangs der Betriebe für Eingriffe in Natur und 
Landschaft berücksichtigt (vgl. Kapitel 5.12.1 der Begründung). 

14.1 Denkmalschutz 

 Sülldorfer Kirchenweg 258, Flurstück 3133  
Sülldorfer Kirchenweg 219 und 221, Flurstück 3152  
Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241,Flurstück 2176  
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Lehmkuhlenweg 9 - 15, Flurstücke 3515, 3516, 3435, 3437 

 Die denkmalschutzrechtliche Ausweisung im 
Bebauungsplanentwurf ist unbestimmt. Die 
denkmalschutzrechtlichen Festsetzungen ent-
sprechen zum Teil nicht dem festgesetzten 
Denkmalschutz in der Denkmalliste. So sind 
zum Teil nur einzelne Gebäude bzw. Teile von 
landwirtschaftlichen Betrieben als Denkma-
lensemble in der Denkmalliste festgesetzt; 
wohingegen die bauplanungsrechtliche Fest-
setzung des Denkmals das gesamte Grund-
stück oder sogar die ganze HofsteIle erfasst. 
Überwiegend geht das bauplanungsrechtlich 
festgesetzte Denkmal/Ensemble weit über das 
in der Denkmalliste erfasste Denkmal / En-
semble hinaus. Insofern ist nicht klar, welche 
Bestandteile des Grundstücks und der Grund-
stücke tatsächlich vom Denkmalschutz erfasst 
sind. Insbesondere soll der Denkmalschutz 
hier nur nachrichtlich übernommen werden. 
Weiterhin entsprechen die Darstellungen der 
Bestandsgebäude in der zeichnerischen Dar-
stellung nicht den tatsächlichen Gegebenhei-
ten. Sofern sich die denkmalschutzrechtliche 
Ausweisung auf ein im Bebauungsplan darge-
stelltes Gebäude bezieht, welches sich tat-
sächlich nicht an der betreffenden Stelle be-
findet, ist unklar, worauf sich der festgesetzte 
Denkmalschutz beziehen soll. Sofern ein tat-
sächlich vorhandenes Bestandsgebäude wie-
derum nicht im Bebauungsplan dargestellt 
wird, ist unklar, ob für dieses nicht einge-
zeichnete Gebäude eine denkmalschutzrecht-
liche UnterschutzsteIlung erfolgen sollte. 
Darüber hinaus eine Bewertung der denkmal-

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen zum Denkmalschutz. Die nach der Denk-
malliste geschützten Einzelgebäude und Ensembles werden entsprechend einer Stel-
lungnahme des Denkmalschutzamts vom Februar 2014 bzw. der aktuellen Denkmalliste 
in der Planzeichnung nachrichtlich übernommen. Die Detailangaben der denkmalrechtlich 
geschützte Gebäude bzw. Gebäudeteil sind der öffentlich zugänglichen Denkmalliste zu 
entnehmen. Soweit sich aus der schriftlichen Darstellung der Denkmalliste Unklarheiten 
ergeben, unterfällt die Frage nach den Anforderungen des Denkmalschutzes der Klärung 
durch das Denkmalschutzamt. Eine Bewertung der denkmalschutzrechtlichen Belange 
erfolgt nicht auf Ebene des Städtebaurechtes in einem Bebauungsplanverfahren sondern 
durch das jeweilige Landesdenkmalrecht. 
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schutzrechtlichen Belange nicht stattgefun-
den. Wie sich aus der Begründung des Be-
bauungsplanes auf S. 57 ergibt, wurden die 
Angaben aus der Stellungnahme des Denk-
malschutzamtes vom Februar 2014 sowie der 
Denkmalliste in der Planzeichnung übernom-
men. Eigene Erwägungen führte der Plange-
ber dabei jedoch ausweislich der Begründung 
des Bebauungsplanentwurfes nicht aus. 

14.2 Maß der baulichen Nutzung 

 Sülldorfer Kirchenweg 258, Flurstück 3133  
Ellernholt 13, Flurstück 1212  
Sülldorfer Kirchenweg 242 - 246, Flurstücke 2843, 2844, 2845  
Sülldorfer Kirchenweg 219 und 221, Flurstück 3152  
Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241,Flurstück 2176  
Lehmkuhlenweg 9 - 15, Flurstücke 3515, 3516, 3435, 3437  
Sülldorfer Kirchenweg 218, Flurstück 2470 / Schlankweg 18, Flurstück 14 

 Die Unwirksamkeit des Bebauungsplanes 
ergibt sich daraus, dass die Festsetzungen 
über das Maß der baulichen Nutzung gemäß 
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB mit den Regelungen 
der BauNVO nicht übereinstimmen. Nach § 16 
Abs. 3 Nr. 1 BauNVO ist bei Festsetzungen 
des Maßes der baulichen Nutzung im Bebau-
ungsplan stets die Grundflächenzahl oder die 
Größe der Grundflächen der baulichen Anla-
gen zu bestimmen. Der Bebauungsplan setzt 
jedoch überwiegend keine Grundflächenzahl 
fest. Auch die Größe der Grundfläche der bau-
lichen Anlagen im Sinne des § 16 Abs. 3 Nr. 1 
2. Alt. BauNVO setzt der Bebauungsplan nicht 
wirksam fest. Insbesondere reicht hierfür nicht 
die Festsetzung einer Baugrenze aus 
(BVerwG, Beschluss vom 18. 12.1995, Akten-

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Das Maß der baulichen Nutzung ist durch die Festsetzung von Baugrenzen, Geschossig-
keiten und einer maximalen Grundfläche (GR) als Höchstmaß hinreichend genau be-
stimmt. Die Festsetzung einer GRZ ist damit entbehrlich. Innerhalb der festgesetzten 
Baugrenzen soll auf den Flächen für die Landwirtschaft den Grundeigentümern ausrei-
chend Spielraum zur Erweiterung der baulichen Anlagen bis zur Ausschöpfung der ma-
ximal zulässigen Grundfläche verbleiben. 

Darüber hinaus darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen der in § 19 Absatz 
4 Satz 1 der Baunutzungsverordnung bezeichneten Anlagen bis zu 50 vom Hundert 
überschritten werden. Durch die Bezugnahme auf die Baugrenzen in § 2 Nr. 3 der Ver-
ordnung wird die zulässige Grundfläche hinreichend bestimmt.  
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zeichen: 4 NB 36.95, juris; BVerwG, Be-
schluss vom 19.12.2007, Aktenzeichen: 4 BN 
53.07). Denn die Festsetzungen des Maßes 
der baulichen Nutzung nach § 16 Abs. 3 Nr. 1 
BauNVO und die Festsetzungen der überbau-
baren Grundstücksflächen durch Baugrenzen 
nach § 23 Abs. 1 BauNVO besitzen einen ei-
genständigen Regelungsgehalt, der nur im 
Rahmen der jeweils anderen Festsetzung 
verwirklichen kann. Die Festsetzung einer 
Grundflächenzahl oder die Größe einer 
Grundfläche regelt nicht, an welcher Stelle 
des Baugrundstücks die bauliche Nutzung 
zugelassen werden soll. Maßgebend ist hier 
insbesondere eine übermäßige Nutzung des 
Bodens insgesamt zu vermeiden. Dahingegen 
regeln die Festsetzungen einer Baugrenze die 
Art und Weise einer beabsichtigten Bauweise. 
Die Festsetzungen einer Bauweise reichen 
mithin für die Angabe der Größe der Grundflä-
chen der baulichen Anlage im Sinne .des § 16 
Abs. 3 Nr. 1 BauNVO nicht aus. 
Der Bebauungsplan setzt weder eine Grund-
flächenzahl noch eine Größe der Grundfläche 
der baulichen Anlage wirksam im Sinne des § 
16 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO fest, so dass das 
Maß der baulichen Nutzung nicht hinreichend 
bestimmt wurde. Etwas anderes gilt auch nicht 
aufgrund der Vorschrift des § 2 Nr. 3 des Be-
bauungsplanentwurfes. Denn die getroffene 
Festsetzung der Flächenbemessung durch 
unregelmäßig bemessene Baugrenzen ist 
angesichts des Maßstabes der Planzeichnung 
nicht hinreichend bestimmt. 
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14.3 Gestaltungsfestsetzungen 

 Sülldorfer Kirchenweg 258, Flurstück 3133 

 Hinsichtlich der Gestaltungsvorschriften zu 
Außenwänden in § 2 Nr. 25 des Bebauungs-
planentwurfes ist zu beachten, dass auch 
weiße Putzbauten typisch für die Bebauung im 
Planbereich sind. Darüber hinaus ist zu be-
rücksichtigen, dass mit dieser Festsetzung 
ökologische Wandgestaltungen an landwirt-
schaftlichen Gebäuden verhindert werden. 
Wirtschaftliche Gebäude bieten grundsätzlich 
die Möglichkeit, eine großflächige Fassaden-
begrünung als Ausgleichsminimierung. Dar-
über hinaus muss berücksichtigt werden, dass 
diese Gestaltungsvorschriften, insbesondere 
für landwirtschaftliche Gebäude unzumutbar 
kostenintensiv sind. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die getroffenen Gestaltungsfestsetzungen dienen dem vorrangigen Ziel das vorhandene 
Ortsbild in Sülldorf zu erhalten. Die vereinzelte Herstellung von weißen Außenfassaden 
und roten Dächern wird als zum vorherrschenden Ortsbild unpassend eingestuft und soll 
in Zukunft unterbunden werden. 
Fassadenbegrünungen sind weiterhin zulässig, da der Bebauungsplan dazu keine weite-
ren Festsetzungen trifft.  
Die Gestattungsvorschriften sind – auch hinsichtlich der Baukosten – verhältnismäßig und 
angemessen. 

 Weiterhin sollte von der Festsetzung des § 2 
Nr. 26 abgesehen werden. Danach sind 
Dachpfannen ausschließlich in dunkelgrau 
zulässig. Allerdings sind in Sülldorf vor allem 
rote Tonziegel typisch.  
Weiterhin sollten auch Photovoltaikanlagen 
zulässig sein. 

Die gewählte, beschränkende Festsetzung von dunkelgrauen Dächern der Wohnhäuser 
im Gebiet entspricht dem derzeit vorherrschenden Bild, das sich auch aus einer Luftbild-
betrachtung ergibt. Dunkelgraue Dächer entsprechen auch den Genehmigungsbedingun-
gen und Auflagen des Bezirksamts der letzten Jahrzehnte zur Harmonisierung des Orts- 
und Landschaftsbildes in Sülldorf. Einzelne, historisch bedeutsame Gebäude weisen 
auch Dächer mit roten Ziegeln auf, die Plangeberin zielt jedoch auf das Gesamtbild ab. 
Photovoltaikanlagen auf den Dachflächen sind ebenfalls zulässig, da sie i.d.R ein dunkel-
graues Erscheinungsbild haben und damit der Festsetzung in § 2 Nr. 26 des Verord-
nungsentwurfs entsprechen. 

14.4 Art der baulichen Nutzung 

 Sülldorfer Kirchenweg 258, Flurstück 3133 

 Die Festsetzungen über die Art der baulichen 
Nutzung haben für die Betroffenen wesentli-
che Auswirkungen, sodass ein strenger Maß-
stab gilt. In diesem Zusammenhang ist das 
Gebot der gleichmäßigen und gerechten Las-

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Flurstücke der aktiven landwirtschaftlichen Betriebe mit ihren HofsteIlen und unmittel-
bar anliegenden, als landwirtschaftliche Wohngebäude genehmigten Wohnhäusern wur-
den grundsätzlich als Flächen für die Landwirtschaft festgesetzt, um die die weitere Exis-
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tenverteilung zu beachten. Danach dürfen die 
Festsetzungen nicht ohne sachlichen Grund 
zu ungleich starken Einschränkungen führen 
(vgl. OVG NRW, Urteil vom 30.09.2014, Ak-
tenzeichen: 2 D 87/13.NE). 
Von der Festsetzung einer Fläche für die 
Landwirtschaft sind die einzelnen Grundstü-
cke des Plangebiets in unterschiedlichem Um-
fang betroffen. Während das gesamte Grund-
stück unseres Mandanten als Fläche für die 
Landwirtschaft ausgewiesen wird, wird für 
andere Grundstücke vollumfänglich ein Dorf-
gebiet festgesetzt, in dem insbesondere auch 
Wohnen als Regelbebauung zulässig ist. Ins-
besondere auch die Wohnhäuser unseres 
Mandanten werden mit einer landwirtschaftli-
chen Fläche ausgewiesen.  
Eine Differenzierung lediglich anhand des 
vorhandenen Bestandes ist aufgrund der gro-
ßen wirtschaftlichen Ausweisung einer land-
wirtschaftlichen Fläche berücksichtigt die ei-
gentumsrechtlichen Interessen unseres Man-
danten nicht hinreichend. 

tenz dieser Betriebe zu sichern. In Abhängigkeit von der unterschiedlichen Größe der 
landwirtschaftlichen Hofstellen, bzw. der Betriebe werden auf Flächen für die Landwirt-
schaft in unterschiedlichem Umfang entsprechende Baugrenzen festgesetzt. Die Auswei-
sung von Flächen für die Landwirtschaft entspricht u.a. den Zielen des § 1a Absatz 2 
BauGB, dass landwirtschaftlich genutzte Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt 
werden sollen und dementsprechend soweit wie möglich zu erhalten sind.  
Alle anderen Bestandsgebäude im Plangebiet, abseits der heutigen aktiven Hofstellen, 
werden entsprechend der dort vorhandenen Nutzungsstruktur als Dorfgebiet festgesetzt 
(mit Ausnahme der Gemeinbedarfsflächen).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Stellungnahme hier unvollständig bzw. unverständlich) 

14.5 Private Grünflächen 

 Sülldorfer Kirchenweg 258, Flurstück 3133  
Sülldorfer Kirchenweg 219 und 221, Flurstück 3152 

 Die Ausweisung privater Grünflächen ist im 
Hinblick auf die beeinträchtigten Belange un-
seres Mandanten abwägungsfehlerhaft. Unser 
Mandant ist mit der Festsetzung einer privaten 
Grünfläche (Garten) belastet. Andere Eigen-
tümer dagegen werden willkürlich bevorzugt. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Durch die Festsetzung privater Grünflächen soll die städtebauliche Funktion dieser Frei-
flächen, die prägende Elemente des Ortsteils sind, auch für die Zukunft gesichert werden. 
Bei den landwirtschaftlichen Betrieben wurden dann private Grünflächen auf den ansons-
ten als Flächen für die Landwirtschaft festgesetzten Flurstücken abgegrenzt, wenn diese 
Gärten aufgrund der Gestalt und Größe für das Orts- und Straßenbild von besonderer 
Bedeutung sind und entsprechend zukünftig nicht mit weiteren landwirtschaftlichen Anla-
gen bebaut werden sollen. Dabei ergeben sich in Abhängigkeit von den jeweiligen 
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Grundstückszuschnitten unterschiedliche Dimensionierungen dieser Flächen, die aber 
keiner planerischen Willkür entsprechen, sondern in jedem Einzelfall bestandsorientiert 
begründet sind. 
Die begrünten Gärten bilden einen geordneten Übergang zwischen den für die Naherho-
lung wichtigen Straßen und den Gebäuden. Der Bebauungsplan setzt für die genannten 
Flächen die derzeit ausgeübte Nutzung fest. Ein möglicherweise vorhandenes Interesse 
der Grundeigentümer, ihre Gärten mit baulichen Anlagen zu versehen, musste gegenüber 
den gewichtigen öffentlichen Belangen des Landschafts- und Ortsbildschutzes sowie aus 
naturschutzfachlichen Erwägungen zurückstehen. In Abwägung der privaten Belange der 
Grundstückseigentümer hinsichtlich der Bebaubarkeit ihrer Gärten wird der öffentliche 
Belang eines Schutzes und Erhalts der für die besondere städtebauliche Struktur und für 
das besonders geschützte Landschaftsbild wichtigen Grünstrukturen als höherrangig er-
achtet.  

14.6 Baugrenzen 

 Sülldorfer Kirchenweg 258, Flurstück 3133 

 Aufgrund der beschränkten Baufelder werden 
weitere Entwicklungsmöglichkeiten des Be-
triebs verhindert, welche dem Strukturwandel 
in der Landwirtschaft bzw. den individuellen 
wirtschaftlichen und betrieblichen Besonder-
heiten Rechnung tragen müssen. Insofern 
verstößt die Festsetzung gegen das eigentli-
che Planungsziel - dem Schutz der Landwirt-
schaft. Erschwerend ist dabei zu beachten, 
dass ein vorhandenes Gebäude auf dem 
Grundstück kein Baufenster erhält. Weiterhin 
verlaufen die Baugrenzen teilweise durch 
schon bestehende Gebäude. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Baugrenzen sind nach folgenden Maßstäben festgesetzt worden: Wohngebäude auf 
den landwirtschaftlichen HofsteIlen erhielten eine Baugrenze, welche genau das jeweilig 
genehmigte Wohngebäude umfasst. Die weiteren, rückliegenden landwirtschaftlichen 
Nutzgebäude sind mit einer großflächigen Baugrenze gefasst, die sich an der genehmig-
ten Bestandsituation orientiert, Abstandsflächen und die Brandschutzvorschriften berück-
sichtigt, sowie den Betrieben hier noch eine bauliche Erweiterung ermöglicht. Diese Vor-
gehensweise ist einheitlich und systematisch vorgenommen worden. 
Dem Betrieb werden innerhalb der festgesetzten Baugrenzen neben der Möglichkeit des 
Um- und Anbaus, des Abrisses und Neubaus auch Möglichkeiten zum Neubau auf bisher 
unbebauter Fläche eingeräumt. Dem Betrieb mit seiner derzeitigen Milchviehnutzung wird 
es innerhalb der festgesetzten Baugrenzen über eine Bestandsicherung der bestehen-
den, genehmigten Gebäude hinaus ermöglicht, landwirtschaftliche Gebäude zu erweitern 
und neue Gebäude insbesondere im östlichen Bereich der HofsteIle zu errichten. So wird 
dem Betrieb unter Beibehaltung der bestehenden Strukturen z.B. der Neubau einer Hal-
le/Stallung von etwa (15 m x 35 m =) 525 qm Fläche im nordöstlichen Bereich ermöglicht. 
Im rückwärtigen Bereich wurden einige Gebäudeteile nicht in die Baugrenze aufgenom-
men, weil diese teilweise zu nah bzw. unmittelbar an der Flurstücksgrenze zum Nachbar-
grundstück oder auch zu nah an einem Bestandsgebäude errichtet wurden. Kleinere bau-
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liche Anlagen wurden ohne eine Genehmigung errichtet. Die rückwärtige Baugrenze hat 
für neue Gebäude einen Abstand von mindestens 3 m zur südlichen Flurstücksgrenze 
und von 5 m als Brandschutzabstand zum Wohngebäude Nr. 258. 
 

14.7 Anzahl der Wohneinheiten 

 Sülldorfer Kirchenweg 258, Flurstück 3133  

 Die Bestimmungen des § 2 Nr. 2 im Vergleich 
zu § 2 Nr. 6 der Verordnung verstoßen gegen 
das Prinzip der Lastengerechtigkeit. Während 
nach § 2 Nr. 2 in Dorfgebieten je Wohngebäu-
de höchstens drei Wohnungen zulässig sind, 
gilt auf Flächen für die Landwirtschaft eine 
Maximalzahl von nur zwei Wohnungen. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass diese Festsetzung 
das Planungsziel - nämlich die Sicherung der 
landwirtschaftlichen Betriebe - gefährdet. Die 
Begrenzung der Wohneinheiten gefährdet die 
wirtschaftliche Existenz der Landwirte. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Mit den Beschränkungen der zulässigen Wohneinheiten soll die weitere Umwandlung von 
größeren Gebäuden in eine Vielzahl von neuen Wohnungen mit Nebenanlagen und den 
damit verbundenen negativen Folgen für das Erscheinungsbild des Dorfs und der damit 
verbundenen Zunahme des Verkehrs vermieden werden. Der zu erhaltene Ortsbildcha-
rakter, der durch die Landwirtschaft geprägt wird, würde sich andernfalls negativ in Rich-
tung eines beliebigen Wohngebiets entwickeln. 

Nach Berechnung der Plangeberin werden dem landwirtschaftlichen Betrieb des Einwen-
ders (2 x 4 =) 8 Wohnungen ermöglicht, was als ausreichend für dessen wirtschaftliche 
Existenzfähigkeit angesehen wird und damit in der Abwägung die privaten Belange an-
gemessen berücksichtigt. 

15.1 Art der baulichen Nutzung 

 Ellernholt 13, Flurstück 1212 

 Von der Festsetzung einer Fläche für die 
Landwirtschaft sind die einzelnen Grundstü-
cke des Plangebiets in unterschiedlichem Um-
fang betroffen. Während das gesamte Grund-
stück als Fläche für die Landwirtschaft aus-
gewiesen wird, wird für andere Grundstücke 
vollumfänglich ein Dorfgebiet festgesetzt, in 
dem Wohnen als Regelbebauung zulässig ist. 
Insbesondere die Wohnhäuser werden mit 
einer landwirtschaftlichen Fläche ausgewie-
sen. Es ist demnach zumindest der Wohnbe-
reich als Dorfgebiet auszuweisen. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Flurstücke der aktiven landwirtschaftlichen Betriebe mit ihren HofsteIlen und unmittel-
bar anliegenden, als landwirtschaftliche Wohngebäude genehmigten Wohnhäusern wur-
den grundsätzlich als Flächen für die Landwirtschaft festgesetzt, um die die weitere Exis-
tenz dieser Betriebe zu sichern. Die Ausweisung von Flächen für die Landwirtschaft ent-
spricht u.a. den Zielen des § 1a Absatz 2 BauGB, dass landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden sollen und dementsprechend soweit 
wie möglich zu erhalten sind. Alle anderen Bestandsgebäude im Plangebiet, abseits der 
aktiven Hofstellen, werden entsprechend der dort vorhandenen Nutzungsstruktur als 
Dorfgebiet festgesetzt.  
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15.2 Baugrenzen 

 Ellernholt 13, Flurstück 1212 

 Die Baugrenzen wurden abwägungsfehlerhaft 
festgesetzt. Aufgrund der beschränkten Bau-
felder werden weiterhin Entwicklungsmöglich-
keiten des landwirtschaftlichen Betriebes ver-
hindert, welche dem Strukturwandel in der 
Landwirtschaft bzw. den individuellen wirt-
schaftlichen und betrieblichen Besonderheiten 
Rechnung tragen müssen. Insofern verstoßen 
die Festsetzungen gegen das eigentliche Pla-
nungsziel, nämlich den Schutz der Landwirt-
schaft. Der Betrieb hat so keine Erweiterungs-
fläche. Darüber hinaus ist auf dem Hof ledig-
lich eine Wohneinheit errichtet. Dieses Bau-
feld ist zu klein. Es ist eine Erweiterungsmög-
lichkeit zu schaffen. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Baugrenzen sind nach folgenden Maßstäben festgesetzt worden: Wohngebäude auf 
den landwirtschaftlichen HofsteIlen erhielten eine Baugrenze, welche genau das jeweilig 
genehmigte Wohngebäude umfasst. Die weiteren, rückliegenden landwirtschaftlichen 
Nutzgebäude sind mit einer großflächigen Baugrenze gefasst, die sich an der genehmig-
ten Bestandsituation orientiert, gesetzlich vorgeschriebene Abstandsflächen und die 
Brandschutzvorschriften berücksichtigt, sowie den Betrieben dort teilweise eine bauliche 
Erweiterung ermöglicht. Diese Vorgehensweise ist einheitlich und systematisch vorge-
nommen worden. 
Das 2011 errichtete Wohnhaus mit Pferdestall am Ellernholt 13 ist nicht als eigenständi-
ger Betrieb, sondern als ausgegliederter Betriebszweig / zweite HofsteIle des landwirt-
schaftlichen Betriebs am Sülldorfer Kirchenweg 242 – 246 genehmigt worden. Die zweite 
Hofstelle war also bereits selbst eine Erweiterungsmöglichkeit für den Gesamtbetrieb und 
erhält deshalb keine weitere wesentliche Erweiterungsmöglichkeit. 
Die Festsetzung von Baugrenzen auf den landwirtschaftlichen Nutzflächen erfolgt primär, 
um die städtebaulichen und landschaftsplanerischen Ziele zu sichern und eine weitere 
bauliche Verdichtung innerhalb des Plangebiets in den hierfür erforderlichen Grenzen zu 
halten.  

15.3 Anzahl der Wohneinheiten 

 Ellernholt 13, Flurstück 1212 

 Die Bestimmungen des § 2 Nr. 2 im Vergleich 
zu § 2 Nr. 6 der Verordnung verstoßen gegen 
das Prinzip der Lastengerechtigkeit. Während 
nach § 2 Nr. 2 in Dorfgebieten je Wohngebäu-
de höchstens drei Wohnungen zulässig sind, 
gilt auf Flächen für die Landwirtschaft eine 
Maximalzahl von nur zwei Wohnungen. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass diese Festsetzung 
das Planungsziel - nämlich die Sicherung der 
landwirtschaftlichen Betriebe - gefährdet. Die 
Begrenzung der Wohneinheiten gefährdet die 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Mit den Beschränkungen der zulässigen Wohneinheiten soll die weitere Umwandlung von 
größeren Gebäuden in eine Vielzahl von neuen Wohnungen mit Nebenanlagen und den 
damit verbundenen negativen Folgen für das Erscheinungsbild des Dorfs und einer Zu-
nahme des Verkehrs vermieden werden. Der zu erhaltene Ortsbildcharakter, der durch 
die Landwirtschaft geprägt wird, würde sich andernfalls negativ in Richtung eines beliebi-
gen Wohngebiets entwickeln. 

Dem kleinen landwirtschaftlichen Betrieb des Einwenders werden zwei Wohnungen er-
möglicht, was als ausreichend für dessen wirtschaftliche Existenzfähigkeit angesehen 
wird und damit in der Abwägung die privaten Belange angemessen berücksichtigt. Das 
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wirtschaftliche Existenz der Landwirte. 2011 errichtete Wohnhaus mit Pferdestall am Ellernholt 13 ist darüber hinaus nicht als 
eigenständiger Betrieb, sondern als ausgegliederter Betriebszweig / zweite HofsteIle des 
landwirtschaftlichen Betriebs am Sülldorfer Kirchenweg 242 – 246 genehmigt worden.  

15.4 Reitplatz - Paddock 

 Ellernholt 13, Flurstück 1212 

 Nach § 2 Nr. 11 der Verordnung ist mit Aus-
nahme der mit ,,(K)" bezeichneten Flächen auf 
den Flächen für die Landwirtschaft die Anlage 
von Reit- und Auslaufflächen unzulässig und 
ganzjährig eine geschlossene Grasnarbe zu 
erhalten, soweit diese Flächen nicht ackerbau-
lich oder gärtnerisch genutzt werden. Für den 
Betrieb eines Pferdehofes ist ein größerer 
Auslauf unabdingbar. Die geringe Fläche (K) 
reicht für eine artgerechte Haltung nicht aus. 
Die (K)-Fläche ist so klein bemessen, dass 
hier kein Reitplatz entstehen kann. Dieser ist 
jedoch für eine Pensionspferdehaltung essen-
tiell. Das Mindestmaß beträgt dafür 20 x 60 m. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Der landwirtschaftliche Betrieb am Ellernholt 13 wurde 2011 als ausgegliederter Betriebs-
zweig des vorhandenen Betriebs am Sülldorfer Kirchenweg 242 - 246 genehmigt und 
dementsprechend von der Plangeberin als betriebswirtschaftliche Einheit bewertet. Von 
daher wurden die Reit- und Auslaufflächen der beiden Hofstellen zusammen betrachtet.  

In der Abwägung ist auch zu berücksichtigen, dass die Errichtung von Reit- und Auslauf-
flächen am Standort Ellernholt 13 einen größeren Eingriff in das Landschaftsbild bedeu-
ten würde, weil diese Hofstelle im Unterschied zum Hof am Sülldorfer Kirchenweg 242-
246 städtebaulich nicht integriert, außerhalb des Sülldorfer Dorfkerns liegt. 

16.1 Art der baulichen Nutzung 

 Sülldorfer Kirchenweg 242 - 246, Flurstücke 2843, 2844, 2845 

 Von der Festsetzung einer Fläche für die 
Landwirtschaft sind die einzelnen Grundstü-
cke des Plangebiets in unterschiedlichem Um-
fang betroffen. Während hier das gesamte 
Grundstück als Fläche für die Landwirtschaft 
ausgewiesen wird, wird für andere Grundstü-
cke vollumfänglich ein Dorfgebiet festgesetzt, 
in dem Wohnen als Regelbebauung zulässig 
ist. Die Wohnhäuser werden hier mit einer 
landwirtschaftlichen Fläche ausgewiesen. Es 
ist demnach zumindest im vorderen Bereich, 
welcher an der Straße Sülldorfer Kirchenweg 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Flurstücke der aktiven landwirtschaftlichen Betriebe mit ihren HofsteIlen und unmittel-
bar anliegenden, als landwirtschaftliche Wohngebäude genehmigten Wohnhäusern wur-
den grundsätzlich als Flächen für die Landwirtschaft festgesetzt, um die die weitere Exis-
tenz dieser Betriebe zu sichern. In Abhängigkeit von der unterschiedlichen Größe der 
landwirtschaftlichen Hofstellen, bzw. der Betriebe werden auf den Flächen für die Land-
wirtschaft in unterschiedlichem Umfang entsprechende Baugrenzen festgesetzt. Die 
Ausweisung von Flächen für die Landwirtschaft entspricht u.a. den Zielen des § 1a Ab-
satz 2 BauGB, dass landwirtschaftlich genutzte Flächen nur im notwendigen Umfang um-
genutzt werden sollen und dementsprechend soweit wie möglich zu erhalten sind.  
Alle anderen Bestandsgebäude im Plangebiet, abseits der aktiven Hofstellen, werden 
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angrenzt, ein Dorfgebiet auszuweisen. entsprechend der dort vorhandenen Nutzungsstruktur als Dorfgebiet festgesetzt. 

16.2 Baugrenzen 

 Sülldorfer Kirchenweg 242 - 246, Flurstücke 2843, 2844, 2845 

 Die Baugrenzen wurden abwägungsfehlerhaft 
festgesetzt. Aufgrund der beschränkten Bau-
felder werden Entwicklungsmöglichkeiten des 
landwirtschaftlichen Betriebes verhindert, wel-
che dem Strukturwandel in der Landwirtschaft 
bzw. den individuellen wirtschaftlichen und 
betrieblichen Besonderheiten Rechnung tra-
gen müssen.  
Zusätzlich erhalten zwei Gebäude teilweise 
nicht einmal ein Baufenster, da die Baugrenze 
durch die Baukörper hindurchgezogen wurde. 
Mithin wird nicht einmal der Bestand gesi-
chert. So verstoßen die Festsetzungen der 
Baugrenzen gegen das eigentliche Planungs-
ziel, nämlich den Schutz der Landwirtschaft. 
Der Betrieb hat so keine Erweiterungsfläche. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Baugrenzen sind nach folgenden Maßstäben festgesetzt worden: Wohngebäude auf 
den landwirtschaftlichen HofsteIlen erhielten eine Baugrenze, welche genau das jeweilig 
genehmigte Wohngebäude umfasst. Die weiteren, rückliegenden landwirtschaftlichen 
Nutzgebäude sind mit einer großflächigen Baugrenze gefasst, die sich an der genehmig-
ten Bestandsituation orientiert, Abstandsflächen und die Brandschutzvorschriften berück-
sichtigt, sowie den Betrieben hier noch eine bauliche Erweiterung ermöglicht. Diese Vor-
gehensweise ist einheitlich und systematisch vorgenommen worden. 
Dem Betrieb werden innerhalb der festgesetzten Baugrenzen insbesondere Möglichkei-
ten des Um- und Anbaus, des Abrisses und Neubaus eingeräumt. Da dem Betrieb bereits 
während des Planverfahrens umfangreiche Neubauten rückwärtig der HofsteIle am Süll-
dorfer Kirchenweg sowie eine Auslagerung des Betriebszweigs der Pferdezucht an den 
Ellernholt 13 mit einem weiteren Wohnhaus genehmigt wurden, wird dem Betrieb keine 
weitere größere Neubaumöglichkeit eingeräumt. Dem Betrieb werden am Standort Süll-
dorfer Kirchenweg Bauflächen in einer Größe von 6.600 qm und dem Betrieb am Ellern-
holt von noch einmal über 800 m² zugewiesen. Zusammen errechnen sich daraus Bauflä-
chen von etwa 7.400 m² und einer zulässigen Grundfläche (GR) von über 6.000 m². Der 
Betrieb verfügt bereits über zwei Reithallen und mehrere Stall- und Lagergebäude, was 
im Vergleich zu anderen landwirtschaftlichen Betrieben als ausreichend zur Betriebssi-
cherung erachtet wird. 
Das Nebengebäude am Wohngebäude 246 ist eine ehemalige Garage ohne zulässige 
Wohnnutzung und wurde deshalb nicht mit einer Baugrenze umfasst. Der ehemalige klei-
ne Schweinestall nördlich des alten Pferdestalls mit Reithalle war bereits als Bedingung 
der Genehmigung für die Errichtung einer zweiten Reithalle vom 07.01.2004 zurückzu-
bauen und ist abgängig. 

16.3 Anzahl der Wohneinheiten 

 Sülldorfer Kirchenweg 242 - 246, Flurstücke 2843, 2844, 2845 

 Die Bestimmungen des § 2 Nr. 2 im Vergleich 
zu § 2 Nr. 6 der Verordnung verstoßen gegen 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Mit den Beschränkungen der zulässigen Wohneinheiten soll die weitere Umwandlung von 
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das Prinzip der Lastengerechtigkeit. Während 
nach § 2 Nr. 2 in Dorfgebieten je Wohngebäu-
de höchstens drei Wohnungen zulässig sind, 
gilt auf Flächen für die Landwirtschaft eine 
Maximalzahl von nur zwei Wohnungen. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass diese Festsetzung 
das Planungsziel - nämlich die Sicherung der 
landwirtschaftlichen Betriebe - gefährdet. Die 
Begrenzung der Wohneinheiten gefährdet die 
wirtschaftliche Existenz der Landwirte. 

größeren Gebäuden in eine Vielzahl von neuen Wohnungen mit Nebenanlagen und den 
damit verbundenen negativen Folgen für das Erscheinungsbild des Dorfs und einer Zu-
nahme des Verkehrs vermieden werden. Der Ortsbildcharakter, der historisch durch die 
Landwirtschaft geprägt wurde und noch wird, würde sich andernfalls negativ in Richtung 
eines beliebigen Wohngebiets entwickeln. 

Dem landwirtschaftlichen Betrieb des Einwenders am Sülldorfer Kirchenweg 242 und 246 
werden 4 Wohnungen ermöglicht, was als ausreichend für dessen wirtschaftliche Exis-
tenzfähigkeit angesehen wird und damit in der Abwägung die privaten Belange angemes-
sen berücksichtigt. 

16.4 Reitplatz - Paddock 

 Sülldorfer Kirchenweg 242 - 246, Flurstücke 2843, 2844, 2845 

 Nach § 2 Nr. 11 des Bebauungsplanentwurfes 
mit Ausnahme der mit ,,(K)" bezeichneten 
Flächen ist auf den Flächen für die Landwirt-
schaft die Anlage von Reit- und Auslaufflä-
chen unzulässig und ganzjährig eine ge-
schlossene Grasnarbe zu erhalten, soweit 
diese Flächen nicht ackerbaulich oder gärtne-
risch genutzt werden. Diese Festsetzung be-
rücksichtigt die Interessen unseres Mandan-
ten nicht hinreichend. Denn sämtliche Peddox 
und Peddoxweiden liegen auf dem als Flä-
chen für die Landwirtschaft ausgewiesen Be-
reich. Es besteht dort nicht ganzjährig eine 
geschlossene Grasnarbe, da die Sandpeddox 
als Auslauffläche für die Pferde dienen. Für 
den Betrieb eines Pferdehofes ist dieser Aus-
lauf unabdingbar. Die geringe Fläche (K) 
reicht für eine artgerechte Haltung nicht aus. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Mit der textlichen Festsetzung § 2 Nr. 11 der VO und der entsprechenden planzeichneri-
schen Abgrenzung dieser Bereiche wird den landwirtschaftlichen Betrieben rückwärtig um 
die Hofstellen die genehmigungspflichtige Anlage von nicht überdachten Reit- und Aus-
laufflächen (Paddocks) in einem entsprechenden Umfang ermöglicht. Solche Nutzflächen 
bestehen zum größten Teil bereits in den abgegrenzten Bereichen. Sie wurden insbeson-
dere in den letzten zwei Jahrzehnten aus Gründen des Tierwohls (ganzjähriger freier 
Auslauf der Pferde) hergestellt. Aus Gründen des Landschaftsschutzes und zum Schutz 
des Ortsbildes ist es gewünscht, diese unbegrünten, zumeist offenen Sandflächen rück-
wärtig der Höfe vorzusehen. 
Die abgegrenzten Flächengrößen orientieren sich am Bestand der jeweiligen Betriebe in 
Abwägung mit den Belangen der städtebaulichen Ordnung sowie  des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege. 
Bei dem Betrieb Sülldorfer Kirchenweg 242 beträgt diese (K)-Fläche 5.580 qm. Dieser 
Flächenumfang wurde als ausreichend für eine artgerechte Haltung der Pferde erachtet. 
 

17.1 Art der baulichen Nutzung 

 Sülldorfer Kirchenweg 219 und 221, Flurstück 3152 

 Von der Festsetzung einer Fläche für die Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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Landwirtschaft sind die einzelnen Grundstü-
cke des  Plangebiets in unterschiedlichem 
Umfang betroffen. Während das gesamte 
Grundstück unseres Mandanten als Fläche für 
die Landwirtschaft ausgewiesen wird, wird für 
andere Grundstücke vollumfänglich ein Dorf-
gebiet festgesetzt, in dem insbesondere auch 
Wohnen als Regelbebauung zulässig ist. Ins-
besondere auch die Wohnhäuser unseres 
Mandanten werden mit einer landwirtschaftli-
chen Fläche ausgewiesen. Beide Wohnge-
bäude liegen zur Straße gerichtet, für welche 
die derzeitige Nutzung nicht weiter gesichert 
ist. Alle anderen Grundstückseigentümer 
westlich des Sülldorfer Kirchenweges erhalten 
zumindest eine Teilfläche im Dorfgebiet. 

Die Flurstücke der aktiven landwirtschaftlichen Betriebe mit ihren HofsteIlen und unmittel-
bar anliegenden, als landwirtschaftliche Wohngebäude genehmigten Wohnhäusern wur-
den grundsätzlich als Flächen für die Landwirtschaft festgesetzt, um die die weitere Exis-
tenz dieser Betriebe zu sichern. Die Ausweisung von Flächen für die Landwirtschaft ent-
spricht u.a. den Zielen des § 1a Absatz 2 BauGB, dass landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden sollen und dementsprechend soweit 
wie möglich zu erhalten sind.  
Alle anderen Bestandsgebäude im Plangebiet, die nicht zu den aktiven Hofstellen gehö-
ren, werden entsprechend der dort vorhandenen Nutzungsstruktur als Dorfgebiet festge-
setzt. 

17.2 Baugrenzen 

 Sülldorfer Kirchenweg 219 und 221, Flurstück 3152 

 Die Baugrenzen wurden abwägungsfehlerhaft 
festgesetzt. Aufgrund der beschränkten Bau-
felder werden weitere Entwicklungsmöglich-
keiten des landwirtschaftlichen Betriebes ver-
hindert, welche dem Strukturwandel in der 
Landwirtschaft bzw. den individuellen wirt-
schaftlichen und betrieblichen Besonderheiten 
Rechnung tragen müssen. Darüber hinaus 
verlaufen die Baugrenzen sogar durch die 
beiden südlich gelegenen Baukörper. Der 
nördlich gelegene Maschinenschuppen enthält 
gar kein Baufenster. Daher wird auf den vor-
handenen Bestand keine hinreichende Rück-
sicht genommen. Insofern verstoßen die Fest-
setzungen gegen das eigentliche Planungs-
ziel, nämlich den Schutz der Landwirtschaft. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Baugrenzen sind nach folgenden Maßstäben festgesetzt worden: Wohngebäude auf 
den landwirtschaftlichen HofsteIlen erhielten eine Baugrenze, welche genau das jeweilig 
genehmigte Wohngebäude umfasst. Die weiteren, rückliegenden landwirtschaftlichen 
Nutzgebäude sind mit einer großflächigen Baugrenze gefasst, die sich an der genehmig-
ten Bestandsituation orientiert, Abstandsflächen und die Brandschutzvorschriften berück-
sichtigt, sowie den Betrieben hier noch eine bauliche Erweiterung ermöglicht. Diese Vor-
gehensweise ist einheitlich und systematisch vorgenommen worden. 
Dem Betrieb werden innerhalb der festgesetzten Baugrenzen neben der Möglichkeit des 
Um- und Anbaus, des Abrisses und Neubaus auch Möglichkeiten zum Neubau einge-
räumt. So wird dem Betrieb z.B. der Neubau einer zweiten Reithalle als Anbau an die 
bestehende Reithalle mit einem gleichen Maß von 20 x 65 = 1300 qm Fläche ermöglicht. 
Die Baugrenzen wurden so festgesetzt, dass sie genehmigte Gebäude umfassen.  
Hingegen wurde die Überdachung im Norden nicht mit Baugrenzen umfasst, weil sie unge-
nehmigt errichtet wurde und zu nah an einem zu erhaltenden alten Baum lag, welcher aller-
dings zwischenzeitlich gefällt wurde. Überdachung befindet sich außerdem am Rande eines 
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Ausblickes in die Landschaft und beeinträchtigt daher das Landschaftsbild. 

17.3 Anzahl der Wohneinheiten 

 Sülldorfer Kirchenweg 219 und 221, Flurstück 3152 

 Auch die Bestimmungen des § 2 Nr. 2 im Ver-
gleich zu § 2 Nr. 6 des Bebauungsplanent-
wurfs verstoßen gegen das Prinzip der Las-
tengerechtigkeit. Während nach § 2 Nr. 2 in 
Dorfgebieten je Wohngebäude höchstens drei 
Wohnungen zulässig sind, gilt für Flächen für 
die Landwirtschaft eine Maximalzahl von zwei 
Wohnungen gem. § 2 Nr. 6 des Bebauungs-
planentwurfs. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass diese Festsetzung das Planungsziel - 
nämlich die Sicherung der landwirtschaftlichen 
Betriebe - gefährdet. Denn die Begrenzung 
der Wohneinheiten gefährdet die wirtschaftli-
che Existenz der Landwirte. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Mit den Beschränkungen der zulässigen Wohneinheiten soll die weitere Umwandlung von 
größeren Gebäuden in eine Vielzahl von neuen Wohnungen mit Nebenanlagen und den 
damit verbundenen negativen Folgen für das Erscheinungsbild des Dorfs und einer Zu-
nahme des Verkehrs vermieden werden. Der Ortsbildcharakter, der historisch durch die 
Landwirtschaft geprägt wurde und noch wird, würde sich andernfalls negativ in Richtung 
eines beliebigen Wohngebiets entwickeln. 

Nach Berechnung der Plangeberin werden dem landwirtschaftlichen Betrieb des Einwen-
ders (2 x 2 =) 4 Wohnungen ermöglicht (bei Nichtberücksichtigung des Gebäudes Süll-
dorfer Kirchenweg 223, welches noch Anfang der 80er Jahre zum Betrieb gehörte und 
dann abgetrennt wurde). Diese Zahl der Wohneinheiten wird als ausreichend für die wirt-
schaftliche Existenzfähigkeit des Betriebes angesehen ist und damit in der Abwägung der 
privaten Belange angemessen berücksichtigt. 

18.1 Art der baulichen Nutzung 

 Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241, Flurstück 2176 

 Es ist nicht zu vereinbaren, dass für weite Tei-
le des Grundstücks Sülldorfer Kirchenweg 237 
und 241 eine Fläche für Landwirtschaft fest-
gesetzt wurde und auf anderen Grundstücken 
ausschließlich ein Dorfgebiet (MD) festgesetzt 
wurde. Über das schutzwürdige Interesse des 
Eigentümers an der Beibehaltung der bisheri-
gen Nutzung ist bei der Aufstellung eines Be-
bauungsplans zu entscheiden. 
Von der Festsetzung einer Fläche für die 
Landwirtschaft sind die einzelnen Grundstü-
cke des Plangebiets in unterschiedlichem Um-
fang betroffen. Während weite Teile des 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Flurstücke der aktiven landwirtschaftlichen Betriebe mit ihren HofsteIlen und unmittel-
bar anliegenden, als landwirtschaftliche Wohngebäude genehmigten Wohnhäusern wur-
den grundsätzlich als Flächen für die Landwirtschaft festgesetzt, um die die weitere Exis-
tenz dieser Betriebe zu sichern. Die Ausweisung von Flächen für die Landwirtschaft ent-
spricht u.a. den Zielen des § 1a Absatz 2 BauGB, dass landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden sollen und dementsprechend soweit 
wie möglich zu erhalten sind.  
Alle anderen Bestandsgebäude im Plangebiet, abseits der aktiven Hofstellen, werden 
entsprechend der dort vorhandenen Nutzungsstruktur als Dorfgebiet festgesetzt. Das 
vorhandene Gebäude des landwirtschaftlichen Betriebes des Einwenders mit dem Hofla-
den wird entsprechend der Nutzung als Dorfgebiet festgesetzt. 
Die genehmigte Errichtung eines Mitarbeiterwohnhauses auf der Fläche des ehemaligen 
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Grundstücks hier als Fläche für die Landwirt-
schaft ausgewiesen werden, wird für andere 
Grundstücke vollumfänglich ein Dorfgebiet 
festgesetzt, in dem Wohnen als Regelbebau-
ung zulässig ist.  
Darüber hinaus wurde auch der Ersatzbau für 
das abgängige Glashaus, mit Bescheid aus 
2017 als Mitarbeiterwohnhaus genehmigt, hier 
als landwirtschaftliche Fläche ausgewiesen. 
Für dieses Gebäude ist eine Ausweisung als 
MD erforderlich, wenn sich der Plangeber 
ausschließlich an dem Bestand orientiert.  

Glashauses steht planungsrechtlich in Übereinstimmung mit der Ausweisung einer Fläche 
für die Landwirtschaft. Eine Festsetzung als Dorfgebiet (MD) ist dafür nicht erforderlich.  
 

 Darüber hinaus liegt der Garten westlich des 
Haupthauses derzeit in einer Fläche für die 
Landwirtschaft. Dieser wird jedoch privat ge-
nutzt und ist daher als Dorfgebiet auszuwei-
sen. Maßgebend für die Differenzierung ist 
nach der Begründung des Bebauungsplanes 
der tatsächlich vorhandene Bestand. Ein da-
hinterliegendes städtebauliches Planungsziel 
ist jedoch nicht ersichtlich. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Private Gärten von landwirtschaftlichen Betrieben werden in diesem Bebauungsplan als 
private Grünfläche festgesetzt, insbesondere wenn sie gärtnerisch gestaltet sind und als 
Vorgärten vom Straßenraum her einsehbar sind und damit das Orts- und Landschaftsbild 
mitprägen. Rückwärtige Gärten hinter den Gebäuden sind teilweise weniger ortsbildprä-
gend und werden von daher zusammen mit der Hauptnutzung des Grundstücks .d.h. hier 
als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt, um dem Eigentümer mehr Spielraum für 
eine landwirtschaftliche Nutzung dieser Flächen zu ermöglichen. 

18.2 Landschaftsbild 

 Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241, Flurstück 2176 

 Die Ausweisung der mit C bezeichneten Flä-
chen erfolgte nicht lastengerecht. Es ist kein 
schlüssiges städtebauliches Konzept erkenn-
bar, welche Ausblicke mit der Ausweisung 
dieser Fläche geschützt werden sollen. Viel-
mehr erscheint die Festsetzung willkürlich. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Mit dieser Festsetzung, soll sichergestellt werden, dass die bisher noch an vier Stellen 
entlang des Sülldorfer Kirchenwegs vorhandenen offenen Flächen und Sichtachsen mit 
der Möglichkeit der Landschaftswahrnehmung langfristig erhalten werden. Da ansonsten 
eine landwirtschaftliche Nutzung dieser Flächen weiterhin möglich ist, werden die privaten 
Belange in der Abwägung ausreichend berücksichtigt. 

18.3 Baugrenzen 

 Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241, Flurstück 2176 

 Bei den Festsetzungen der Baugrenzen orien-
tiert sich der Plangeber völlig willkürlich an 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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dem vorhandenen Bestand (Seite 49 der Be-
gründung des Bebauungsplanes), ohne dabei 
ein städtebauliches Konzept zu verwirklichen. 
Die Baugrenzen verlaufen am Südrand zum 
Wanderweg durch einen bereits seit 25 Jah-
ren bestehenden Folientunnel und durch ei-
nen bereits vor 45 Jahren errichteten Schup-
pen parallel zum Schul- und Wanderweg. Der 
Bestand wird nicht hinreichend berücksichtigt. 
Die südlich gelegenen Bestandsgebäude er-
halten keine Baufenster. In einem der Baukör-
per befand sich der ehemalige Schweinestall, 
welcher im Jahre 1838 errichtet wurde. Dieses 
Gebäude kann ohne die Vorsehung eines 
Baufensters nicht hinreichend erhalten wer-
den, so dass dies gegen das Planungsziel - 
dem Erhalt der dorftypischen und historischen 
Baustrukturen - spricht. Dasselbe gilt für den 
Schuppen an der südöstlichen Grundstücks-
grenze. Auch der Schuppen, welcher an das 
Glashaus angrenzt, muss ein Baufenster er-
halten. Dieser Baukörper wurde vor 22 Jahren 
zur Nutzung für pädagogische Zwecke um-
funktioniert. Insbesondere wird der Baukörper 
nicht landwirtschaftlich genutzt. Aufgrund der 
beschränkten Baufelder werden weitere Ent-
wicklungsmöglichkeiten des Betriebs verhin-
dert, welche dem Strukturwandel in der Land-
wirtschaft bzw. den individuellen wirtschaftli-
chen und betrieblichen Besonderheiten Rech-
nung tragen müssen. Die nächste Generation 
plant auch in der Landwirtschaft zu arbeiten, 
so dass auch für die Zukunft genügend Ent-
wicklungsmöglichkeiten des Betriebes erhal-
ten bleiben müssen. Die Grundfläche des Be-

Die Baugrenzen sind nach folgenden Maßstäben festgesetzt worden: Wohngebäude auf 
den landwirtschaftlichen HofsteIlen erhielten eine Baugrenze, welche genau das jeweilig 
genehmigte Wohngebäude umfasst. Die weiteren, rückliegenden landwirtschaftlichen 
Nutzgebäude sind mit einer großflächigen Baugrenze gefasst, die sich an der genehmig-
ten Bestandsituation orientiert, Abstandsflächen und die Brandschutzvorschriften berück-
sichtigt, sowie den Betrieben hier noch eine bauliche Erweiterung ermöglicht. Diese Vor-
gehensweise ist einheitlich und systematisch vorgenommen worden. 
Dem Betrieb werden innerhalb der festgesetzten Baugrenzen Möglichkeiten des Um- und 
Anbaus, des Abrisses und Neubaus, aber auch Möglichkeiten zum Neubau auf bisher 
unbebauter Fläche eingeräumt. Dem Betrieb wird es innerhalb der festgesetzten Bau-
grenzen ermöglicht, landwirtschaftliche Gebäude zu erweitern und neue Gebäude insbe-
sondere im westlichen Bereich der HofsteIle zu errichten. So wird dem Betrieb beispiels-
weise der Neubau eines Gebäudes mit einem Maß von 20 x 40 = 800 qm Fläche ermög-
licht. Ein weitergehendes städtebauliches Konzept ist nicht erforderlich. 
Die Baugrenze im rückwärtigen südlichen Bereich umfasst nur teilweise die bestehenden 
Gebäude, weil diese nicht genehmigt wurden und zu nah am für die Naherholung wichti-
gen Verbindungsweg nach Rissen sowie am schützenswerten wegbegleitenden Gehölz-
bestand gebaut wurden (mindestens 3 m Abstand zum öffentlichen Weg notwendig). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das im Auftrag der BWVI / WL12 erstellte und vom Einwender zitierte Gutachten „Ge-
samtergebnis der einzelbetrieblichen Bewertung“ vom Oktober 2014 bezieht sich auf-
tragsgemäß auf eine Bewertung der wirtschaftlichen Auswirkungen der 2014 geplanten, 
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triebs wird durch die geringen Baufenster ver-
kleinert. Das Gutachten der BWVI I Hansen 
über die Existenzgefährdung der Betriebe 
schreibt eine Erweiterung um 30 % als Vo-
raussetzung für die Existenzsicherung vor. Im 
Bebauungsplanentwurf stehen nicht genügend 
Lagermöglichkeiten zur Verfügung. Es ist kein 
Platz für eine Maschinenabstellmöglichkeit 
sowie ein Sandlager vorgesehen.  

zwischenzeitlich geänderten Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfs Rissen 44 / 
Sülldorf 18 / Iserbrook 26 für die landwirtschaftlichen Betriebe im Gebiet. Der Bebau-
ungsplan Sülldorf 4 mit seinen geplanten Festsetzungen wurde hierbei lediglich als ein 
Faktor zur Beurteilung der Auswirkungen insbesondere auf die Betriebe mit Hofstellen im 
Dorf mit herangezogen. Eine erforderliche Erweiterungsmöglichkeit der Betriebe um 30 % 
wird im Gutachten nicht genannt. 

 Auf dem Flurstück 3490 sollte nach Abspra-
che mit dem Amt im Rahmen eines Flächen-
austauschs für ein Absetz- und Regenrückhal-
tebecken ein Baufeld eingetragen werden. 
Dies ist jedoch nicht erfolgt und nachzuholen.  

Kenntnisnahme 

Die Realisierung eines Flächentausches ist noch nicht abschließend geklärt und erfolgt 
unabhängig von diesem Bebauungsplanverfahren.  

 Es ist zu beachten, dass zwei vorhandene 
Gebäude auf dem Grundstück kein Baufenster 
erhalten. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Bei den vom Einwender genannten Gebäuden im Dorfgebiet handelt es sich um zwei 
schuppenartige bauliche Anlagen für die keine Genehmigungen vorliegen. Darüber hin-
aus stehen diese zu dicht unter einem schützenwerten Baum und halten den notwendi-
gen Abstand zum südlich angrenzenden Knick nicht ein. Auch stehen die Schuppen zu 
nah am für die Naherholung wichtigen Verbindungsweg nach Rissen. Es wäre ein Ab-
stand von mehreren Metern zum öffentlichen Weg notwendig. Von daher sollen sie pla-
nungsrechtlich nicht durch die Festsetzung von Baugrenzen gesichert werden. Anderen-
falls könnten hier auch ungewünschte Nutzungen, wie z.B. Wohnnutzungen zulässig 
werden (s.o.).  

18.4 Anzahl der Wohneinheiten 

 Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241, Flurstück 2176 

 Die Bestimmungen des § 2 Nr. 2 im Vergleich 
zu § 2 Nr. 6 des Bebauungsplanentwurfs ver-
stoßen gegen das Prinzip der Lastengerech-
tigkeit. Während nach § 2 Nr. 2 in Dorfgebie-
ten je Wohngebäude höchstens drei Wohnun-
gen zulässig sind, gilt auf Flächen für die 
Landwirtschaft eine Maximalzahl von nur zwei 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Städtebaulicher Grund für die Beschränkung ist, dass größere Umnutzungsmöglichkeiten 
der bestehenden Höfe zu Wohnzwecken oder auch weitere Wohnungsneubauten im Dorf 
insgesamt das spezielle Ortsbild nachhaltig negativ verändern und dazu führen würden, 
dass noch mehr Verkehr in das Dorf fließt, für eine angespannte Verkehrssituation sorgt 
und auch für die verbliebenen landwirtschaftlichen Betriebe die Verkehrssituation mit 
landwirtschaftlichen Fahrzeugen und Vieh bzw. Pferden im Straßenraum noch weiter er-
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Wohnungen. Es ist zu berücksichtigen, dass 
diese Festsetzung das Planungsziel - nämlich 
die Sicherung der landwirtschaftlichen Betrie-
be - gefährdet. Die Begrenzung der Wohnein-
heiten gefährdet die wirtschaftliche Existenz 
der Landwirte.  
Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass ge-
mäß des Beschlusses der Bezirksversamm-
lung Altona vom 28.6.2018 (Drucksache 20-
4953) die Förderung von Werkswohnungen 
zur Entlastung des Wohnungsmarktes und der 
Umwelt gefordert wird. Sülldorf ist gut an den 
öffentlichen Nahverkehr durch die S-
Bahnstation Sülldorf angebunden. Zudem 
können auch Stellplätze auf den Grundstü-
cken nachgewiesen werden. Unsere Mandan-
tin bietet sogar eine Car-Sharing-Station an. 

schwert würde. Mit diesem Bebauungsplan wird bereits eine Ausweitung der Wohnnut-
zung ermöglicht, da auch dem kleinsten Betrieb mindestens zwei Wohnungen ermöglicht 
werden. Dem Einwender werden entsprechend des Bebauungsplanentwurfs fünf Wohnungen 
ermöglicht. Zusätzlich wurde 2017 bereits ein weiteres Mitarbeiterwohnhaus rückwärtig ge-
nehmigt. 

18.5 Werkswohnungen 

 Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241, Flurstück 2176 

 Es ist auch zu berücksichtigen, dass gemäß 
des Beschlusses der Bezirksversammlung 
Altona vom 28.6.2018 (Drucksache 20-4953) 
die Förderung von Werkswohnungen zur Ent-
lastung des Wohnungsmarktes und der Um-
welt gefordert wird. Sülldorf ist gut an den öf-
fentlichen Nahverkehr durch die S-
Bahnstation Sülldorf angebunden. Zudem 
können auch Stellplätze auf den Grundstü-
cken nachgewiesen werden. Unsere Mandan-
tin bietet sogar eine Car-Sharing-Station an. 

Kenntnisnahme 

Bei der vom Einwender zitierten Drucksache 20-4953 der Bezirksversammlung Altona 
vom 28.6.2018 handelt es sich lediglich um ein Petitum zur Förderung von Werkswoh-
nungen durch die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen in Zusammenarbeit mit der 
Finanzbehörde, vertreten durch den Landesbetrieb für Immobilien und Grundvermögen, 
gemäß § 27 BezVG ein spezielles Förderprogramm für Mitarbeiterwohnungen aufzulegen 
und bei der Flächensuche und Flächenvergabe in Unternehmensnähe unterstützend tätig 
zu werden. Ein konkreter Bezug zu den Zielen des Bebauungsplanes Sülldorf 4 besteht 
daher nicht. 

18.6 Einzelhandel 

 Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241, Flurstück 2176 

 Die Festsetzung des § 2 Nr. 1 ist abwägungs- Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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fehlerhaft. Danach sind in Dorfgebieten nur 
Einzelhandelsbetriebe zulässig, wenn sie der 
Deckung des täglichen Bedarfs für die Be-
wohner des Gebiets dienen und eine Größe 
von höchstens 300 m²  Grundfläche nicht 
überschreiten. Nach § 5 Abs. 2 Nr. 5 BauNVO 
sind jedoch Einzelhandelsbetriebe bis zu einer 
Verkaufsfläche von 800 m²  als Regelbebau-
ung zulässig. Die Verkaufsflächen von Einzel-
handelsbetrieben werden stetig vergrößert. 
Eine Beschränkung von 300 m² ist nicht zeit-
gemäß. Auch beschränkt sich § 5 Abs. 2 Nr. 5 
BauNVO nicht auf Einzelhandelsbetriebe zur 
Deckung des täglichen Bedarfs.  

Einzelhandelsbetriebe ab einer bestimmten Grundfläche werden in den Dorfgebieten 
ausgeschlossen, um nachteilige Auswirkungen in Hinblick auf das besonders zu schüt-
zende dörfliche Milieu, hier konkret die dörfliche Bau- und Verkehrsstruktur, zu verhin-
dern. Die Zulässigkeit von Hofläden mit maximal 300 m² Verkaufsfläche wie er am Süll-
dorfer Kirchenweg 237 vorhanden ist, soll aber gesichert werden, weil diese ein kleinteili-
ges dörfliches Milieu aufweisen und sich auf landwirtschaftliche Produkte zur Deckung 
des täglichen Bedarfs konzentrieren. Eine Ausweitung der Einzelhandelsnutzung in Rich-
tung eines normalen Einzelhandelsbetriebs als Nahversorger soll gemäß den Hamburger 
Leitlinien für den Einzelhandel im Sülldorfer Dorfkern nicht erfolgen, da solche Versor-
gungseinrichtungen bereits südlich der S-Bahn in fußläufiger Entfernung zum Plangebiet 
vorhanden sind.  

18.7 Gewerbebetriebe 

 Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241, Flurstück 2176 

 Es ist kein Grund ersichtlich, warum das 
Grundstück mit einer ,,(F)" - Fläche ausgewie-
sen wurde. Nach § 2 Nr. 5 des Bebauungs-
planentwurfes sind sonstige Gewerbebetriebe 
nach § 5 Abs. 2 Nr. 6 unzulässig. Hiermit wird 
von der regelmäßig zulässigen Nutzung nach 
der BauNVO abgewichen, ohne dass dies 
erforderlich ist. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Da sich im Plangebiet größere ehemalige landwirtschaftliche Gebäude befinden, die nicht 
mehr entsprechend ihrer Zweckbestimmung genutzt werden, könnte es attraktiv sein, 
diese beispielsweise als Kraftfahrzeugwerkstätten zu nutzen. Zum Schutz der besonde-
ren städtebaulichen Struktur, der dörflichen Verkehrs- und Baustruktur soll dies ausge-
schlossen werden. Um den landwirtschaftlich geprägten Charakter des alten Geest-
Dorfes und sein besonderes Ortsbild zu erhalten, sind in den in der Planzeichnung mit 
„(F)“ gekennzeichneten Gebieten südlich des Lehmkuhlenwegs und östlich des Sülldorfer 
Kirchenwegs sonstige Gewerbebetriebe wie z.B. Kraftfahrzeugwerkstätten unzulässig. 
Diese Nutzungen sind als gebietsuntypisch einzustufen und werden deshalb in den städ-
tebaulich besonders empfindlichen Teilen des Plangebiets ausgeschlossen.  
Es handelt sich bei den Einschränkungen um eine Anpassung der Planung aufgrund der 
örtlichen Besonderheiten und Erfordernisse im Sinne des § 1 Absatz 4 bis 10 BauNVO, 
auf dessen Grundlage die zulässigen bzw. ausnahmsweise zulässigen Nutzungen in den 
Baugebieten gegliedert werden können. Die Hauptnutzungsarten des Dorfgebiets, wie die 
Landwirtschaft, das Wohnen und das nicht wesentlich störende Gewerbe, bleiben im We-
sentlichen gewahrt. Lediglich einzelne Gewerbebetriebe, die das besonders zu schützen-
de Ortsbild erheblich beeinträchtigen könnten, werden eingeschränkt. Die allgemeine 
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Zweckbestimmung des Dorfgebiets bleibt damit jedoch gewahrt.  
Durch den Ausschluss sollen auch Konflikte mit den angrenzenden Nutzungen und eine 
weitere Erhöhung des KFZ Verkehrsaufkommens im Dorf mit einem zu erwartenden ver-
kehrlichen Engpass im Bereich der Bahnquerung vermieden werden. 

18.8 Knickschutz 

 Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241, Flurstück 2176 

 Die Festsetzung des § 2 Nr. 19 des Bebau-
ungsplanentwurfes sowie die Ausweisung 
eines Knicks beeinträchtigt unseren Mandan-
ten in unverhältnismäßiger Weise. Nach die-
ser Bestimmung sind entlang der Feldhecken 
und Knicks beidseits eine Beweidung, Boden-
bearbeitung, Düngung oder Behandlung mit 
Pflanzenschutzmitteln in einem Abstand von 
mindestens 2 m von der äußeren Linie der 
Gehölzstämme und mindestens 1 m zum 
Knickfuß unzulässig. Ausweislich der Begrün-
dung des Bebauungsplanes soll die planeri-
sche Festsetzung die gesetzlich geschützten 
Biotopstrukturen von Knicks vor Beeinträchti-
gungen durch Viehverbiss, manuelle oder ma-
schinelle Schädigungen schützen. Eine solche 
Festsetzung ist jedoch nicht erforderlich. Denn 
bereits die Baumschutzverordnung, die Knick-
verordnung sowie die Landschaftsschutzver-
ordnung schützt die Knicks hinreichend. Eine 
weitere Verbreiterung des Schutzstreifens ist 
für eine landwirtschaftliche Nutzung nicht an-
gemessen. Darüber hinaus ist auch die Fest-
setzung eines Knicks zur Abgrenzung des 
Hofes und der Hausweide abwägungsfehler-
haft. Unsere Mandanten verlieren hierdurch 
einen 6 m breiten Streifen, der derzeit als 
Paddock oder Weide genutzt wird.  

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Festsetzung eines Abstandes von mindestens 2 m von der äußersten Linie der be-
gründet sich daraus, dass insbesondere Pferde, die im Plangebiet vorherrschend gehal-
ten werden, die Gehölze verbeißen, so dass der Schutzabstand entsprechend zu vergrö-
ßern ist um den gesetzlich geforderten Schutz gewährleisten zu können. Entsprechend 
der Erfahrungen des Bezirksamts mit erheblichen Beeinträchtigungen an Knicks und 
Feldhecken durch den Verbiss von Pferden, soll die Festsetzung den bestehenden ge-
setzlichen Schutzanspruch abdecken. Insbesondere im Plangebiet des historischen Dor-
fes mit seinem Umfeld in einem Landschaftsschutzgebiet ist es erforderlich, diese beson-
ders wertvollen Grünstrukturen mit den vorwiegend sehr alten Eichen zu schützen und zu 
erhalten. 
Das HmbBNatSchAG definiert lediglich einen Mindestabstand zum Schutz der Feldhe-
cken, der im Bebauungsplan aufgrund der örtlichen Gegebenheiten erweitert werden 
kann.  
Das vorgesehene Anpflanzgebot für eine Feldhecke westlich der Hofstelle ist einerseits 
zur Minderung der Beeinträchtigung für das Landschaftsbild durch visuelle Abgrenzung 
der Gebäude und Nutzungen nach Westen hin und andererseits zum anteiligen Ausgleich 
dieser Eingriffe erforderlich. Die vorgesehene Feldheckenstruktur dient auch dem Bio-
topverbund zu anschließenden Feldhecken und Knicks. 
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18.9 Baumschutz 

 Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241, Flurstück 2176 

 Die Festsetzung § 2 Nr. 17 ist nicht erforder-
lich. Die Bäume werden durch die Baum-
schutzverordnung hinreichend geschützt. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Bei den Erhaltungsgeboten für Bäume und Sträucher und deren Ersatzpflanzgebot han-
delt es sich um eine Festsetzung zum Schutz und dauerhaften Erhalt des besonders ge-
schützten Landschaftsbildes und der Gehölze im Landschaftsschutzgebiet. Sie dient auch 
dem Schutz von Altbäumen und Heckenstrukturen aus Gründen des allgemeinen und 
besonderen Artenschutzes sowie dem gesetzlich vorgesehenen besonderen Schutzan-
spruchs von Knicks und Feldhecken nach § 14 Absatz 2 Nr. 2 HmbBNatSchAG in Ver-
bindung mit § 30 BNatSchG. 
Zum anderen handelt es sich bei den bestehenden Gehölzen auch um Ausgleichsmaß-
nahmen für Eingriffe durch Baumaßnahmen der Flächeneigentümer, die als Bedingung 
oder Auflage der Genehmigungen zur Einfassung und Eingrünung der Baukörper ent-
sprechende Pflanzungen herzustellen hatten. Diese Pflanzungen sollen nachhaltig auch 
über den Bebauungsplan gesichert werden. 

18.10 Reitplatz - Paddock 

 Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241, Flurstück 2176 

 Nach § 2 Nr. 11 des Bebauungsplanentwurfes 
ist mit Ausnahme der mit ,,(K)" bezeichneten 
Flächen auf den Flächen für die Landwirt-
schaft die Anlage von Reit- und Auslaufflä-
chen unzulässig und ganzjährig eine ge-
schlossene Grasnarbe zu erhalten, soweit 
diese Flächen nicht ackerbaulich oder gärtne-
risch genutzt werden.  
Die ausgewiesene Fläche auf dem Grund-
stück wird derzeit für Paddocks und Reitplätze 
genutzt, welches auch im Luftbild ersichtlich 
ist. Von diesem Bereich aus beobachten re-
gelmäßig Spaziergänger die Aktivitäten auf 
der Weide und auf dem Reitplatz. Ohne die 
Lagerungsmöglichkeit auf den Flächen müss-
ten unsere Mandanten anderen Orts Lager-

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Mit dieser textlichen Festsetzung und der entsprechenden Abgrenzung der (K)-Fläche in 
der Planzeichnung wird den landwirtschaftlichen Betrieben rückwärtig um die Hofstellen 
eine räumliche Begrenzung vorgegeben, in der die Anlage von nicht überdachten Reit- 
und Auslaufflächen (Paddocks) zulässig sein soll. Solche Nutzflächen bestehen zum Teil 
bereits in diesen abgegrenzten Bereichen. Sie wurden insbesondere in den letzten zwei 
Jahrzehnten aus Gründen des Tierwohls (ganzjähriger freier Auslauf der Pferde) herge-
stellt. Aus Gründen des Landschaftsschutzes und zum Schutz des Ortsbildes ist es ge-
wünscht, diese unbegrünten Flächen rückwärtig der Höfe vorzusehen. 
Die abgegrenzten Flächengrößen orientieren sich am Bestand der jeweiligen Betriebe in 
Abwägung mit den Belangen der städtebaulichen Ordnung sowie  des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege. 
Die für den Betrieb abgegrenzte (K)-Fläche orientiert sich am Bestand aus dem Jahr 
2011 und umfasst eine Fläche von 2.190 qm. Der Umfang dieser Fläche wird als ausrei-
chend für die artgerechte Haltung der Pferde des Betriebs erachtet. 
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stätten errichten dürfen. Dies steht jedoch im 
Widerspruch zum eigentlich Planungsziel- 
nämlich eine weitere Bebauung zu verringern. 
Für den Betrieb eines Pferdehofes ist dieser 
Auslauf unabdingbar. Die übrigen Flächen 
reichen für eine artgerechte Haltung nicht aus. 

 

18.11 Private Grünflächen 

 Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241, Flurstück 2176 

 Die Ausweisung privater Grünflächen ist im 
Hinblick auf die beeinträchtigten Belange ab-
wägungsfehlerhaft. Unsere Mandanten sind 
mit der Festsetzung einer privaten Grünfläche 
(Garten) belastet. Andere Eigentümer dage-
gen werden willkürlich bevorzugt, weil diese 
keine private Grünfläche erhalten. Beispiels-
weise erhält das Nachbarflurstück 2177 keine 
Ausweisung als private Grünfläche. Insbeson-
dere hätte zur Freihaltung des betreffenden 
Bereiches genügt, kein durch Baugrenzen 
bestimmtes Baufenster auszuweisen. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Da die Erhaltung der Grünflächen und Gärten im Plangebiet ein wichtiger Aspekt der zu 
erhaltenen historischen Struktur des Dorfes ist, wurden diese Flächen abgegrenzt und 
hierfür die Festsetzung als private Grünflächen getroffen.  
Die begrünten Gärten bilden einen geordneten Übergang zwischen den für die Naherho-
lung wichtigen Straßen und den Gebäuden. Der Bebauungsplan setzt für die genannten 
Flächen auf den landwirtschaftlichen Grundstücken die derzeit ausgeübte Nutzung fest. 
Ein möglicherweise vorhandenes Interesse der Grundeigentümer, ihre Gärten zukünftig 
für andere Nutzungen zu entwickeln, musste gegenüber den gewichtigen öffentlichen 
Belangen des Landschafts- und Ortsbildschutzes sowie aus naturschutzfachlichen Erwä-
gungen zurückstehen. Bei den landwirtschaftlichen Betrieben wurden dann Private Grün-
flächen auf den ansonsten als Flächen für die Landwirtschaft festgesetzten Flurstücken 
abgegrenzt, wenn diese Gärten aufgrund der Gestalt und Größe für das Orts- und Stra-
ßenbild von besonderer Bedeutung sind und entsprechend nicht mit landwirtschaftlichen 
Gebäuden bebaut werden sollen. 
In Abwägung der privaten Belange der Grundstückseigentümer hinsichtlich der Bebau-
barkeit ihrer Gärten wird der öffentliche Belang des Ziels eines Schutzes und Erhalts der 
für die besondere städtebauliche Struktur und für das besonders geschützte Land-
schaftsbild wichtigen Grünstrukturen als höherrangig erachtet.  

18.12 Baumschul- / Weihnachtsbaumkulturen 

 Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241, Flurstück 2176  
Sülldorfer Kirchenweg 218, Flurstück 2470 / Schlankweg 18, Flurstück 14 

 Es ist kein Grund ersichtlich auf Flächen für 
die Landwirtschaft Baumschul- und Weih-
nachtsbaumkulturen nach § 2 Nr. 9 zu verbie-

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Zum Schutz des historischen Landschaftsbildes ist die Festsetzung erforderlich, um die 
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ten. Denn ein landwirtschaftlicher Betrieb 
muss mehrere Geschäftszweige eröffnen 
können, um dauerhaft am Markt zu bestehen. 

Ausblickmöglichkeiten in die Landschaft auch langfristig sicherzustellen. Solche Flächen 
können z.B. durch die Höhe der Gehölze den Ausblick in die Landschaft stören. Im Plan-
gebiet als Teil eines besonders geschützten Landschaftsschutzgebiets und eines Was-
serschutzgebiets sind seit langem keine Weihnachtsbaumkulturen oder Baumschulnut-
zungen vorhanden und damit für das Gebiet untypisch. Solche Nutzungen sollen nach § 2 
Nr. 9 der Verordnung zum Schutz der Landschaft und des historischen Dorfbildes mit 
seinen umliegenden, von Grünland-und Ackernutzung geprägten Flächen zukünftig auch 
nicht zugelassen werden. Sie beinhalten des Weiteren eine potenziell höhere Gefährdung 
der Grundwasserqualität im Wasserschutzgebiet durch den stärkeren Einsatz von Dünge- 
und Pflanzenschutzmitteln im Vergleich zur bisher üblichen Grünlandnutzung.  

18.13 Erschließung 

 Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241, Flurstück 2176 

 Die Zuwegung zum Lehmkuhlenweg von der 
Weide unserer Mandanten ist wichtig für den 
gefahrarmen Übergang der Pferde in die 
Feldmark und auf die weitere Hausweide. 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 

Die Begründung wird um einen Passus ergänzt, dass die Zuwegung vom Lehmkuhlen-
weg zur Weide des Einwenders am östlichen Rand der öffentlichen Grünfläche (Parkan-
lage) weiterhin ermöglicht werden soll. 

18.14 Lagerung Futtermittel 

 Sülldorfer Kirchenweg 237 und 241, Flurstück 2176 

 Die Festsetzung des § 2 Nr. 13 ist abwä-
gungsfehlerhaft. Denn die Interessen der 
Landwirtschaft werden nicht berücksichtigt. 
Nach der Vorschrift können Heu- und Stroh 
ballen nur außerhalb der mit "C" bezeichneten 
Flächen und auf HofsteIlen gelagert werden. 
Dieser Platz reicht jedoch nicht, um einen ge-
samten Jahresvorrat zu lagern. Üblicherweise 
werden die Ballen foliiert und an den Rändern 
der Felder gelagert. Eine Ballenlagerung auf 
dem Hof schränkt die Nutzbarkeit des Hofge-
ländes massiv ein. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Diese Festsetzung stellt sicher, dass in den für das Landschaftserleben freizuhaltenden 
Sichtachsen keine das Landschaftsbild beeinträchtigenden Produkte der modernen 
Landwirtschaft langfristig gelagert werden und beschränkt die Lagerung von Heu- und 
Strohballen sowie Silagen auf Bereiche unmittelbar um die Hofstellen. Die oft mit Kunst-
stofffolie ummantelten Großballen stellen in der unbebauten Landschaft einen Fremdkör-
per dar, der das Landschaftsbild beeinträchtigt und ausgeschlossen werden soll. Die 
kurzfristige Zwischenlagerung von Ballen während der Erntezeit bleibt von dieser Fest-
setzung unberührt. Die Eingrenzung der Lagerung der Ballen an den Hofstellen außer-
halb der mit (C) bezeichneten Flächen orientiert sich am bestehenden Zustand. Auf den 
so bezeichneten Flächen fand auch bisher in der Regel keine Lagerung von Erntegut 
über Winter statt. Dieses wird auch langfristig für den jeweiligen Betrieb als wirtschaftlich 
zumutbar angesehen, da die Lagerung des Futterguts in unmittelbarer Nähe zu den Stal-
lungen auch betriebswirtschaftlich sinnvoll ist. Der Einwender verfügt zudem über keine 
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mit (C) bezeichnete Fläche. 

19.1 Baugrenzen 

 Lehmkuhlenweg 9 - 15, Flurstücke 3515, 3516, 3435, 3437 

 Unter Beachtung der Grundsätze des Abwä-
gungsgebots ist es nicht zu vereinbaren, dass 
auf dem Grundstück lediglich drei Gebäude 
ein Baufeld durch die festgesetzten Baugren-
zen erhalten von insgesamt acht Gebäuden, 
während für andere Grundstücke im Plange-
biet sämtlich vorhandene Baukörper ein Bau-
fenster erhalten. 
Über das schutzwürdige Interesse des Eigen-
tümers an der Beibehaltung des bisherigen 
Bestandes ist bei der Aufstellung eines Be-
bauungsplanes zu entscheiden. Das Gebot 
der gleichmäßigen und gerechten Lastenver-
teilung ist zu beachten. Danach dürfen die 
Festsetzungen nicht ohne sachlichen Grund 
zu ungleich starken Einschränkungen führen 
(vgl. OVG NRW, Urteil vom 30.09.2014, Ak-
tenzeichen: 2 D 87/13.NE). Sämtliche an der 
Straße Lehmkuhlenweg gelegenen Grundstü-
cke erhalten Baufenster um eine straßennahe 
Bebauung zu ermöglichen. Lediglich auf dem 
o.g. Grundstück werden keine Baugrenzen um 
Baukörper, wie die Maschinehalle, die Scheu-
ne und die Garagen festgesetzt. Es fehlt eine 
städtebauliche Rechtfertigung, dass für den 
vorhandenen Bestand kein Baufenster festge-
setzt wird, um eine Bebauungsmöglichkeit zu 
erhalten. Insbesondere ist zu berücksichtigen, 
dass die Maschinenhalle auf dem Flurstück 
3516 keine Sicht auf das Hauptgebäude be-
hindert. Es nicht erklärlich, warum die beste-

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

In den festgesetzten Dorfgebieten wurden nur die genehmigten Bestandsgebäude mit 
Wohnnutzung mit einer entsprechenden Baugrenze versehen. Dieses wurde einheitlich 
und keinesfalls willkürlich umgesetzt. Nicht mit einer Baugrenze versehen wurden ggf. 
Anbauten und nicht bewohnte Nebengebäude, wenn dies wegen der vorrangigen Pla-
nungsziele zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes erforderlich war. Soweit diese 
Gebäude oder Gebäudeteile ohne eine Baugrenze im Bebauungsplan in der Vergangen-
heit vom Bezirksamt genehmigt wurden, genießen diese auch ohne eine Baugrenze wei-
terhin Bestandsschutz.  
Sind bestehende wohnlich genutzte Gebäude nur teilweise mit einer Baugrenze verse-
hen, so hängt dieses weitestgehend mit einer entsprechenden Genehmigungslage des 
entsprechenden Gebäudeteils/Anbaus zusammen (z.B. Lehmkuhlenweg 11). 
Bei dem als „Scheune“ bezeichneten Gebäude handelt es sich um einen 1960 errichteten 
Maschinenschuppen, der zum Unterstellen von Landmaschinen genehmigt wurde. Die 
Außenwände sind mit  Zementputz ausgeführt worden. Das Gebäude versperrt den Blick 
vom Lehmkuhlenweg auf die beiden historischen Gebäude des ehemaligen Hofes. Bei 
der sogenannten „Maschinenhalle“ handelt es sich um eine 1973 genehmigte Feldscheu-
ne, die ebenfalls die Sicht auf die historischen Gebäude einschränkt. Beide Gebäude ge-
nießen Bestandsschutz. Da hier keine landwirtschaftliche Nutzung mehr stattfindet, wir-
ken sie als störende Fremdkörper in dem historischen Ensemble. Hier eine Wohnnutzung 
zuzulassen, indem die Gebäude Baugrenzen erhielten, steht den Planungszielen entge-
gen. Was die Garagen betrifft, so sind diese auch ohne Baugrenzen zulässig (vgl. § 12 
Abs. 1 BauNVO).  
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henden Gebäude nicht von Baugrenzen um-
fasst werden, wenn andere vergleichbare Be-
standsgebäude ein Baufeld erlangen. Die 
Festsetzung der Baugrenzen im Dorfgebiet 
erfolgt hinsichtlich der Bestandsgebäude da-
her willkürlich. 

19.2 Private Grünflächen  

 Lehmkuhlenweg 9 - 15, Flurstücke 3515, 3516, 3435, 3437 

 Die Ausweisung privater Grünflächen ist im 
Hinblick auf die beeinträchtigten Belange ab-
wägungsfehlerhaft. Unser Mandant ist in be-
sonders großem Umfang mit der Festsetzung 
einer privaten Grünfläche (Garten) belastet. 
Andere Eigentümer dagegen werden willkür-
lich bevorzugt, weil diese keine private Grün-
fläche erhalten. Insbesondere hätte zur Frei-
haltung des betreffenden Bereiches genügt, 
kein durch Baugrenzen bestimmtes Baufens-
ter auszuweisen. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Da die Erhaltung der Grünflächen und Gärten im Plangebiet ein wichtiger Aspekt der zu 
erhaltenen historischen Struktur des Dorfes ist, wurden diese Flächen von den festge-
setzten Dorfgebieten eindeutig abgegrenzt und hierfür die Festsetzung als private Grün-
flächen getroffen. Die als Dorfgebiet ausgewiesenen Fläche ist mit Blick auf die privaten 
Belange einer baulichen Nutzung des Grundstücks als hinreichend groß für die dort zu-
lässigen Nutzungen anzusehen. Eine weitere Bebauung des Grundstücks würde den 
vorgenannten Planungszielen widersprechen. 
Die begrünten Gärten bilden einen geordneten Übergang zwischen den Gebäuden und 
den landwirtschaftliche genutzten Flächen. Ein möglicherweise vorhandenes Interesse 
der Grundeigentümer, ihre Gärten zukünftig als zusätzliches Bauland zu entwickeln, 
musste gegenüber den gewichtigen öffentlichen Belangen des Landschafts- und Ortsbild-
schutzes sowie aus naturschutzfachlichen Erwägungen zurückstehen.  
In Abwägung der privaten Belange der Grundstückseigentümer in den Dorfgebieten hin-
sichtlich der Bebaubarkeit ihrer Gärten wird der öffentliche Belang des Ziels eines Schut-
zes und Erhalts der für die besondere städtebauliche Struktur und für das besonders ge-
schützte Landschaftsbild wichtigen Grünstrukturen als höherrangig erachtet. Die weitere 
Bebaubarkeit von Gärten wäre auch nach dem altem Planungsrecht nur in Form von 
landwirtschaftlichen Gebäuden zulässig gewesen.  
Eine weitere Bebauung der Gartenflächen wäre also nur für landwirtschaftliche Betriebe 
zulässig gewesen. Eine vorhandene landwirtschaftliche Nutzung der festgesetzten Priva-
ten Grünflächen (Gärten) kann nicht erkannt werden. Bei den landwirtschaftlichen Betrie-
ben wurden dann Private Grünflächen auf den ansonsten als Flächen für die Landwirt-
schaft festgesetzten Flurstücken abgegrenzt, wenn diese Gärten aufgrund der Gestalt 
und Größe für das Orts- und Straßenbild von besonderer Bedeutung sind und entspre-
chend nicht mit landwirtschaftlichen Gebäuden bebaut werden sollen. 
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19.3 Anzahl der Wohneinheiten 

 Lehmkuhlenweg 9 - 15, Flurstücke 3515, 3516, 3435, 3437 

 Die Begrenzung der zulässigen Wohneinhei-
ten auf höchstens drei Wohnungen in Gebäu-
den in Dorfgebieten ist abwägungsfehlerhaft. 
Denn bei dieser Festsetzung wird die Größe 
der Gebäude nicht betrachtet. Insbesondere 
das Hauptgebäude hat eine erhebliche Größe 
der Grundfläche. Für dieses besonders große 
Gebäude maximal drei Wohnungen zuzulas-
sen und im Gegenzug in wesentlich kleineren 
Gebäuden ebenfalls drei Wohneinheiten zuzu-
lassen ist unverhältnismäßig. 
 
 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Bei einer Begrenzung der Wohneinheiten gemäß § 9 Abs. 1. Nr. 6 BauGB gibt es keinen 
Bezug zur Größe der Gebäude und der Wohnfläche in den jeweiligen Gebäuden. Bei 
größeren Gebäuden sind dementsprechend größere Wohnungen oder auch andere Nut-
zungen entsprechend der Dorfgebietsausweisung möglich. 

20.1 Baugrenzen 

 Sülldorfer Kirchenweg 218, Flurstück 2470 / Schlankweg 18, Flurstück 14  

 Die Festsetzungen der Baugrenzen auf den 
Grundstücken Schlankweg 18 und Sülldorfer 
Kirchenweg 218 sind abwägungsfehlerhaft. 
Die Baufenster sind zu klein bemessen. Ins-
besondere das Baufeld auf dem Grundstück 
Schlankweg 18 ist kleiner als der bisherige 
Bestand. Aus unerklärlichen Gründen ist das 
Bestandsgebäude teilweise von der Baugren-
ze nicht umfasst, wobei Nachbargrundstücke 
in der Umgebung ein vollständiges Baufenster 
für den bisherigen Bestand erhalten. Die Fest-
setzungen der Baugrenzen hinsichtlich der 
bestehenden Gebäude werden daher willkür-
lich vorgenommen. Des Weiteren ist zu be-
rücksichtigen, dass auf dem Grundstück 
Schlankweg 18 eine gärtnerische Nutzung 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

In den Dorfgebieten wurden nur die genehmigten Bestandsgebäude mit Wohnnutzung mit 
einer entsprechenden Baugrenze versehen.  
Die Baugrenze in den genauen Abmessungen des Bestandsgebäudes Schlankweg 18 
wird um 5 m zurückgeschoben, um bei einer Neuerrichtung langfristig einen städtebaulich 
gewünschten, ausreichenden Abstand des Wohngebäudes zur Straße zu erhalten (vgl. 
Kapitel 5.1.1 der Begründung). 
Bestehende und genehmigte Nebengebäude, wie die Nebengebäude auf dem Grund-
stück Sülldorfer Kirchenweg 218, besitzen grundsätzlich Bestandsschutz. 
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durch einen Folientunnel seit 1982 betrieben 
wird. Dasselbe gilt für das Grundstück Sülldor-
fer Kirchenweg 218. Auch hier erhalten zwei 
bestehende Gebäude kein Baufenster.  

 Darüber hinaus plant unsere Mandantin auf 
dem Flurstück 2470 eine gärtnerische Nut-
zung mit entsprechenden Gebäuden, sodass 
auch hier Baufelder einzuzeichnen sind. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Hinter dem Gebäude Sülldorfer Kirchenweg 218 wird die Nutzung einer Teilfläche des 
Flurstücks zum Unterglasanbau im Rahmen des Erwerbsgartenbaus ermöglicht. Diese 
Ausweisung berücksichtigt den vorgetragenen Wunsch des Grundeigentümers nach einer 
möglichen Errichtung von Gewächshäusern. Die vorgenommene Abgrenzung einer sol-
chen Nutzung im nördlichen Bereich des Flurstücks berücksichtigt auch das Ziel, dieses 
Flurstück im angemessenen Umfang für das Landschaftserleben zu sichern und einen 
Ausblick auf das Dorf und die Landschaft aus Richtung des südlich gelegenen Dorfzu-
gangs zu erhalten.  
 

20.2 Pflanzgebote 

 Sülldorfer Kirchenweg 218, Flurstück 2470 / Schlankweg 18, Flurstück 14  

 Die Verpflichtung zur Anpflanzungen von fest-
gesetzten Bäumen und Sträuchern in § 2 Nr. 
18 des Bebauungsplanentwurfes beeinträch-
tigt unsere Mandantin und ist daher abzu-
lehnen. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Festsetzungen zur Anpflanzung von Feldhecken resultieren aus den naturschutz-
rechtlich erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen bei der Errichtung von neuen baulichen 
Anlagen (Gewächshäusern) nördlich dieser vorgesehenen Anpflanzung. Die Neuanpflan-
zungen werden als Maßnahmen zur Verminderung des Eingriffs in das besonders ge-
schützte Landschaftsbild vorgesehen und dienen als fachlich geeignete Ausgleichsmaß-
nahme nach § 15 Absatz 2 BNatSchG. 
Es kann nicht erkannt werden, dass der Umfang und die Lage der vorgesehenen Erhal-
tungs- oder Anpflanzgebote den Einwender unverhältnismäßig einschränken. Sollten 
nachweislich Durchfahrten oder Triften an anderer Stelle als vorgesehen oder ergänzend 
notwendig sein, so könnte dieses im Genehmigungsverfahren nach der Landschafts-
schutzverordnung und über eine Befreiung von der Festsetzung ermöglicht werden. 

20.3 Erschließung 

 Sülldorfer Kirchenweg 218, Flurstück 2470 / Schlankweg 18, Flurstück 14  

 Die Ausweisung einer Verkehrsfläche auf dem 
privaten Grundstück ist abwägungsfehlerhaft, 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Im östlichen Bereich der Stichstraße Heerhof werden Verkehrsflächen zur Versickerung 
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da die eigentumsrechtlichen Interessen nicht 
hinreichend berücksichtigt werden. 

des auf der Verkehrsfläche anfallenden Oberflächenwassers benötigt (ca. 60 m² Teilflä-
che des Flurstücks 1392 mit bisheriger privater Gartennutzung und ca. 100 m² des Flur-
stücks 2470 mit bisher landwirtschaftlich genutzter Fläche). 
Die dazu notwendigen eigentumsrechtlichen Regelungen werden unabhängig vom Be-
bauungsplanverfahren getroffen. 
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21.1 Landwirtschaft - Nutzungseinschränkungen 

 Landwirtschaftskammer 

 Die in den beiden vorangegangenen Stellung-
nahmen vom 19. bzw. 30.11.2010 und vom 
22.06.2011 erwähnten Kritikpunkte der Land-
wirtschaftskammer haben leider nach wie vor 
keine Berücksichtigung im Bebauungsplan-
entwurf Sülldorf 4 gefunden. Deshalb möchte 
ich mit diesem Schreiben nochmals wichtige 
Problemfelder aus landwirtschaftlicher Sicht 
erwähnen, die sich im Wesentlichen aus dem 
§ 2 der Verordnung vom 18.07.2018 ableiten 
und in einer neuen Fassung berücksichtigt 
werden sollten: 

Kenntnisnahme 

 

21.2 Baugrenzen 

 Landwirtschaftskammer 

 Im Wesentlichen gilt für alle betroffenen Be-
triebe, dass die Baugrenzen um die Hofstellen 
zu eng gefasst sind, da schon jetzt die Bau-
grenzen mit bereits bestehenden Gebäuden 
fast voll-ständig „aufgefüllt“ sind.  
Die Möglichkeit der 50%igen Überschreitung 
der Grundfläche (Nr. 3) gilt nur für Garagen 
und Stellplätze mit ihren Zufahrten (§ 19, Ab-
satz 4, Satz 1 BauNVO) und bezieht sich z. B. 
nicht auf landwirtschaftliche Gebäude. Eine 
Erweiterungsmöglichkeit der Betriebe, wie für 
die Zukunft gewünscht, wäre so kaum mög-
lich.  

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Die Festsetzung der Baugrenzen ist das Ergebnis einer intensiven Auseinandersetzung 
mit der Situation der landwirtschaftlichen Betriebe, der auch zahlreiche Ortstermine und 
Gespräche unter Einbeziehung der für die Landwirtschaft zuständigen Behörde (BWVI) 
vorausgegangen waren. Die Plangeberin hat die Belange somit sorgfältig ermittelt, diese 
bewertet und mit den widerstreitenden öffentlichen Belangen wie insbesondere dem Na-
turschutz und der Landschaftspflege sowie des Schutzes des Orts- und Landschaftsbil-
des abgewogen. Entsprechend werden zur Wahrung und Entwicklung der wirtschaftlichen 
Grundlagen angemessene, bauliche Entwicklungsmöglichkeiten eingeräumt. So wird die 
Errichtung z.B. von weiteren Ställen und Reithallen auf den Betriebsflächen in einem 
städtebaulich und landschaftsplanerisch noch vertretbaren Umfang gewährt. Aufgrund 
der unterschiedlichen Betriebsgrößen und Grundstückszuschnitte ergeben sich auch un-
terschiedliche Erweiterungsmöglichkeiten für die landwirtschaftlichen Betriebe die in je-
dem Einzelfall abgewogen und in den Festsetzungen des Bebauungsplans berücksichtigt 
wurden. 
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21.3 Mistplatten 

 Landwirtschaftskammer 

 Eine seitliche Begrenzung von Mistplatten 
sollte außerhalb der Baugrenzen „gene-
rell“ (und nicht „ausnahmsweise“, Nr. 7) zuge-
lassen werden, um das Austreten von was-
sergefährdeten Stoffen somit leichter zu ver-
hindern (siehe auch die Verordnung über An-
lagen zum Umgang mit wassergefährdeten 
Stoffen vom 18.4.2017).  

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Diese Festsetzung dient dem Schutz der dörflichen Baustruktur und des Landschaftsbil-
des. Landwirtschaftliche Nutzflächen sollen im größtmöglichen Umfang von baulichen 
Anlagen freigehalten und diese, wenn notwendig, angrenzend an die Hofstellen errichtet 
werden. Der Schutz des Grundwassers vor wassergefährdeten Stoffen kann statt durch 
seitliche Begrenzungsmauern auch durch andere bauliche Maßnahmen (z.B. Drainrin-
nen) gesichert werden. Durch die Ausnahmeregelung kann eine für das Landschaftsbild 
verträgliche Lokalisierung erreicht werden. 

21.4 Baumschul- / Weihnachtsbaumkulturen 

 Landwirtschaftskammer 

 Dass Baumschul- und Weihnachtskulturen 
nicht für jedermann „schön“ anzusehen sind, 
kann akzeptiert werden. Aber der Geschmack 
anderer kann nicht höher bewertet werden als 
die unternehmerische Freiheit eines anderen. 
Außerdem muss die Anlage solcher Kulturen 
sowieso erst genehmigt und der „Ein-
griff“ dann ausgeglichen werden. Es besteht 
somit also keine Notwendigkeit diesen Passus 
unter Nr. 9 beizubehalten.  

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Zum Schutz des historischen Landschaftsbildes ist die Festsetzung erforderlich, um die 
Ausblickmöglichkeiten in die Landschaft auch langfristig sicherzustellen. Im Plangebiet 
als Teil eines besonders geschützten Landschaftsschutzgebiets und eines Wasser-
schutzgebiets sind seit langem keine Weihnachtsbaumkulturen oder Baumschulnutzun-
gen vorhanden und sollen deshalb zum Schutz der Landschaft und des historischen 
Dorfbildes mit seinen umliegenden, von Grünland-und Ackernutzung geprägten Flächen 
zukünftig auch nicht zugelassen werden. Die Baumschulnutzung und eine Aufzucht von 
Weihnachtsbäumen sind für das Gebiet untypisch. Solche Flächen können z.B. durch die 
Höhe der Gehölze den Ausblick in die Landschaft stören. Sie beinhalten des Weiteren 
eine potenziell höhere Gefährdung der Grundwasserqualität im Wasserschutzgebiet 
durch den erhöhten Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln im Vergleich zur bis-
her üblichen Grünland- oder Ackernutzung.  

21.5 Zaunhöhen 

 Landwirtschaftskammer 

 Eine maximal festgeschriebene Zaunhöhe von 
1,5 m bzw. 1,2 m (Nr. 10 und 12) kann nicht 
aus rein ästhetischen Gründen verlangt wer-
den. Die Zaunhöhe bemisst sich ausschließ-

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 

Zu den Besonderheiten der städtebaulichen Eigenart gehören im gesamten Bereich der 
Rissen Sülldorfer Feldmark die Einfriedung der Weideflächen mit entsprechenden Weide-
zäunen für Rinder und Pferde. Diese Weidezäune begleiten den Naherholungsuchenden 
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lich aufgrund der Tierart, die umzäunt werden 
soll. Bei Hengsten z. B. gilt eine empfohlene 
Zaunhöhe von bis zu 1,6 m.  

als verbindendes milieuprägendes Merkmal vom Dorf in die weitere Feldmark. Zur Ver-
meidung stilfremder Veränderungen und gebietsuntypischer Entwicklungen im Land-
schaftsschutzgebiet durch milieuschädigende Veränderungen ist es erforderlich, dass in 
Ergänzung zu der Festsetzung eines städtebaulichen Erhaltungsbereichs auch detaillierte 
Gestaltungsfestsetzungen zu den Weidezäunen getroffen werden. Traditionell sind im 
Gebiet nur Einfriedungen mit einer niedrigeren Höhe als 1,5 m vorhanden. Höhere Zäune, 
auch solche die nicht an öffentlichen Wegen liegen, könnten das Landschaftsbild erheb-
lich beeinträchtigen. Im Übrigen gilt ohnehin nach § 11 HBauO generell eine maximale 
Zaunhöhe von 1,5 m zu öffentlichen Wegen und Grünflächen. Nach Bestandsaufnahme 
der Plangeberin überschreiten die bisher üblichen Weidezäune für Rinder und Pferde im 
Gebiet die Hohe von 1,5 m nicht. Sollte ein Halter von besonders sprungstarken Pferde-
rassen oder von Hengsten zukünftig einen höheren Weidezaun benötigen, so könnte die-
ses auf dem Befreiungswege ermöglicht werden. Dieses würde dann aber weiterhin die 
Ausnahme bleiben. Höhere Zäune stören das besonders geschützte städtebauliche Er-
scheinungsbild des Dorfes und der Landschaft im Landschaftsschutzgebiet. 

21.6 Grundflächenzahl (GRZ) 

 Landwirtschaftskammer 

 Die innerhalb der Baugrenzen festgesetzte 
GRZ von 0,8 wird nach der Tabelle in Artikel 
2, § 6a, Nr. 6 (BGBl., Teil I, Nr. 25 vom 
12.5.2017, S. 1063) einem „urbanen Ge-
biet“ zugeordnet, obwohl es sich hier nicht um 
innerstädtische Bereiche, sondern um land-
wirtschaftliche Betriebe handelt, die gerade 
nicht in einem urbanen, sondern in einem 
dörflichen Umfeld liegen. Für solche Gebiete 
(„Dorf- oder Mischgebiete“) ist nach dieser 
Tabelle eine GRZ von 0,6 vorgesehen. Wa-
rum wird diese hier nicht verwendet?  

Kenntnisnahme 

Im Plangebiet wird lediglich für das Schulgrundstück und die Feuerwehr eine GRZ fest-
gesetzt. Die Werte betragen dort lediglich 0,6 bzw. 0,5 (nicht 0,8). In den Dorfgebieten 
wird das Maß der baulichen Nutzung durch die bestandsorientierten Baugrenzen, die 
Festsetzung der zulässigen Grundfläche in § 2 Nr. 3 der VO und die zulässige Geschos-
sigkeit der Gebäude hinreichend genau bestimmt. Die Festsetzung einer GRZ in den 
Dorfgebieten ist daher nicht erforderlich. 

21.7 Reitplatz - Paddocks 

 Landwirtschaftskammer 

 Es wurde schon auf die beschränkte Erweite-
rungsmöglichkeiten der Betriebe innerhalb der 

Kenntnisnahme. 

Genehmigte Reit- und Auslaufflächen außerhalb der abgegrenzten K-Flächen und Bau-
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Baugrenzen hingewiesen, erschwert wird eine 
Vergrößerung von Reit- und Auslaufflächen 
oder ähnlicher Nutzung auch durch die sehr 
enggefassten „K-Flächen“. Einige aktuelle 
Reit- und Auslaufflächen sind heute schon 
größer als die geplanten „K-Flächen“. Wie 
würde man hiermit verfahren? Müssten die 
Flächen rückgebaut werden oder hätten diese 
Flächen Bestandsschutz?  
Eine ganzjährig geschlossene Grasnarbe zu 
erhalten, ist sicherlich auch im Sinne der 
Landwirte, nur lässt sich dies z. B. witterungs-
bedingt nicht immer gewährleisten. Wie soll 
bei einer möglichen Umsetzung des B-Plans 
mit solchen „Ausnahmesituationen“ umgegan-
gen werden? 

grenzen genießen Bestandsschutz. Ohne entsprechende Genehmigung hergestellte Reit-  
und Auslaufflächen müssen ggf. zurückgebaut werden. Inwieweit ein Rückbau solcher 
Anlagen gefordert werden wird, ist im Genehmigungsverfahren zu klären.  

Vorübergehende, witterungsbedingte Offenbodenbereiche auf Grünlandflächen (z. B. 
Matschstellen im Bereich der Weidegatter durch Rinder oder Pferde oder betrieblich für 
wenige Wochen notwendige Auslaufflächen für Pferde) sind hiervon nicht betroffen. Nicht 
zulässig ist jedoch die ganzjährliche Nutzung bzw. der Betrieb von dauerhaften Auslauf- 
und Reitflächen außerhalb dieser abgegrenzten Bereiche um die Hofstellen mit einer 
ganzjährig weitgehend vegetationslosen Oberfläche. 

22.1 Wasserschutz / Grundwasserschutz 

 BUE – Umweltschutz – Grundwasserschutz (BUE / U12) 

 Bezüglich der Kapitel 3.2.4 Wasserschutzge-
biet und 4.2.4.1 Bestandsaufnahme des der-
zeitigen Umweltzustandes (Wasser) sowie 
zum Kapitel 5.12.3 Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft werden Aktualisierungs-
und Änderungsanmerkungen gegeben. 

Der Stellungnahme wird teilweise gefolgt. 

In weiterer Rücksprache mit der BUE/U12  am 20.08.18 wird die Begründung in den Kapi-
teln 3.2.4 sowie 4.2.4.1 entsprechend angepasst. Im Kapitel 5.12.3 wird keine Änderung 
vorgenommen. 
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Volker Lehmberg Datum: 25.07.2011 

Bebauungsplanentwurf  Sülldorf 4  

Abwägung der im Rahmen der öffentlichen Auslegung eingegangenen Stellungnahmen 

Die öffentliche Auslegung fand in der Zeit vom 23. Mai bis 24. Juni 2011 statt. Insgesamt wurden 16 Stellungnahmen fristgerecht abgegeben. 
Die Auswertung und Abwägung der Anregungen und Stellungnahmen wird grundstücks- bzw. personenbezogen in Abfolge des Eingangs der Schreiben vorgenommen. 
Während der Auslegung ging auch eine zweite Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Hamburg ein. Dieses mit der Begründung, dass ihre Stellungnahme im 
Rahmen der TÖB-Beteiligung zum Arbeitskreis I nicht ausreichend berücksichtigt worden sei. Die Abwägung hierzu erfolgt gesondert am Ende der Tabelle. 

Stellungnahme von zum Thema / zur Festsetzung 
schriftliche Ausführung 

Stellungnahme Stadt- und Landschaftsplanung (A/SL 3) 

1)  
Grundstückseigentümer 
Sülldorfer Kirchenweg 
276  
(Flurstück 1210) 

Als Stellungnahme ging vom Bürger ein soge-
nannter „Widerspruch“ ein. Es wird im Schreiben 
weiterhin ausgeführt, dass eine ausführliche 
Stellungnahme noch nachgereicht wird. 

Leider ist in der Folge keine weitere Stellungnahme des Bürgers eingegangen. Da dem 
Amt in der gesetzlich vorgesehenen Frist keine sachlich relevante Einwendung zum Be-
bauungsplanentwurf mitgeteilt wurde, kann diese Stellungnahme im weiteren Planverfah-
ren nicht berücksichtigt werden. 
Wie in der Veröffentlichung zur öffentlichen Auslegung hingewiesen, ist es gesetzlich nach 
§ 3 Absatz 2 Satz 2 BauGB vorgesehen, zur Beteiligung der Öffentlichkeit, den Bürgern
während der einmonatigen Auslegung die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme zu
geben.

2) 
Grundstückseigentümer 
Sülldorfer Kirchenweg 
258, 262, 264 und 266 
(Flurstück 3133) 

Baugrenzen und Erweiterungsmöglichkeiten 
Es wird „Einspruch“ gegen den Bebauungsplan 
eingelegt. Die eingezeichneten Baugrenzen sind 
nicht richtig. Es ist nach dem Plan verboten, 
bauliche Erweiterungsmöglichkeiten in entspre-
chender Größe durchzuführen. 

Die Baugrenzen für die landwirtschaftlichen Betriebe wurden bestandsorientiert so ge-
wählt, dass erforderliche Brandschutzbestimmungen und Abstandsflächen zum Nachbar-
grundstück eingehalten werden. Vor Festsetzung der Baugrenzen für die landwirtschaftli-
chen Betriebe wurden Gespräche mit den Eigentümern geführt und deren Wünsche weit-
gehend berücksichtigt. Bauliche Erweiterungen und Umstrukturierungen werden in ausrei-
chendem Maße entsprechend der Planungsziele gelenkt zugelassen (vgl. Begründung 
Kap. 5.1). 

Aussiedlungsmöglichkeit  
Eine Aussiedlung des Hofes in die Feldmark 
muss möglich sein. 

Eine mögliche Aussiedlung von landwirtschaftlichen Betrieben ist nicht Gegenstand des 
B-Plans. Eine Betriebsaussiedlung wird jedoch auch nicht für erforderlich gehalten, da den
derzeitigen Betriebsstandorten im Dorf eine ausreichende Erweiterungsmöglichkeit gege-
ben wird.

Ausgleichsmaßnahmen 
Einige Ausgleichsmaßnahmen sind nicht durch-
führbar. 

Im Grundzug wurden die vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen im Vorwege mit dem Be-
triebsleiter abgesprochen. Nach Auffassung des Amtes sind die vorgesehenen Aus-
gleichsmaßnahmen für eine Erweiterung des Betriebes durchführbar. Die Ausgleichsflä-
che außerhalb des B-Plans wurde bisher bereits längere Zeit extensiv genutzt und die zu-

- A
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Stellungnahme von zum Thema / zur Festsetzung 
schriftliche Ausführung  

Stellungnahme Stadt- und Landschaftsplanung (A/SL 3) 

geordnete Teilfläche befindet sich an der westlichen Grenze des Flurstücks. 

3) 
Grundstückseigentümer 
Schlankweg 14 
(Flurstücke 13 und 
3307) 

Bestandsgebäude und Zuwegung auf priva-
ter Grünfläche 
Bitte um Aufnahme kürzlich genehmigter und in 
Grundkarte fehlender Nebengebäude in Be-
standsdarstellung. Berücksichtigung Zuwegung 
über Flurstück 3307 und entsprechende Anpas-
sung der privaten Grünflächen. 

Um die Zufahrt über das Flurstück 3307 zur Garage zu ermöglichen und die genehmigten 
Garagen bauleitplanerisch zu berücksichtigen, wird das Dorfgebiet um 6 m nach Süden 
und 4 m nach Osten ausgeweitet und die private Grünfläche entsprechend verkleinert. 
Der Forderung nach einer Aufnahme der genehmigten Nebengebäude und rückwärtigen 
Gartenhäuschen in die Planzeichnung wird in dem Umfang nachgekommen, wie diese in 
der zugrundeliegenden offiziellen Deutschen Stadtgrundkarte des Landesvermessungs-
amtes mit aktualisiertem Stand dargestellt sind. Ansonsten besitzen bestehende, geneh-
migte Nebengebäude Bestandsschutz, auch wenn sie nicht in der Planzeichnung darge-
stellt sind. Eigene Ergänzungen von Baukörpern durch die Stadtplanung des Bezirks in 
der Planzeichnung sind nicht vorgesehen und werden auch nicht als erforderlich erachtet.  

4) 
RA  
Grundstückseigentümer 
Sülldorfer Kirchenweg 
218,  
(Flurstück 2470) 

Festsetzungen zu Grundstück (Dorfgebiet, 
Baugrenzen, Private Grünfläche, Fläche für 
die Landwirtschaft, Freihaltung Ausblicke, 
Anpflanz- und Erhaltungsgebote) 
Gegen alle Maßnahmen, wie sie der Be-
bauungsplanentwurf vorsieht, werden „Rechts-
mittel“ eingelegt. Die Bürger sind mit den Fest-
setzungen nicht einverstanden. Eine Existenz-
gefährdung des Gartenbetriebs mit derzeitigen 
Verkaufsstandort Sülldorfer Landstraße 180 be-
züglich deren Zukunftsplanung wird insbesonde-
re angeführt (Kopie aus betrieblichen Gutachten 
der Landwirtschaftskammer Hamburg 2004 zur 
zukünftigen Entwicklungsmöglichkeit wird beige-
legt).  
Im Gutachten wird es dem Betrieb nahegelegt, 
auf dem Flurstück 2470 eine Gewächshausan-
lage für den Direktabsatz aufzubauen und so die 
derzeit verstreut liegenden Anbau- und Ver-
kaufsflächen hier zu zentralisieren. Auf dem 
Flurstück 2470 wird der Bau eines neuen Be-
triebes mit einer ca. 2500 qm großen Gewächs-
hausanlage sowie einer Freiverkaufsfläche emp-
fohlen.  
Eine Zuwegung über die Straße Op’n Hainholt 
wäre anzustreben. 

Der Gartenbaubetrieb hat seinen Sitz zur Zeit außerhalb des Plangebiets an der Sülldorfer 
Landstraße 180. Die Planfestsetzungen ermöglichen es dennoch, zukünftig eine Betriebs-
verlagerung in das Plangebiet auf das Flurstück 2470 durchzuführen. Die Ausführungen 
des Gutachtens zu einer Gewächshausanlage werden weitgehend berücksichtigt und ent-
sprechend § 2 Nr. 7 der VO eine erwerbsgartenbauliche Produktionsfläche im Unterglas-
anbau bis zu einer bebaubaren Grundfläche von 2260 qm im nördlichen Bereich des Flur-
stücks, im unmittelbaren Anschluss an das Dorfgebiet, zugelassen (ausgewiesene Fläche 
insgesamt 2.830 qm). Entsprechend der Ausweisung im B-Plan wäre die Nutzung des be-
stehenden Gebäudes als Wohn- und Verkaufsgebäude im Dorfgebiet und die Errichtung 
der Gewächshäuser auf der abgegrenzten landwirtschaftlichen Fläche zulässig.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Die bestehende Zuwegung des Flurstücks über den Sülldorfer Kirchenweg soll so beibe-
halten werden, da diese Straße verkehrstechnisch breiter ausgebaut ist als die Straße 
Op’n Hainholt und so auch die freizuhaltende Fläche für eine freie Aussicht in die Land-
schaft (c) ebenso vor Beeinträchtigungen geschützt wird, wie die zu erhaltende Weiß-
dornhecke zur Einfassung des Flurstücks entlang der beiden Straßen. 
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5) 
RA 
Grundstückseigentümer 
Lehmkuhlenweg 9-15 
(Flurstück 8) 

Beschränkung der Wohnungszahl  
Keine gerechte Abwägung zwischen öffentlichen 
und privaten Belangen. Teile der vorgesehenen 
Festsetzungen sind zur Erreichung des Pla-
nungsziels nicht geeignet oder nicht erforderlich. 
Zur Erhaltung des denkmalschutzwürdigen En-
sembles Nr. 9 und 11 ist es notwendig, höhere 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung der 
Gebäude zu erzielen. Nutzungseinschränkun-
gen entsprechend der geplanten Festsetzungen 
und generelle Beschränkung der höchstzulässi-
gen Wohnungen je Wohngebäude im Dorfgebiet 
nach § 2 Nr. 2 der Verordnung sind ohne indivi-
duelle Berücksichtigung der Größe des Gebäu-
des geschehen und damit nicht gerecht. Vor-
schlag zur weiteren Ausdifferenzierung der zu-
lässigen Wohnungen entsprechend Größe des 
Bestandsgebäudes und Vorschlag zur Herauf-
setzung der zulässigen Wohnungen für das gro-
ße Gebäude Nr. 9 auf sechs zulässige Wohnun-
gen zur Nutzbarkeit im angemessenen Umfang. 

An der Beschränkung der höchstzulässigen Wohnungsanzahl von höchstens 3 Wohnun-
gen je Wohngebäude im Dorfgebiet nach § 2 Nr. 2 der VO wird festgehalten. Diese Woh-
nungsanzahl wird als ausreichend auch zum wirtschaftlichen Erhalt der Gebäude angese-
hen. Bei einer Erhöhung der höchstens zulässigen Wohnungen je Wohngebäude im an-
geregten Maße besteht bei der notwendigen Gleichbehandlung anderer größerer Gebäu-
de im Plangebiet die Gefahr, dass sich der Charakter des Dorfes und der Einzelgebäude 
so stark verändert, dass das Planungsziel eines Erhalts der besonderen dörflichen Struk-
tur nicht erreicht würde. Ein weitergehender Umbau ehemaliger landwirtschaftlicher 
Wohn- und auch Wirtschaftsgebäude mit einer Vielzahl von Wohnungen würde den zu er-
haltenden Dorfcharakter negativ verändern. Mehrfamilienhäuser sind in dem Plangebiet 
als bauliche Fehlentwicklungen zu bezeichnen und bilden einen Fremdkörper in der 
schützenswerten Dorfstruktur. Weitere Mehrfamilienhäuser sollen vermieden werden (vgl. 
Begründung Kap. 5.1.5.2). 
Für den wirtschaftlichen Erhalt der Gebäude könnten entsprechend der Gebäudegröße 
unterschiedlich große Wohnungen entstehen und darüber hinaus ist auch die Nutzung der 
Gebäude durch sonstige zulässige Nutzungen möglich.  

Baugrenzen 
Mit den Festsetzungen sind erhebliche Beein-
trächtigungen des nach Grundgesetz geschütz-
ten Eigentums verbunden. Die mit dem Grund-
eigentum verbundene Baufreiheit wird auf Null 
reduziert. Jegliche Gestaltungsfreiheit wird ge-
nommen. Eine gerechte Abwägung zwischen öf-
fentlichen und privaten Belangen ist nicht er-
kennbar. Die Einschränkung der Baufreiheit zur 
Erreichung der Planungsziele einer dörflichen 
Baustruktur ist so nicht erforderlich. Keine neuen 
Baukörper und keine Entwicklungsmöglichkeiten 
durch bestandsorientierte Festsetzung der Bau-
körper gegeben. Mehr als die Hälfte der Bau-
körper dürfte im Falle einer Zerstörung entspre-
chend der Planung nicht wieder errichtet wer-
den. Auch die Nebengebäude wie ehemalige 

Das Gebäudeensemble ist ein erkanntes Denkmal. 
Nebengebäude erhalten im Bebauungsplan grundsätzlich keine Baugrenzen. Genehmigte 
Nebengebäude besitzen aber Bestandsschutz.  
Zur Erreichung des Planungsziels der Erhaltung der einmaligen dörflichen Bebauungs-
struktur mit unbebauten Flächen im Dorf ist die Begrenzung der Baufreiheit notwendig 
(vgl. Begründung Kap. 5.1). 
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Maschinenhalle, Viehstall und Schweinestall 
sollten deshalb Baugrenzen erhalten. 
Dorfgebiet und private Grünfläche 
Die ausgewiesene private Grünfläche im süd-
westlichen Bereich des Flurstücks sollte auf den 
östlichen Verlauf angepasst und damit das aus-
gewiesene Dorfgebiet vergrößert werden. 

Die in der Planzeichnung festgesetzte private Grünfläche wird entsprechend der aktuellen 
Gartenflächen ausgewiesen. Daran wird festgehalten, da hier die bauliche Entwicklung in 
der Dorfrandlage abgeschlossen werden soll und unbebaute Ausblicke z.B. von der öf-
fentlichen Grünfläche im Westen in Richtung Südosten erhalten werden sollen. Die Errich-
tung weiterer Nebengebäude südlich des Wohnhauses widerspricht der Zielsetzung des 
Bebauungsplans und dem ausgewiesenen Erhaltungsbereich zum Schutz der dörflichen 
Baustruktur.  

6)  
RA 
Grundstückseigentümer 
Schlankweg 19 
(Flurstück 2220 außer-
halb B-Plan) 

Abgrenzung B-Plangebiet – Einbeziehung 
des Grundstücks in den B-Plan 
Das Flurstück 2220 mit seinem landwirtschaftli-
chen Betrieb ist Teil des Sülldorfer Dorfkerns 
muss deshalb auch in das B-Plangebiet aufge-
nommen werden. Die Abgrenzung des Plange-
biets erscheint in diesem Sinne willkürlich. Die 
hiermit verbundene Sonderbehandlung des 
Flurstücks und des Betriebes entspricht in keiner 
Weise den tatsächlichen Verhältnissen. Es ist 
kein Grund ersichtlich, warum dieses Grund-
stück anders behandelt wird, als die übrigen 
Sülldorfer Grundstücke. Das Grundstück bildet 
einen Teil der Dorfstruktur, dessen Schutz durch 
den Bebauungsplan angestrebt wird. Auch der 
Milieuschutzbericht bezieht dieses Grundstück 
ausdrücklich in den Dorfkern als Dorfgebiet mit 
ein. Gleiches ergibt sich aus den Festsetzungen 
des Baustufenplans und die Darstellungen des 
Flächennutzungsplans. Nur durch die Einbezie-
hung des Grundstücks in den B-Plan kann das 
Planungsziel auch hinsichtlich des nordwestli-
chen Teils des Plangebietes erreicht werden.  

Dem Plangeber steht es frei, eine zweckmäßige Abgrenzung des Bebauungsplangebietes 
zu finden.  
Der landwirtschaftliche Betrieb und die landwirtschaftlichen Nutzflächen des Einwenders 
befinden sich außerhalb des B-Plangebiets. In so fern ist der Grundstückseigentümer 
nicht von den Festsetzungen des B-Plans direkt betroffen. 
Für den Grundstückseigentümer ändert sich durch den B-Plan nichts, da für seine Flä-
chen zunächst weiterhin der Baustufenplan Iserbrook-Sülldorf gilt. Der Betrieb und seine 
Nutzflächen befinden sich im Plangebiet des Bebauungsplans Rissen 44 / Sülldorf 18, der 
sich ebenfalls noch im Entwurf befindet. Im Rahmen dieses B-Planverfahrens wird über 
die künftigen Festsetzungen zu den angesprochenen Flächen entschieden. Der landwirt-
schaftliche Betrieb bleibt Teil des Dorfes Sülldorf unabhängig von der Abgrenzung der je-
weiligen Plangebiete. 
Zur Öffentlichen Plandiskussion am 17.06.2003 wurde der landwirtschaftliche Betrieb am 
Rand des Dorfes im Übergang zur Feldmark mit in den B-Planentwurf Rissen 44 / Sülldorf 
18 übernommen, weil sich die Betriebsflächen rund um den Betrieb in die westliche und 
nördliche Feldmark anschließen und zu jener Zeit noch Bauabsichten von Seiten des Bür-
gers zur Ausweitung des Betriebes in die Feldmarkflächen bestanden. 

Aktualität der Gutachten 
Der größte Teil der Gutachten, die der Erarbei-
tung des Bebauungsplans zugrunde liegen, sind 
veraltet und spiegeln die tatsächliche Situation 
nur unzulänglich wider (Stadtbilduntersuchung 
von 1980, Milieuschutzbericht von 1985 und Ag-

Bei der Abstimmung mit den Trägern öffentlicher Belange und beim Arbeitskreis I wurden 
keine aktualisierten Gutachten nachgefordert. Die wesentlichen Elemente zur Beurteilung 
der dörflichen Gesamtsituation, der städtebaulichen Struktur und des Landschaftsbildes 
haben sich kaum verändert. Das im Rahmen der Gutachten verschiedentlich auf mögliche 
zukünftige Planungen eingegangen wird, die heute keine Rolle mehr spielen, wird als 
nicht erheblich für die aktuelle Bebauungsplanung eingeschätzt. Ehemals geplante Anbin-
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rarstrukturelles Gutachten von 1992). Ob es sich 
somit um geeignetes Abwägungsmaterial i.S. 
§ 2 (3) BauGB handelt, wird angezweifelt und 
die Erstellung von neuen Gutachten mit städte-
planerischen Bezügen gefordert. 

dungen an die Autobahn oder eine damals angedachte Hochlage der S-Bahn südlich am 
Rand des Plangebiets waren nicht Kern der Untersuchungen und sind für die städtebauli-
che Einschätzung der Dorfstruktur nur von untergeordneter Bedeutung. Die aktuelle Be-
standsausrichtung und Entwicklung der landwirtschaftlichen Betriebe ist bekannt und wur-
de berücksichtigt. Eine Aktualisierung der Gutachten wird deshalb nicht als notwendig er-
achtet. 

Baugrenzen, Flächen für die Landwirtschaft 
und private Grünflächen 
Großflächige Ausweisung von Flächen für die 
Landwirtschaft mit bestandsorientierten Bau-
grenzen und Abgrenzung von privaten Grünflä-
chen wird als einseitige Planung zur Erhaltung 
des Bestandes ohne eine gerechte Abwägung 
i.S. des § 1 (7) BauGB gesehen, die jegliche ei-
gene Entfaltungsmöglichkeit nimmt.  
 
Um Ausblicksmöglichkeiten von den Straßen in 
die umgebende Landschaft zu sichern und eine 
geordnete Struktur zu erhalten, ist es nicht er-
forderlich, Flächen für die Landwirtschaft und 
private Grünflächen dem gegenwärtig geplanten 
Umfang festzusetzen. Die Baugrenzen sollten 
nur Korridore absichern.  
 

Entsprechend der Aufstellungsbeschlüsse von 1989 soll durch die Bebauungsplanung 
„der ursprüngliche Dorfkern von Sülldorf in seiner Struktur erhalten und vor ortsuntypi-
scher Verdichtung bewahrt werden. Für Teile des Plangebiets sollen Erhaltungsbereiche 
nach § 172 des Baugesetzbuchs festgelegt werden, um die Mischung aus ortsbildprägen-
den ländlichen Wohn- und Wirtschaftsgebäuden des 19. Jahrhunderts und unter Denk-
malschutz stehende Einzelobjekte zu erhalten.“ Der Plan sieht im Wesentlichen Auswei-
sungen von Baugrenzen entsprechend dem Bestand vor. Bauliche Erweiterungsmöglich-
keiten der landschaftlichen Betriebe auf ihren landwirtschaftlichen Nutzflächen sind den 
noch bestehenden Höfen direkt zugeordnet und beschränken sich auf das notwendige 
Maß. Dadurch soll erreicht werden, dass die baulichen Erweiterungsmöglichkeiten der 
Hofanlagen in einem städtebaulich und landschaftsplanerisch verträglichen Maß erfolgen. 
Die Baugrenzen sollen die für die Bewirtschaftung der Höfe nötigen Erweiterungen im 
vorgesehenen Rahmen zulassen und sind zugleich so bemessen und ausgerichtet, dass 
die typische Ortsstruktur und besonders erholungswirksame Ausblicke von den Dorfstra-
ßen in die umgebende Feldmark erhalten werden. Vor Festsetzung der Baugrenzen für 
die landwirtschaftlichen Betriebe wurden Gespräche mit den Eigentümern geführt und de-
ren Wünsche weitgehend berücksichtigt. Bauliche Erweiterungen und Umstrukturierungen 
werden in ausreichendem Maße entsprechend der Planungsziele gelenkt zugelassen (vgl. 
Begründung Kap. 5.1.). Private Grünflächen werden dort festgesetzt, wo bestehende Gär-
ten sind und diese für die zu erhaltende dörfliche Baustruktur von Bedeutung sind. Eine 
gerechte Abwägung im Sinne des § 1 (7) des BauGB wurde somit vorgenommen. 
(Zu gesicherten Ausblicksmöglichkeiten s. Stellungnahme in der Folge). 

Beschränkung der zulässigen Wohnungen 
und auf Notwendigkeit für den landwirt-
schaftlichen Betrieb 
Die vorgesehene Beschränkung der Nutzungs-
möglichkeit im unmittelbaren Umfeld der Ge-
bäude im Dorf auf die Landwirtschaft bzw. den 
Gartenbau ohne die Gewährung jeglichen Ent-
wicklungspotenzials vernachlässigt die privaten 
Interessen der Grundstückseigentümer. Eine 

Entsprechend § 1a (2) Satz 2 BauGB sollen landwirtschaftlich genutzte Flächen nur im 
notwendigen Umfang umgenutzt werden.  
Mit den Beschränkungen bei den zulässigen Wohnungen soll die weitere Umwandlung 
von größeren Gebäuden in eine Vielzahl von neuen Wohnungen mit Nebenanlagen, und 
mit den damit verbundenen negativen Folgen für das Erscheinungsbild des Dorfs und ei-
ner Verstärkung des Verkehrs, vermieden werden (vgl. Begründung Kap. 5.1.5.2).  
Für die bisher nach Baustufenplan einzig zulässigen Gebäude war ebenfalls eine Be-
schränkung auf die Landwirtschaft vorgesehen. Regelhaft war für die Landwirtschaft ein 
Wohnhaus für die Familie des Betriebsleiters und ein Wohnhaus als Altenteiler genehmi-
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dauerhafte Erhaltung der Dorfstruktur wird nur 
möglich sein, wenn es den Grundstückseigen-
tümern (Landwirtschaftlichen Betrieben) gestat-
tet wird, ihre Gebäude und Grundstücke einer 
für Dorfgebiete typischen und verträglichen Nut-
zung - insbesondere für nicht störende Gewerbe 
und zu Wohnzwecken - zuzuführen. 
Die Beschränkung der Anzahl der Wohnungen 
im Dorfgebiet auf höchstens drei je Wohnge-
bäude ohne genauere Berücksichtigung der 
Größe der Gebäude ermöglicht keine kostende-
ckende Nutzung der größeren Gebäude. 

gungsfähig. Die baurechtliche Öffnung mit der Zulässigkeit von bis zu 2 Wohnungen in 
den Wohngebäuden auf den Flächen für die Landwirtschaft und bis zu 3 Wohnungen in 
Wohnhäusern im Dorfgebiet lässt bereits eine Zunahme der Wohnnutzungen im Dorf zu, 
beschränkt sie jedoch noch auf ein erwartetes verträgliches Maß. Diese Wohnungsanzahl 
wird als ausreichend auch zum wirtschaftlichen Erhalt der Gebäude angesehen. Für den 
wirtschaftlichen Erhalt der Gebäude können entsprechend der Gebäudegröße unter-
schiedlich große Wohnungen entstehen und im Dorfgebiet ist auch die Nutzung der Ge-
bäude durch sonstige zulässige Nutzungen möglich. Mehrfamilienhäuser sind in dem 
Plangebiet als bauliche Fehlentwicklungen zu bezeichnen und bilden einen Fremdkörper 
in der schützenswerten Dorfstruktur. Weitere Mehrfamilienhäuser sollen vermieden wer-
den. 
 

Bestandsorientierte Baugrenzen 
Die geplanten bestandsorientierten Baugrenzen 
lassen keine baulichen Entwicklungsmöglichkei-
ten zu und vernachlässigen damit die privaten 
Belange der Grundstückseigentümer und ver-
letzten die grundrechtlich geschützte Baufreiheit. 
Für die Erhaltung der dörflichen Struktur und der 
Ausblicke in die Landschaft ist diese starke Be-
schränkung jedoch nicht erforderlich. Gestalteri-
sche Vorgaben und größere Baugrenzen unter 
Berücksichtigung von Sichtfenstern reichen aus. 

Zur Erreichung des Planungsziels einer Erhaltung der einmaligen dörflichen Bebauungs-
struktur und mit unbebauten Flächen im Dorf ist die Begrenzung der Baufreiheit notwen-
dig. (Zu gesicherten Ausblicksmöglichkeiten s. Stellungnahme in der Folge). 

Baugrenzen auf Flächen für die Landwirt-
schaft 
Die gravierenden Einschränkungen der Bau-
möglichkeiten auf den Flächen für die Landwirt-
schaft sind mit den privaten Belangen der 
Landwirte nicht zu vereinbaren und den formu-
lierten städtebaulichen Zielen teilweise sogar 
abträglich. Landwirtschaftliche Betriebe müssen 
sich heute zur Erhaltung des Betriebes stärker 
ausweiten können als dies im Plan bisher vor-
gesehen ist. Sonst droht die Betriebsaufgabe 
oder Aussiedlung mit einer Verödung der land-
wirtschaftlichen Dorfstruktur und Flächen. Es 
muss auch gewährleistet werden, dass die Be-
triebe ihre Produkte vor Ort vermarkten dürfen. 

Zum Schutz des besonderen Dorfcharakters sollen keine erheblich größeren, maßstabs-
sprengenden Baugrenzen für die landwirtschaftlichen Betriebe als Bauoptionsflächen vor-
gehalten werden (s.o.). Vor Festsetzung der Baugrenzen für die landwirtschaftlichen Be-
triebe wurden Gespräche mit den Eigentümern geführt und deren Wünsche weitgehend 
berücksichtigt. Bauliche Erweiterungen und Umstrukturierungen werden in ausreichendem 
Maße entsprechend der Planungsziele gelenkt zugelassen und sind ausreichend zur Exis-
tenzsicherung (vgl. Begründung Kap. 5.1 und 5.11). Eine stärkere Ausweitung der land-
wirtschaftlichen Betriebsgebäude über die vorgesehenen Baugrenzen hinaus, wäre in Zu-
kunft auch über eine Befreiung möglich, eine Notwendigkeit hierzu wird jedoch derzeit 
nicht gesehen, da für die bestehenden Betriebe jeweils noch unbebaute Flächen innerhalb 
des Baugrenzen vorhanden sind. Eine Direktvermarktung der vom landwirtschaftlichen 
Betrieb hergestellten Produkte wurde bei dem betreffenden Betrieb berücksichtigt und ist 
grundsätzlich als untergeordneter Betriebszweig auch auf den Betriebshöfen auf den aus-
gewiesenen Flächen für die Landwirtschaft möglich.  
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Ausgleichsflächen 
Die Zuordnung von Ausgleichsflächen zu den im 
Plan ermöglichten Erweiterungsmöglichkeiten 
der landwirtschaftlichen Betriebe erscheint zu 
frühzeitig. Die zugeordneten Ausgleichsflächen 
nach § 2 Nr. 8 der Verordnung werden derzeit 
noch genutzt und teilweise sogar bebaut. 

Entsprechend der baugesetzlichen und naturschutzrechtlichen Vorgaben sind Ausgleichs-
flächen für bauleitplanungsrechtlich ermöglichte Eingriffe mit dem Bebauungsplan festzu-
setzen. Da der Bebauungsplan auf fünf landwirtschaftlichen Betriebsflächen einen mögli-
chen Eingriff nach § 14 Bundesnaturschutzgesetz vorbereitet, müssen nach § 1a Absatz 3 
BauGB entsprechende Darstellungen und Festsetzungen zum Ausgleich der erheblichen 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts getroffen werden (vgl. Begründung Kap. 5.12.3). 
Die zugeordneten Ausgleichsflächen sind nach Kenntnis des Amtes nicht bebaut. Die 
Nutzungen der Flächen müssten sich entsprechend der Ausgleichsmaßnahmenplanung 
anteilig ändern, wenn die landwirtschaftlichen Betriebe neue Betriebsgebäude innerhalb 
der Baugrenzen errichten oder weitere Flächen erheblich verändern (z.B. versiegeln). 

§ 2 Nr. 10: Farbe der Zaunpfosten 
Diese Festsetzung ist eine zu weitgehende Ein-
schränkung der Handlungsfreiheit der Landwirte. 
Freie Gestaltung der Zäune sollte möglich sein – 
kein Museumsdorf. 

Mit dieser Festsetzung soll einer Verunstaltung des Dorfes und der Landschaft z.B. mit ei-
ner ortsuntypischen Einfriedigung entgegengewirkt werden. Durch nicht mehr den regio-
nalen Traditionen folgende Materialverwendung und Farbauswahl bei landwirtschaftlichen 
Zäunen erscheinen Weidezäune immer häufiger störend in der Landschaftswahrneh-
mung. Auffällige Farben, wie z.B. eine weiße Lackierung der Weidezäune, würden den zu 
schützenden Dorfcharakter stören (vgl. Begründung Kap. 5.7 und 5.11). 

§ 2 Nr. 10: Zäune mit mindestens 2 m Ab-
stand zu Knicks und Feldhecken 
Zum Schutz der Knicks ist dieser Abstand nicht 
notwendig. Zäune könnten unmittelbar am 
Knickfuß aufgestellt werden, ohne dass Knick 
beeinträchtigt würde. Erhebliche Beeinträchti-
gung der Nutzbarkeit der landwirtschaftlichen 
Flächen so nicht gerechtfertigt. 
 
§ 2 Nr. 19: Nutzungseinschränkungen an den 
Knicks und Feldhecken 
Beeinträchtigung der Nutzung landwirtschaftli-
cher Flächen ohne Erfordernis zum Schutz der 
Knicks und Feldhecken. Schutz ab Knickfuß 
wird als ausreichend erachtet. 

Die Festsetzung dient der Konkretisierung des Schutzanspruchs der gesetzlich geschütz-
ten Feldhecken und Knicks mit ihren Wurzeln und Kronen nach § 14 Absatz 2 Nr. 2 des 
Hamburgischen Gesetzes zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes 
(HmbBNatSchAG). In der Anlage zu dem Gesetz wird ausgeführt, dass sich der gesetzli-
che Schutz auf einen beidseitigen Streifen von mindestens 1,5 m von der äußersten Linie 
der Gehölzstämme bei Feldhecken und sich bei Knicks auf die Breite des Knickfußes so-
wie die eventuell anschließenden Grabens zuzüglich eines beiderseitigen Streifens von 
1 m Breite bezieht. Dieser Schutzbereich ist als Mindestanspruch von einer beeinträchti-
genden Bewirtschaftung freizuhalten. Da insbesondere Pferde Gehölze stark verbeißen 
und somit die geschützten Biotopstrukturen schädigen können, wird eine einheitliche 
Festsetzung zur Konkretisierung der bestehenden gesetzlichen Regelung als notwendig 
erachtet. 
Die Wurzeln der Gehölze reichen bei älteren Bäumen weit über diese 2 m Abstand hinaus 
und Schädigungen von Starkwurzeln können z.B. durch Pilzinfektionen in der Folge bis 
zum Absterben der Überhälter führen. 

§ 2 Nr. 11: Geschlossene Grasnarbe  
Bei artgerechter Pferdehaltung mit Notwendig-
keit der Herstellung von Paddocks so nicht mög-
lich. 

Die Festsetzung ist so zu verstehen, dass im Rahmen der ordnungsgemäßen Landwirt-
schaft die Weideflächen nicht so stark überweidet werden dürfen, dass diese kaum noch 
einen nennenswerten Pflanzenwuchs aufweisen. Die Anlage von Paddocks als einge-
zäunte, dauerhafte Auslaufflächen für Pferde unterliegt der Genehmigungspflicht nach der 
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Landschaftsschutzgebietsverordnung und ist als Eingriff nach § 14 BNatSchG zu betrach-
ten. 

§ 2 Nr. 12: Einschränkung für Flächen zur 
Freihaltung von Ausblicken 
Zu starke Einschränkung der persönlichen Ge-
staltungsfreiheit für Bepflanzung, Zäune und 
Hecken. Dies zur Sicherung der Ausblicke nicht 
so weitreichend erforderlich. 

Mit dieser Festsetzung von Flächen mit einem gesicherten Ausblick in die Landschaft, soll 
sichergestellt werden, dass die bisher noch an vier Stellen entlang des Sülldorfer Kir-
chenwegs vorhandenen offenen Flächen mit der Möglichkeit der Landschaftswahrneh-
mung langfristig erhalten werden. Dieser Erhalt umschließt auch die verbindliche Freihal-
tung der Flächen von höherem Gehölzaufwuchs. Eine maximale Höhe der Gehölze auf 
1,2 m wird festgesetzt, um sicherzustellen, dass nicht nur große Menschen den Ausblick 
genießen können und der jährliche Neuaustrieb der Heckengehölze nicht zum Zuwachsen 
der Aussicht bis zum nächsten Schnitttermin führt (vgl. Begründung Kap. 5.11). Ein Ver-
zicht auf diese Festsetzung würde die Gefahr mit sich bringen, dass ein Ausblick z.B. 
durch Gehölzzuwachs oder die Anpflanzung von höheren Gehölzen nicht mehr gesichert 
wäre.  

§ 2 Nr. 13: Lagerung von Heuballen 
Die kurzfristige Lagerung von Heuballen an 
Knicks auf landwirtschaftlichen Flächen muss 
auch aus Lagerkapazitätsgründen weiterhin 
möglich sein, sonst auch Errichtung von weite-
ren Lagerhallen o.ä. notwendig. 

Die Lagerung von Silagen oder Heuballen auf den hofnahen Flächen innerhalb der beste-
henden oder geplanten Abpflanzungen zur offenen Feldflur sind möglich und betriebswirt-
schaftlich am Ort der Verwendung auch sinnvoll. Mit einer längerfristigen Lagerung des 
Erntematerials auf den offenen Flächen wird das Landschaftserleben gestört und örtlich 
auch der Pflanzenaufwuchs und der Boden beeinträchtigt. Die kurzfristige Lagerung von 
Heuballen o.ä. während der Erntezeit bleibt von der Festsetzung unberührt. 

§ 2 Nr. 15: Festsetzungen zur Nutzung des 
Wölbackers 
Bestehende gesetzliche Regelungen reichen 
zum Schutz aus – Kritik wegen Überreglemen-
tierung. 

Diese Festsetzung dient der Präzisierung der denkmalrechtlichen Unterschutzstellung und 
sichert die landwirtschaftliche Nutzung der Fläche als Weide. Eine im Rahmen der ord-
nungsgemäßen Landwirtschaft sonst mögliche Veränderung der Bodenstruktur, und damit 
Schädigung der historisch bedeutsamen Flächenausformung, soll unterbunden werden 
(vgl. Begründung Kap. 5.12.3). 

§ 2 Nr. 25: Gestaltung der Gebäudeaußen-
wände 
Zur Erreichung des Planziels nicht erforderlich. 
Unnötige Einschränkung der persönlichen Ge-
staltungsfreiheit. Außenwände aus rotem Ziegel 
oder Holz baulich nicht überall möglich. Aus-
nahmeregelung sollte gleich mit aufgenommen 
werden. 

Für das positive und zu schützende Erscheinungsbild des Dorfes sind die traditionellen 
Baumaterialien von hoher Bedeutung. Durch Nichtbeachtung der historischen Bausub-
stanz würde nicht allein das harmonische Erscheinungsbild eines Gebäudes beeinträch-
tigt, sondern auch das Ortsbild in seinem Charakter gestört (vgl. Begründung Kap. 5.7). 
Zur Vermeidung stilentfremdender Veränderungen der historischen Bausubstanz und ge-
bietsuntypischer Entwicklungen durch milieuschädigende bauliche Veränderungen und 
Neubauten ist es daher erforderlich, dass in Ergänzung zu der Festsetzung eines städte-
baulichen Erhaltungsbereichs auch detaillierte Gestaltungsfestsetzungen getroffen wer-
den, die dazu beitragen, dass sich Bauformen und Baumaterialien von Gebäuden, Dä-
chern, Fassaden und Zäunen in das besondere Umfeld des Dorfes einfügen.  
Die Festsetzung dieser Regelungen erfolgt auf der Rechtsgrundlage des § 81 Absatz 1 
Nummer 2 der Hamburgischen Bauordnung (HBauO) vom 14. Dezember 2005 
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(HmbGVBl. S. 525, 563), zuletzt geändert am 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 370). 
Wenn die Einhaltung der Festsetzung wirklich nicht möglich sein sollte, könnten hiervon in 
begründeten Ausnahmenfällen Befreiungen erteilt werden. 

§ 2 Nr. 27: Untergliederung horizontaler 
Fensterbänder an landwirtschaftlichen Ge-
bäuden 
Festsetzung insbesondere bei Pferdeställen so 
nicht möglich, da hiermit Beeinträchtigungen in 
der Tierhaltung verbunden wären. Unnötige Er-
schwernis bei der Pferdehaltung. 

Eine Erschwernis in der Pferdehaltung durch diese Festsetzung kann nicht erkannt wer-
den. Abmessungen der vertikalen Strukturen oder bestimmte Abstände zwischen ihnen 
werden nicht vorgegeben. Generell soll durch die Untergliederung von Fensterbändern, 
z.B. an großen Reithallen oder Ställen, eine bessere Einfügung der landwirtschaftlichen 
Gebäude in das historische Dorf gewährleistet werden. Gegliederte Gebäude fügen sich 
besser in das Dorfbild ein und große Gebäude wirken so weniger massiv. 

7) 
Grundstückseigentümer 
Sülldorfer Kirchenweg 
261 
(Flurstück 2539) 
 

Bedürfnisse der Landwirte nicht berücksich-
tigt 
Es wurden vorzugsweise die Interessen der Na-
tur-, Landschafts- und Denkmalschützer umge-
setzt und die Interessen der Landwirte, die zur 
Erhaltung des Dorfcharakters maßgeblich bei-
tragen, wurden nicht angemessen berücksich-
tigt. Auffallend viele Auflagen für die Landwirte. 

(s. Stellungnahme zu Anregung 6) 

Beachtliche Verletzung der Vorschriften zur 
Bauleitplanung 
Verhältnis zwischen Bebauungsplan und Flä-
chennutzungsplan sowie BauGB mangelhaft be-
rücksichtigt. Erhebliche veränderte Regelungen 
zum bestehenden Baustufenplan mit negativen 
Auswirkungen auf Landwirte. Der Bürger erhebt 
einen sogenannten „Widerspruch“ gegen Aufhe-
bung des derzeit gültigen Baustufenplans und 
gegen den Bebauungsplanentwurf. 

Der sogenannte Widerspruch wird als Einwendung i.S. von § 47 (2a) VwGO behandelt. 
Entsprechend § 8 (2) BauGB wird der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt. Zu den Darstellungen des F-Plans und des Landschaftsprogramms bestehen 
keine Widersprüche (vgl. Begründung Kap. 3). Mit dem Bebauungsplan soll die noch vor-
handene dörfliche Struktur des Ortskerns Sülldorf gesichert werden. Der derzeit rechtsgül-
tige Baustufenplan, der für den alten Dorfkern Sülldorfs im Wesentlichen „Besonders ge-
schütztes Wohngebiet - Nur landwirtschaftliche Bauten zulässig –“ vorsieht, vermag dies 
nicht mehr zu leisten. Die Beschränkungen der landwirtschaftlichen Betriebe z.B. durch 
die Vorgabe von Baugrenzen werden zur Erreichung der Planungsziele als notwendig er-
achtet.  

Existenzgefährdung der landwirtschaftlichen 
Betriebe 
Existenzfähigkeit der bestehenden landwirt-
schaftlichen Betriebe wird nicht ausreichend be-
rücksichtigt. Festsetzungen führen zu Einkom-
menseinbußen. 

(s. Stellungnahme zu Anregung 6). Durch die Sicherung der Attraktivität des Dorfes wird 
es auch erwartet, dass sich die Attraktivität der Reit- und Pensionspferdebetriebe für de-
ren Kunden noch verbessert. Einkommenseinbußen für Landwirte durch den B-Plan wer-
den nicht erwartet. Den landwirtschaftlichen Betrieben werden ausreichende Möglichkei-
ten zur Flächenbewirtschaftung eingeräumt. 

Bauantrag für landwirtschaftliches Gebäude  
Verwaltungsgericht und Bauamt entschieden, 
dass die Errichtung eines landwirtschaftlichen 

Der Vorbescheidsantrag zur Errichtung eines landwirtschaftlichen Gebäudes auf dem 
Flurstück 2539 widerspricht den geplanten Festsetzungen des Bebauungsplans Sülldorf 4 
und wird deshalb auch nicht mit den beantragten Baugrenzen aufgenommen. Nach dem 
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Gebäudes zulässig und genehmigungsfähig 
nach gültigem Planrecht ist. Die Flächenfestset-
zung nach § 2 Nr. 12: Sicherung der Ausblicke 
ist nicht nachvollziehbar, da diese Fläche klein-
flächig von einem Knick begrenzt ist. Verstoß 
gegen Grundzug einer gerechten Abwägung. 

Bebauungsplanentwurf soll das betreffende Teilgrundstück mit der Festsetzung als Fläche 
für die Landwirtschaft zur Freihaltung von Ausblicken in die offene Landschaft von einer 
Bebauung freigehalten werden. Stadtplanerisch wird mit dieser geplanten Ausweisung 
das Ziel verfolgt, letzte, noch erhaltene Ausblicke vom zentralen Sülldorfer Kirchenweg in 
die umgebende Landschaft zu sichern und das bisher noch locker bebaute Dorfgebiet mit 
seinem besonderen Charakter zu erhalten. Der Knick an der westlichen Grundstücks-
grenze wird durch regelmäßige Pflege bei Erhalt der Überhälter auf den Stock gesetzt, so 
dass wiederkehrend auch weite Ausblicke möglich sind, wie dies auch regelmäßig zur 
Winterzeit der Fall ist. 
Der landwirtschaftliche Betrieb wurde vor mehreren Jahren bereits aus dem Dorf heraus 
an den Feldweg 65 verlagert und befindet sich etwa 500 m von dem Grundstück entfernt. 
Eine solche Halle könnte bei betrieblicher Notwendigkeit unmittelbar an die bestehende 
Hofstelle gebaut werden. Im Entwurf zum Bebauungsplan Rissen 44 / Sülldorf 18 sollen 
für den Hof ausreichende Erweiterungsmöglichkeiten vorgesehen werden.

8) 
Grundstückseigentümer 
Sülldorfer Kirchenweg 
269 
(Flurstück 15) 

Baugrenzen und Bestandssicherung des Be-
triebes 
Nebengebäude werden für Betrieb Lohnunter-
nehmen und Galabau benötigt und müssen 
deshalb mit Baugrenze versehen werden, die 
gewisse Veränderung und Anpassung ermög-
licht. Genügender Platz für Stellplätze muss ge-
währleistet sein. 

Die genehmigten Nebengebäude haben Bestandsschutz. An der Festsetzung wird im Üb-
rigen festgehalten, weil die Errichtung von in der Nutzung untergeordneten Nebengebäu-
den im ausgewiesenen Dorfgebiet zulässig ist und die Ausweisung von Baugrenzen hier 
dem Planungsziel wiedersprechen würde, den rückwärtigen Bereich der Grundstücke von 
einer Bebauung freizuhalten, um den besonderen, landschaftlichen Charakter des Dorfes 
zu erhalten.  
Entsprechend der gewählten planzeichnerischen Festsetzungen ist die Unterbringung ei-
ner ausreichenden Anzahl von Stellplätzen auf dem Flurstück möglich.  

9)  
Grundstückseigentümer 
Sülldorfer Kirchenweg 
221 
(Flurstück 3152) 

Baugrenzen, Existenzgefährdung der land-
wirtschaftlichen Betriebe 
Existenzfähigkeit der bestehenden landwirt-
schaftlichen Betriebe wird nicht ausreichend be-
rücksichtigt. Verstoß gegen Grundzug einer ge-
rechten Abwägung. Nur unzureichende bauliche 
Entwicklungsmöglichkeiten des Betriebs mög-
lich. In den vorgesehenen Baugrenzen wäre z.B. 
die Anlage einer weiteren Reithalle kaum mög-
lich. Bestehende Gebäude fehlen in der Plan-
darstellung. Ausweitung der Baugrenzen erfor-
derlich. 

(s. Stellungnahme zu Anregung 6 und 7). 
Der Bau einer weiteren Reithalle in der Größe der bestehenden Reithalle mit ca. 1430 qm 
Fläche wäre in den festgesetzten Baugrenzen im Anschluss an die bestehende Halle 
möglich. Die geplanten Baugrenzen werden als ausreichend für den langfristigen Erhalt 
des Betriebes erachtet. 
Eine Darstellung von weiteren bestehenden Nebengebäuden in die Planzeichnung wird in 
dem Umfang nachgekommen, wie diese in der zugrundeliegenden offiziellen Deutschen 
Stadtgrundkarte des Landesvermessungsamtes mit aktualisiertem Stand dargestellt sind. 
Ansonsten besitzen bestehende, genehmigte Nebengebäude generell Bestandsschutz, 
auch wenn sie nicht in der Planzeichnung dargestellt sind. Eigene Ergänzungen von Bau-
körpern durch die Stadtplanung des Bezirks in der Planzeichnung sind nicht vorgesehen 
und werden auch nicht als erforderlich erachtet.  

Beschränkung der zulässigen Wohnungen in 
Gebäuden auf landwirtschaftlichen Flächen 

Der Anregung wird in so weit gefolgt, als dass die Anzahl der höchstens zulässigen Woh-
nungen für das gesamte Altgebäude gilt. Der in seiner Funktion obsolete Heuboden des 
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auf zwei Wohnungen 
Historische Nutzung Heuboden im alten Wohn-
wirtschaftsgebäude nicht mehr gegeben. Aus-
bau des Heubodens zum Erhalt der Bausub-
stanz so wirtschaftlich aber nicht möglich. Strei-
chung des Erfordernisses einer Notwendigkeit 
für den landwirtschaftlichen Betrieb und Herauf-
setzung auf 4 zulässige Wohnungen für das 
Gebäude wird gefordert. 

als Denkmal erkannten Wohnwirtschaftsgebäudes könnte somit als Wohnung genutzt 
werden. (sonst s. Stellungnahme zu Anregung 5 und 6). 

§ 2 Nr. 10: Farbe der Zaunpfosten 
Diese Festsetzung ist eine zu weitgehende Ein-
schränkung der Gestaltungsfreiheit der Landwir-
te. Freie Gestaltung der Zäune sollte möglich 
sein – Tradition hat sich überholt. 

(s. Stellungnahme zu Anregung 6). 

§ 2 Nr. 12: Einschränkung für Flächen zur 
Freihaltung von Ausblicken 
Zu starke Einschränkung der persönlichen Ge-
staltungsfreiheit für Bepflanzung, Zäune und 
Hecken. Dies zur Sicherung der Ausblicke nicht 
so weitreichend erforderlich. 

(s. Stellungnahme zu Anregung 6). 

§ 2 Nr. 11: Geschlossene Grasnarbe  
Bei artgerechter Pferdehaltung mit Notwendig-
keit der Herstellung von Paddocks so nicht mög-
lich. 

(s. Stellungnahme zu Anregung 6). 

§ 2 Nr. 12+13: Lagerung von Heuballen 
Ausschluss der Lagerung von Heuballen auf 
Ausblicksflächen und nur unmittelbar an den Hö-
fen so nicht möglich. Es muss auch aus Lager-
kapazitätsgründen weiterhin möglich sein, auf 
den Flächen zu lagern, sonst auch Errichtung 
von weiteren Lagerhallen o.ä. notwendig. 

(s. Stellungnahme zu Anregung 6). 

Aktualität der Gutachten 
Der größte Teil der Gutachten, die der Erarbei-
tung des Bebauungsplans zugrunde liegen, sind 
veraltet und spiegeln die tatsächliche Situation 
nur unzulänglich wider (Stadtbilduntersuchung 
von 1980, Milieuschutzbericht von 1985 und Ag-
rarstrukturelles Gutachten von 1992). Ob es sich 

(s. Stellungnahme zu Anregung 6). 
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somit um geeignetes Abwägungsmaterial i.S. § 
2 (3) BauGB handelt, wird angezweifelt und die 
Erstellung von neuen Gutachten mit städtepla-
nerischen Bezügen gefordert. 

10) 
Bürgerinitiative  
„Erhaltet Sülldorf“ 

Dorfbrunnen 
Bitte um Aufnahme des alten Dorfbrunnens im 
Heerhof als „Erkanntes Denkmal Einzelanlage“ 

Der Dorfbrunnen ist derzeit nicht in der Denkmalliste oder als erkanntes Denkmal gelistet. 
Die Anregung zur Unterschutzstellung des Dorfbrunnens wurde an das zuständige Denk-
malschutzamt weitergeleitet und wird dort geprüft. Es wird geraten, dass sich die BI dies-
bezüglich noch einmal an das Denkmalschutzamt wendet. Der Brunnen könnte in der Fol-
ge im Rahmen eines gesonderten denkmalschutzrechtlichen Verfahrens unter Denkmal-
schutz gestellt werden. Die Entscheidung darüber obliegt jedoch dem Denkmalschutzamt. 

Schotterbelag Heerhof 
Bitte um Festschreibung eines Schotterbelags 
für die Straße Heerhof. 

Den Oberflächenbelag einer Straßenverkehrsfläche kann der Bebauungsplan nicht regeln. 
Diese Anregung wird an zuständige Dienststelle des Bezirks mit der Bitte um Prüfung wei-
tergeleitet. 

Erweiterungsfläche Grundschule 
Bitte um Rücknahme der ausgewiesenen Schul-
erweiterungsflächen auf dem Flurstück 1186 
wegen angezweifelter Erforderlichkeit. 

Die zuständige Schulbehörde hat mitgeteilt, dass die Erweiterungsfläche benötigt wird und 
dass sie diese Fläche auch kurzfristig bebauen will. 

11) 
Grundstückseigentümer 
Sülldorfer Kirchenweg 
237 + 241 
(Flurstück 2176) 

Knickanpflanzung 
Bitte um Verzicht / bzw. Verlagerung des ge-
planten neuen Knicks zur Abgrenzung des Ho-
fes nach Westen wegen erheblicher Nutzungs-
flächeneinbußen auf hofnaher Fläche. 

Die Knickpflanzung wird für notwendig erachtet. Die Anpflanzung einer Feldhecke ist zur 
Verminderung des Eingriffs in die Landschaft durch weitere ermöglichte Betriebsgebäude 
innerhalb der Baugrenzen vorgesehen. Sie schirmt die Gebäude visuell ab. Die laut Plan-
zeichnung veranschlagte Breite von 5 m für die neu anzulegende Feldhecke reicht als 
Flächenbreite zum Schutz der Gehölze aus, da mittig eine einreihige Gehölzpflanzung 
vorgesehen ist, die durch eine Einzäunung von je 2 m Abstand zu den Seiten ausreichend 
vor Verbiss geschützt werden kann. Dieses Verlust an nutzbarer Fläche rückwärtig des 
Hofes in Folge der Errichtung weiterer Gebäude wird als zumutbar betrachtet. 

12) 
RA  
Grundstückseigentümer 
Sülldorfer Kirchenweg 
242 + 246 
(Flurstücke 2844 und 
1212) 

Aufnahme der Baugrenzen für genehmigte 
Hofstelle Ellernholt 
Ende 2010 wurden vom Bezirk die Genehmi-
gungen zum Neubau eines Betriebsleiterwohn-
hauses mit Pferdestall am Ellernholt erteilt. Die-
se genehmigten Baugrenzen sollen im B-Plan 
aufgenommen und damit auch bauplanrechtlich 
abgesichert werden. 

Die Baugenehmigung für den Neubau eines Pferdestalls mit Betriebsleiterwohnhaus wur-
de im November 2010 erteilt und kann entsprechend gebaut werden. Diese zweite Be-
triebsstelle des Hofes mit seinen Baulichkeiten widerspricht jedoch den Zielen des Be-
bauungsplans, die weitere Zersiedelung der Landschaft zu verhindern und wird deshalb 
auch nicht mit den genehmigten Baugrenzen aufgenommen. 

Bestandsgebäude  
Bestehende und genehmigte Baulichkeiten sind 
nicht im Plan dargestellt. 

In der Planzeichnung ist der Gebäudebestand der offiziellen Stadtgrundkarte des Landes-
vermessungsamtes dargestellt, deren Darstellungen regelmäßig aktualisiert werden. Ge-
nehmigte Gebäude genießen generell Bestandsschutz auch wenn sie nicht in der Plan-
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zeichnung dargestellt sind. 
13) 
RA  
Grundstückseigentümer 
am Ohlnhof  
(Flurstück 2158) 

Festsetzung des Grundstücks als Fläche für 
die Landwirtschaft 
Gewählte Festsetzung ein Verstoß gegen Ab-
wägungsgebot und faktische Enteignung. Land-
wirtschaftliche Nutzung einer Fläche von 
1000 qm nicht wirtschaftlich möglich. Links und 
rechts befinden sich zwei Gebäude mit Bau-
grenzen und einer Ausweisung als Dorfgebiet. 
1986 wurde eine Bebauung der Fläche als städ-
tebaulich verträglich in Betracht gezogen. Es 
wird hier eine Ausweisung als Dorfgebiet mit 
Baugrenze für ein neues Wohngebäude gefor-
dert. 

Entsprechend der Aufstellungsbeschlüsse von 1989 soll durch die Bebauungsplanung der 
ursprüngliche Dorfkern von Sülldorf in seiner Struktur erhalten und vor ortsuntypischer 
Verdichtung bewahrt werden. Der Plan sieht im Wesentlichen Ausweisungen von Bau-
grenzen entsprechend dem Bestand vor. Zum Planungsziel gehört es somit auch, noch 
unbebaute Flächen im Dorf vor einer weiteren Bebauung zu schützen und so die als be-
sonders schützenswert erachtete lockere Bebauung im Dorf so zu bewahren.  
Der landwirtschaftliche Betrieb des Eigentümers befindet sich nördlich von Sülldorf in Pin-
neberg, Stadtteil Waldenau-Datum. Eine Flächennutzung z.B. als Pferdeweide oder Gar-
tenbaufläche kann bei dieser Flächengröße in einer für den Eigentümer durchaus wirt-
schaftlichen Weise erfolgen, ggf. auch über eine Verpachtung.  

14) 
Grundstückseigentümer 
Ohlnhof 2, 
(Flurstücke 2751, 1203 
und 1204) 

Baugrenzen und Ausweisung der Betriebs-
flächen als Fläche für die Landwirtschaft 
Ausweisung der Baugrenzen am Bestand nimmt 
jedwede Entwicklungsmöglichkeit. Das Plange-
biet ist typisches Dorfgebiet nach § 5 BauNVO 
und bedarf so nicht dieser Einschränkungen der 
Eigentumsrechte zum Erhalt dieser Strukturen. 
Diese Dorfstruktur kann nur erhalten werden, 
wenn es den Eigentümern ermöglicht wird, ihre 
Gebäude und Grundstücke einer dorfgebietsty-
pischen Nutzung zuzuführen. Beschränkung der 
Baumöglichkeiten weder geeignet noch erforder-
lich um Planungsziele zu erreichen. 

Entsprechend der Aufstellungsbeschlüsse von 1989 soll durch die Bebauungsplanung 
„der ursprüngliche Dorfkern von Sülldorf in seiner Struktur erhalten und vor ortsuntypi-
scher Verdichtung bewahrt werden. Für Teile des Plangebiets sollen Erhaltungsbereiche 
nach § 172 des Baugesetzbuchs festgelegt werden, um die Mischung aus ortsbildprägen-
den ländlichen Wohn- und Wirtschaftsgebäuden des 19. Jahrhunderts und unter Denk-
malschutz stehende Einzelobjekte zu erhalten.“ Der Plan sieht im Wesentlichen Auswei-
sungen von Baugrenzen entsprechend dem Bestand vor. Bauliche Erweiterungsmöglich-
keiten der landschaftlichen Betriebe auf ihren landwirtschaftlichen Nutzflächen sind den 
noch bestehenden Höfen direkt zugeordnet und beschränken sich auf das notwendige 
Maß. Dadurch soll erreicht werden, dass die baulichen Erweiterungsmöglichkeiten der 
Hofanlagen in einem städtebaulich und landschaftsplanerisch verträglichen Maß erfolgen. 
Die Baugrenzen sollen die für die Bewirtschaftung der Höfe nötigen Erweiterungen im 
vorgesehenen Rahmen zulassen und sind zugleich so bemessen und ausgerichtet, dass 
die typische Ortsstruktur und besonders erholungswirksame Ausblicke von den Dorfstra-
ßen in die umgebende Feldmark erhalten werden.  
Eine Ausweisung der Betriebsflächen mit ihren Gebäuden als Dorfgebiet kann nicht erfol-
gen, weil diese Gebäude als landwirtschaftliche Gebäude genehmigt wurden und diese 
Nutzung auch so gesichert werden soll. Eine Nutzung der großvolumigen landwirtschaftli-
chen Gebäude z.B. durch Gewerbe würde den Planungszielen des Bebauungsplans wi-
dersprechen. 

Beschränkung der Wohnungsanzahl 
Beschränkung der Wohnungsanzahl auf max. 3 
Wohnungen je Gebäude im Dorfgebiet und 2 

Mit diesen Beschränkungen soll die weitere Umwandlung von größeren Gebäuden in eine 
Vielzahl von neuen Wohnungen mit Nebenanlagen und mit den damit verbundenen nega-
tiven Folgen für das Erscheinungsbild des Dorfes und einer Verstärkung des Verkehrs, 
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Stellungnahme von zum Thema / zur Festsetzung 
schriftliche Ausführung  

Stellungnahme Stadt- und Landschaftsplanung (A/SL 3) 

Wohnungen auf landwirtschaftlichen Flächen 
widerspricht der Nutzung und den Interessen 
der Grundstückseigentümer und Betriebe. Zur 
Unterbringung von Personal Zulässigkeit von 
mehr Wohnungen in großen Gebäuden uner-
lässlich. Große landwirtschaftliche Gebäude nur 
dann kostendeckend nutzbar, wenn Unterbrin-
gung von mehr Wohnungen möglich. Gewählte 
Einschränkungen sind nicht gerechtfertigt. 

vermieden werden (vgl. Begründung Kap. 5.1.5.2). Für die bisher nach Baustufenplan zu-
lässigen Gebäude war ebenfalls eine Beschränkung auf die Landwirtschaft vorgesehen. 
Regelhaft war für die Landwirtschaft ein Wohnhaus für die Familie des Betriebsleiters und 
ein Wohnhaus als Altenteiler genehmigungsfähig. Die baurechtliche Öffnung mit der Mög-
lichkeit bis zu 3 Wohnungen in Wohnhäusern im Dorfgebiet und bis zu 2 Wohnungen in 
den Wohngebäuden auf den Flächen für die Landwirtschaft lässt bereits eine Zunahme 
der Wohnnutzungen im Dorf zu, beschränkt sie jedoch noch auf ein erwartetes verträgli-
ches Maß. Im derzeitigen Wohngebäude mit einer Ausweisung als Dorfgebiet wären 
dementsprechend bis zu 3 Wohnungen zulässig, was als ausreichend auch für die Bewirt-
schaftung der Betriebsgebäude eingeschätzt wird. 

§ 2 Nr. 26: Dachneigungen 
Beschränkungen der Dachausformung der 
Wohngebäude zur Erreichung der Planungsziele 
nicht erforderlich. Auch geringere Neigung sollte 
zulässig sein. 

Die historische Bausubstanz ist prägend für das Milieu des Dorfkerns. Diese ist geprägt 
von typischen Sattel- oder Walmdächern mit einer Neigung von über 20 %. Durch Nicht-
beachtung dieser Dachneigungen würde das Ortsbild in seinem Charakter gestört. 
Besonders die Bauentwicklung nach dem zweiten Weltkrieg hat auch im Dorf Sülldorf 
teilweise zu milieuschädigenden Auswirkungen geführt. Das Außerachtlassen der traditio-
nellen Bebauung hat dazu beigetragen, dass Baukörper entstanden, die in der Wahl der 
Baumaterialien, Bauform und Gestaltung wie Fremdkörper zwischen dem historischen 
Baubestand wirken. Die Gestaltungsvorschriften sollen dazu beitragen, dass sich Neubau-
ten und bauliche Veränderungen in ihrer Architektursprache und in der Wahl der Bauma-
terialien in das besondere Umfeld des Dorfs einfügen. Für bestehende Gebäude gilt zu-
nächst Bestandsschutz. Bei einem Neubau oder einer wesentlichen Erweiterung sollen 
den städtebaulichen Erhaltungszielen entsprechend nur Sattel- oder Walmdächer mit ei-
ner Neigung zwischen 20 und 45 Grad zulässig sein. 

15) 
Grundstückseigentümer 
Sülldorfer Kirchenweg 
268 
(Flurstück 22) 

Baugrenzen für Wohngebäude 
Bestehendes Haus mit 65 qm Wohnfläche 
schon für 2 Personen zu klein. Es wird dringend 
ein weiteres Zimmer benötigt. Bitte um Vergrö-
ßerung des Baufensters um 30 qm. 

Das Gebäude ist Teil eines erkannten Denkmal-Ensembles (Altenteiler der nördlich an-
schließenden Hofanlage) und die Baugrenze erlaubt eine kleine Erweiterung des Be-
standsgebäudes im Nordosten. Die Baugrenze ist zwar sehr klein, aber im Verhältnis zur 
Grundstücksgröße mit ca. 430 qm ist die Bauausnutzung mit einer Grundflächenzahl von 
etwa 0,2 vergleichbar mit den anderen Baugrundstücken im Plangebiet. 

16) 
Grundstückseigentümer 
Ohlnhof 7  
(Flurstück 18) 

Baugrenzen für Wohngebäude 
Zum Ausbau zu einem Drei-Generationen-Haus 
und zur notwendigen energetischen Sanierung 
des Gebäudes nach heutigem Standard wird um 
eine Ausweitung der Baugrenzen gebeten.   

An den ausgewiesenen Baugrenzen wird festgehalten. Eine geringe Überschreitung der 
Baugrenzen für eine energetische Sanierung von Gebäuden ist grundsätzlich zulässig. 
Nach § 2 Nr. 3 der geplanten Verordnung darf die zulässige Grundfläche durch die Grund-
flächen der in § 19 Absatz 4 Satz 1 der Baunutzungsverordnung bezeichneten Anlagen, 
um bis zu 50 vom Hundert überschritten werden. Terrassen sind außerhalb der Baugren-
zen bis zu 20 vom Hundert der durch die Baugrenzen festgesetzten Grundfläche, zuläs-
sig. 
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Im Rahmen der öffentlichen Auslegung ging auch eine zweite Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Hamburg ein, weil nach Auffassung der 
Landwirtschaftskammer die in der ersten Stellungnahme bereits erwähnten Kritikpunkte leider keine Berücksichtigung gefunden hätten. 
Auf die hierin noch einmal aufgeworfenen Punkte wird schriftlich kurz eingegangen. 
 
 
Zweite  
Stellungnahme  
 
Landwirtschafts-
kammer Hamburg 

Baugrenzen landwirtschaftlicher Betriebe 
Baugrenzen für Landwirte sind zu eng gefasst, 
aktueller Gebäudebestand und Anlagen sind 
nicht vollständig in Plan dargestellt. 

Entsprechend der Aufstellungsbeschlüsse von 1989 soll durch die Bebauungsplanung 
„der ursprüngliche Dorfkern von Sülldorf in seiner Struktur erhalten und vor ortsuntypi-
scher Verdichtung bewahrt werden. Für Teile des Plangebiets sollen Erhaltungsbereiche 
nach § 172 des Baugesetzbuchs festgelegt werden, um die Mischung aus ortsbildprägen-
den ländlichen Wohn- und Wirtschaftsgebäuden des 19. Jahrhunderts und unter Denk-
malschutz stehende Einzelobjekte zu erhalten.“ Der Plan sieht im Wesentlichen Auswei-
sungen von Baugrenzen entsprechend dem Bestand vor.  
Bauliche Erweiterungsmöglichkeiten der landschaftlichen Betriebe auf ihren landwirt-
schaftlichen Nutzflächen sind den noch bestehenden Höfen direkt zugeordnet und be-
schränken sich auf das notwendige Maß. Dadurch soll erreicht werden, dass die bauli-
chen Erweiterungsmöglichkeiten der Hofanlagen in einem städtebaulich und landschafts-
planerisch verträglichen Maß erfolgen. Die Baugrenzen sollen die für die Bewirtschaftung 
der Höfe nötigen Erweiterungen im vorgesehenen Rahmen zulassen und sind zugleich so 
bemessen und ausgerichtet, dass die typische Ortsstruktur und besonders erholungswirk-
same Ausblicke von den Dorfstraßen in die umgebende Feldmark erhalten werden. Vor 
der Festsetzung der Baugrenzen für die landwirtschaftlichen Betriebe wurden Gespräche 
mit den Eigentümern geführt und deren Wünsche weitgehend berücksichtigt. Bauliche 
Erweiterungen und Umstrukturierungen werden in ausreichendem Maße entsprechend 
der Planungsziele gelenkt zugelassen (vgl. Begründung Kap. 5.1.). Die geplanten Bau-
grenzen werden als ausreichend für den langfristigen Erhalt der Betriebe erachtet. Die 
Baugrenzen für die landwirtschaftlichen Betriebe wurden bestandsorientiert so gewählt, 
dass erforderliche Brandschutzbestimmungen und Abstandsflächen zum Nachbargrund-
stück eingehalten werden. 
Eine Darstellung von weiteren bestehenden Nebengebäuden in die Planzeichnung wird in 
dem Umfang nachgekommen, wie diese in der zugrundeliegenden offiziellen Deutschen 
Stadtgrundkarte des Landesvermessungsamtes mit aktualisiertem Stand dargestellt sind. 
Ansonsten besitzen bestehende, genehmigte Nebengebäude generell Bestandsschutz, 
auch wenn sie nicht in der Planzeichnung dargestellt sind. Eigene Ergänzungen von Bau-
körpern durch die Stadtplanung des Bezirks in der Planzeichnung sind nicht vorgesehen 
und werden auch nicht als erforderlich erachtet.  

Planungsziele, Abwägung 
Planziel einer Erhaltung der Betriebe dem Ziel 
des Erhalts der Dorfstruktur untergeordnet und 
nicht gleichrangig behandelt. Dies kommt zum 
Ausdruck über zahlreiche Festsetzungen mit zu 
starker Nutzungseinschränkung für die Betriebe. 

Beide Planungsziele werden mit diesem Bebauungsplan aufgegriffen und bei gegensätzli-
chen Ansprüchen abgewogen, weshalb den Höfen auch eine gelenkte Betriebsauswei-
tungsmöglichkeit und z.T. auch Wohnungsaufstockung erlaubt wird. Die geplanten Bau-
grenzen werden als ausreichend für den langfristigen Erhalt des Betriebes erachtet. 
Durch die Sicherung der besonderen Struktur des Dorfes wird es auch erwartet, dass sich 
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die Attraktivität der Reit- und Pensionspferdebetriebe für deren Kunden noch verbessert. 
Einkommenseinbußen für Landwirte durch den B-Plan werden nicht erwartet. Den land-
wirtschaftlichen Betrieben werden ausreichende Möglichkeiten zur Flächenbewirtschaf-
tung im Landschaftsschutzgebiet eingeräumt. 
Eine gerechte Abwägung im Sinne des § 1 (7) des BauGB wurde somit vorgenommen. 

Aktualität Gutachten 
Agrarstrukturelles Gutachten ist nicht aktuell.  

Bei der Abstimmung mit den Trägern öffentlicher Belange und im Arbeitskreis I wurden 
keine aktualisierten Gutachten gefordert. Die wesentlichen Elemente zur Beurteilung der 
dörflichen Gesamtsituation der städtebaulichen Struktur und des Landschaftsbildes haben 
sich jedoch auch kaum verändert. Die aktuelle Bestandsausrichtung und Entwicklung der 
landwirtschaftlichen Betriebe ist bekannt und wurde weitgehend berücksichtigt. Eine Aktu-
alisierung der Gutachten wird deshalb nicht als notwendig erachtet. 

Wohnungsanzahl und Nutzungseinschrän-
kung  
Ungleichbehandlung Landwirte durch Beschrän-
kung auf 2 Wohnungen - und dieses nur bei 
landwirtschaftlicher Notwendigkeit. Im Dorfge-
biet aber 3 Wohnungen und Möglichkeit zu Ge-
werbenutzung.  
 
Einrichtung eines möglichen Schulbauernhofs 
oder eines Heuhotels findet keine Beachtung. 

Nach § 1a (2) Satz 2 BauGB sollen landwirtschaftlich genutzte Flächen nur im notwendi-
gen Umfang umgenutzt werden. Diese Regelung dient auch dem Schutz der Landwirt-
schaft vor einem erhöhten Preisdruck auf den eigenen Flächen. 
Mit den Beschränkungen bei den zulässigen Wohnungen soll die weitere Umwandlung 
von größeren Gebäuden in eine Vielzahl von neuen Wohnungen mit Nebenanlagen und 
mit den damit verbundenen negativen Folgen für das Erscheinungsbild des Dorfs und ei-
ner Verstärkung des Verkehrs, vermieden werden (vgl. Begründung Kap. 5.1.5.2). Mehr-
familienhäuser sind in dem Plangebiet als bauliche Fehlentwicklungen zu bezeichnen und 
bilden einen Fremdkörper in der schützenswerten Dorfstruktur. Weitere Mehrfamilienhäu-
ser sollen vermieden werden. 
Regelhaft war für die Landwirtschaft ein Wohnhaus für die Familie des Betriebsleiters und 
ein Wohnhaus als Altenteiler genehmigungsfähig. Die baurechtliche Öffnung mit der Zu-
lässigkeit von bis zu 2 Wohnungen in den Wohngebäuden auf den Flächen für die Land-
wirtschaft und bis zu 3 Wohnungen in Wohnhäusern im Dorfgebiet lässt bereits eine Zu-
nahme der Wohnnutzungen im Dorf zu, beschränkt sie jedoch noch auf ein erwartetes 
verträgliches Maß. Für den wirtschaftlichen Erhalt der Gebäude können entsprechend der 
Gebäudegröße unterschiedlich große Wohnungen entstehen.  
Die höchstzulässige Wohnungszahl von 2 Wohnungen je landwirtschaftlichen Wohnge-
bäude wird als für den Betrieb ausreichend angesehen.   
Die Einrichtung eines „Heuhotels“ und eines „Schulbauernhofs“ auf dem landwirtschaftli-
chen Betrieb Sülldorfer Kirchenweg 237 ist entsprechend der getroffenen Festsetzungen 
zulässig. Von anderen Landwirten wurde dieser Wunsch bei den geführten Gesprächen 
nicht geäußert. 

 
 

Volker Lehmberg 
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Bebauungsplanentwurf  Sülldorf 4  - Abwägung der Stellungnahmen zur zweiten Auslegung  

Die zweite öffentliche Auslegung fand in der Zeit vom 20. Juni bis 11. Juli 2012 statt. Im Amtlichen Anzeiger Nr. 45 vom 12. Juni 2012 wurde darauf hingewiesen, dass 
Anregungen „nur zu den geänderten Teilen des Bebauungsplans“ vorgebracht werden können. Diese Einschränkung findet seine Rechtsgrundlage in § 4a (3) Satz 2 
BauGB, nach dem bestimmt werden kann, „dass Stellungnahmen nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen abgegeben werden können.“ 

Insgesamt wurden 6 Stellungnahmen fristgerecht abgegeben. 

Hiervon sind förmlich nur zwei Stellungnahmen zulässig, weil diese sich auf geänderte oder ergänzte Festsetzungen beziehen.  

Die weiteren vier Stellungnahmen beziehen sich auf nicht geänderte Festsetzungen und wiederholen z.T. Anregungen zur ersten Auslegung. 

Zur aktuellen Abwägung des Amtes vgl. die in 2011 versandte Abwägung des Amtes der Anregungen zur ersten Auslegung vom 25.07.2011. 

 

Aufgrund der eingegangenen Anregungen ergeben sich nach der Abwägung des Bezirksamtes keine Änderungen an den vorgesehenen Festsetzungen des Bebau-
ungsplans. 

 

Stellungnahme von zum Thema / zur Festsetzung 
schriftliche Ausführung  

Abwägung Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung 

1) 

Grundstückseigentümer 
Schlankweg 14 

(Flurstücke 13 und 3307) 

 
(vgl. Anregung Nr. 3  
aus erster Auslegung) 

Darstellung Bestandsgebäude 

Wiederholte Bitte um Darstellung zwischenzeitlich 
eingemessener und in Grundkarte noch fehlender 
Gebäude.  

Siehe Abwägung Nr. 3 aus erster Auslegung. 

Der wiederholten Forderung nach einer Darstellung der Nebengebäude und rückwär-
tigen Gartenhäuschen in der Planzeichnung wird in dem Umfang nachgekommen, 
wie diese jeweils in der aktuell zugrundeliegenden offiziellen Kartengrundlage des 
Landesvermessungsamtes dargestellt sind. In der aktuellsten ALKIS-Grundlage vom 
Juli 2012 werden die in Diskussion stehenden Gebäude zwischenzeitlich ergänzt. Vor 
Feststellung des Bebauungsplans wird die Kartengrundlage noch einmal aktualisiert. 
Ansonsten besitzen bestehende, genehmigte Nebengebäude Bestandsschutz, auch 
wenn sie nicht in der Planzeichnung dargestellt sind.  

2)  
RA 
Grundstückseigentümer 
Sülldorfer Kirchenweg 221 
(Flurstück 3152) 
 
(vgl. Anregung Nr. 9  
aus erster Auslegung) 

Hinweis auf Anregungen zur ersten Auslegung 
verbunden mit der Kritik, dass diese Punkte nicht 
ausreichend beachtet und geändert worden seien. 

Anzahl der zulässigen Wohnungen 

Bislang sei nicht zu erkennen, ob und ggf. inwie-
weit mit der Änderung des Bebauungsplans tat-
sächlich die angeregte Erweiterung der zulässi-
gen Wohnnutzung in dem Gebäude des Eigentü-
mers im Sülldorfer Kirchenweg 219 verbunden ist. 

 

Siehe Abwägung Nr. 9 aus erster Auslegung: „Der Anregung wird in so weit gefolgt, 
als dass die Anzahl der höchstens zulässigen Wohnungen für das gesamte Altge-
bäude gilt. Der in seiner Funktion obsolete Heuboden des als Denkmal erkannten 
Wohnwirtschaftsgebäudes könnte somit als Wohnung genutzt werden.“ 

 

Nach Abwägung des Amtes ist es für die weitere Entwicklung des Betriebes ausrei-
chend, in den bestehenden zwei Gebäuden eine Gesamtanzahl von vier Wohnungen 
zu ermöglichen. Den Wunsch nach sechs Betriebswohnungen kann daher nicht ge-
folgt werden. 

- A
nlage 2 -
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Stellungnahme von zum Thema / zur Festsetzung 
schriftliche Ausführung  

Abwägung Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung 

 

 

Anregungen ohne Bezug zu Änderungen im B-Plan 

3) 
RA  
Grundstückseigentümer 
am Ohlnhof  
(Flurstück 2158) 
 
(vgl. Anregung Nr. 13 aus ers-
ter Auslegung) 

Festsetzung des Grundstücks als Fläche für 
die Landwirtschaft ohne Baugrenzen 

Das Flurstück liege zwischen bereits bebauten 
Grundstücken. Der Eigentümer möchte seinen Al-
terswohnsitz von Pinneberg nach Sülldorf verle-
gen. Genau zu diesem Zweck habe er das 
Grundstück am Ohlnhof vor ca. 30 Jahren erwor-
ben. Das Grundstück sei mit Ver- und Entsor-
gungsleitungen voll ausgestattet. Es liege an der 
ausgebauten Straße Ohlnhof. Noch in den 90er 
Jahren sei in einem von neutralen Gutachtern er-
stellten, öffentlich ausgelegten Bebauungsplan-
entwurf auf diesem Grundstück ein Baufenster 
eingezeichnet gewesen, welches den Vorstellun-
gen des Eigentümers entsprach. Der Eigentümer 
beabsichtige, auf dem Grundstück ein Einfamili-
enhaus zu errichten, verbunden mit einem Stall 
für die Aufzucht von ca. 6 Kälbern bzw. im Be-
darfsfall zur Unterbringung von 1 bis 2 Kühen zur 
Behandlung im Krankheitsfall. Der Eigentümer 
beabsichtige zu diesem Zweck einen Bauantrag 
zu stellen. Der Eigentümer sei Landwirt und besit-
ze eine kleine Weide von 5000 qm am Ellernholt 
sowie 20 ha landwirtschaftliche Fläche und 15 ha 
Wald nördlich des Klövensteen im Kreis Pinne-
berg. 

Siehe Abwägung Nr. 13 aus erster Auslegung: „Entsprechend der Aufstellungsbe-
schlüsse von 1989 soll durch die Bebauungsplanung der ursprüngliche Dorfkern von 
Sülldorf in seiner Struktur erhalten und vor ortsuntypischer Verdichtung bewahrt wer-
den. Der Plan sieht im Wesentlichen Ausweisungen von Baugrenzen entsprechend 
dem Bestand vor. Zum Planungsziel gehört es somit auch, noch unbebaute Flächen 
im Dorf vor einer weiteren Bebauung zu schützen und so die als besonders schüt-
zenswert erachtete lockere Bebauung im Dorf so zu bewahren.  

Der landwirtschaftliche Betrieb des Eigentümers befindet sich nördlich von Sülldorf in 
Pinneberg, Stadtteil Waldenau-Datum. Eine Flächennutzung z.B. als Pferdeweide 
oder Gartenbaufläche kann bei dieser Flächengröße in einer für den Eigentümer 
durchaus wirtschaftlichen Weise erfolgen, ggf. auch über eine Verpachtung.“ 

4) 
RA  
Grundstückseigentümer 

Sülldorfer Kirchenweg 218,  
(Flurstück 2470) 

 
(vgl. Anregung Nr. 4 aus ers-

Hinweis auf Anregungen zur ersten Auslegung 
verbunden mit der Einschätzung, dass den Anre-
gungen nicht Rechnung getragen worden sei.  

Siehe Abwägung Nr. 4 aus erster Auslegung. 
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Stellungnahme von zum Thema / zur Festsetzung 
schriftliche Ausführung 

Abwägung Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung 

ter Auslegung) 

5) 
RA 
Grundstückseigentümer 
Lehmkuhlenweg 9-15 
(Flurstück 8) 

(vgl. Anregung Nr. 5 aus ers-
ter Auslegung) 

Hinweis auf Anregungen zur ersten Auslegung 
verbunden mit der Kritik, dass diese Punkte nicht 
aufgegriffen und geändert worden seien.  

Siehe Abwägung Nr. 5 aus erster Auslegung. 

6)  
RA 
Grundstückseigentümer 
Schlankweg 19 

(Flurstück 2220  
außerhalb B-Plan) 

(vgl. Anregung Nr. 6 aus ers-
ter Auslegung) 

Hinweis auf Anregungen zur ersten Auslegung 
verbunden mit der Kritik, dass diese Punkte nicht 
aufgegriffen und geändert worden seien.  

Dem Eigentümer des Grundstücks 2220 sei es 
weiterhin in keiner Weise verständlich, warum im 
Zuge der Änderung des Bebauungsplans im 
Schlankweg zwar eine Ausweitung des Dorfge-
biets erfolgt ist, sein Grundstück trotz seiner ein-
deutigen Zugehörigkeit zum Sülldorfer Dorfkern 
aber weiterhin nicht in den Geltungsbereich des 
Plangebiets einbezogen worden sei. 

Siehe Abwägung Nr. 6 aus erster Auslegung. 

 Lehmberg 
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